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Vorwort zur dritten Auflage

Aufbau der dritten Auflage
Seit dem Erscheinen der 2. Auflage dieses Handbuchs haben sich einige Veränderungen ergeben,
deren wichtigste die Einführung des Euro ist. Über weite Teile bleiben die Ausführungen der 2.
Auflage jedoch aktuell. Der Verlag und ich haben uns deswegen entschlossen, den bewährten
Druckstock der 2. Auflage zu belassen, zumal diese 2. Auflage eine ausgezeichnete Resonanz ge-
funden hat (z.B. in der FAZ: „Leitfaden zur Außenhandelsfinanzierung ... ein Standardwerk").
Die Aktualisierung dieser 3. Auflage wird aus diesem Grund mit einem Anhang vollzogen.

Anhang
Der Schwerpunkt des Anhangs umfasst

-

wegen der Einführung des Euro und dem damit verbun-
denen Übergang auf die Mengennotierung am Devisenmarkt

-

das Kapitel „7 Wechselkurse und
Devisengeschäfte".
Zur Aktualisierung der übrigen Kapitel sind die wichtigsten Änderungen im Anhang jeweils in
einer Kurzfassung vorgestellt. Darüber hinaus genügt es in der Regel, die in den Anwendungsbei-
spielen der 2. Auflage ausgewiesenen DM-Beträge durch den Euro zu ersetzen, ohne dass der Aus-
sagewert dieser Anwendungsbeispiele dadurch eine Einschränkung erfahren würde.
Die Gliederungssystematik des Anhangs entspricht der Systematik des Gesamtwerks.

Weiterführende Werke
Zur Vertiefung und zur Erweiterung des vorliegenden Erkenntnisgegenstandes habe ich zwei wei-
tere Werke herausgegeben und dazu international erfahrene (Mit-)Autoren aus der Praxis und den
Hochschulen gewonnen:
• Handbuch der Akkreditive, Inkassi, Exportdokumente und Bankgarantien

-

Arten, Ab-
wicklungen, Fallbeispiele, Problemlösungen, Prüflisten, Richtlinien und Kommentare

-

R. 01-
denbourg Verlag München und Wien,
sowie als praxisorientierter Brückenschlag zwischen den Rechtswissenschaften und den Wirt-
schaftswissenschaften das

• Handbuch für Kaufrecht, Rechtsdurchsetzung und Zahlungssicherung im Außenhandel
-Internationale Kaufverträge, internationale Produkthaftung, Eigentumsvorbehalt, Schiedsge-

richtsbarkeit, gerichtliche Durchsetzung und Vollstreckung, internationale Zahlungs- und Siche-
rungsinstrumente, Incoterms

-

R. Oldenbourg Verlag München und Wien.

Laichingen (Schwäbische Alb) Siegfried Georg Häberle



Vorwort zur zweiten Auflage - gekürzt-

Aktualisierungen in der zweiten Auflage
Die erste Auflage des 1994 erschienen Handbuchs der Außenhandelsfinanzierung war bereits Mitte
1996 vergriffen. Der Verlag und ich haben uns entschlossen, an der Stelle eines unveränderten
Nachdrucks eine aktualisierte und erweiterte zweite Auflage zu schaffen, die 1998 erschienen ist.
Die darin aufgenommenen Aktualisierungen waren erbeblich:
• Neufassung der Einheitlichen Richtlinien für Inkassi (ERI 522 bzw. URC 522 der ICC),
• Neufassung der Einheitlichen Richtlinien und Gebräuche für Dokumenten-Akkreditive

(ERA 500 bzw. UCP 500 der ICC),
• Weiterentwicklung von UN/EDIFACT,
• Modifikationen bei den Ausfuhrkreditversicherungen und bei den staatlichen Ausfuhrgewähr-

leistungen
• sowie viele weitere ins Detail reichende Änderungen bei den übrigen Zahlungs-, Sicherungs-

und Finanzierungsinstrumenten des betrieblichen Außenhandels.

Erweiterungen in der zweiten Auflage
Die Neuauflage hat mir darüber hinaus die Chance eröffnet, eine Komplettierung vorzunehmen und
nunmehr auch die mittel- und langfristige Außenhandelsfinanzierung sowie weitere Erkenntnisbe-
reiche in das Handbuch aufzunehmen:
• Mittel- und langfristige Exportfinanzierungen der Geschäftsbanken,
• Exportfinanzierungen der AK \ Ausfuhrkredit-Gesellschaft mbH,
• Exportfinanzierungen der KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau,
• Exportleasing,
• Bankgarantien im Außenhandel.

Dank
Bei vielen Damen und Herren der betrieblichen Praxis habe ich Informationen über die aktuelle
Abwicklung der Außenhandelsfinanzierung eingeholt. Ihnen allen danke ich für die Ergiebigkeit
der Gespräche.
Herr Dipl.-Betriebswirt Richard Staiger hat nicht nur meine Abbildungsentwürfe grafisch gestal-
tet, sondern mit außergewöhnlichem Engagement auch das Manuskript in druckfertige Vorlagen
umgesetzt. Frau Doris Schall hat für diese zweite Auflage viele Passagen mit bewährter Sorgfalt
geschrieben. Beiden gilt mein besonderer Dank und meine Anerkennung.
Herrn Dipl.-Volkswirt Martin M. Weigert, Cheflektor WiSo-Steuem-Recht, und seinen Mitarbei-
tern

-

insbesondere Herrn Alois Reichinger
-

im R. Oldenbourg Verlag, München und Wien,
danke ich für die qualifizierte und umfassende Betreuung sowie für die Umsetzung meiner an-
spruchsvollen Gestaltungswünsche für dieses Buch.
Erneuter Dank gebührt meiner Familie für das Verständnis und für die Unterstützung meiner litera-
rischen Arbeit.

Laichingen (Schwäbische Alb) Siegfried Georg Häberle



Vorwort zur ersten Auflage
Die ausgeprägte und weiterhin zunehmende Export- und Import- Wissensbedarf
Orientierung führt bei den Industrie-, Handels- und Bankbetrieben
zu einem großenWissensbedarf über die Abwicklung von Auslands-
geschäften und über die damit verbundene Außenhandelsfinanzie-
rung.
Auf dem Gebiet der Außenhandelsfinanzierung umfasst dieser Be-
darf an Wissen insbesondere
• die im Kaufvertrag zu vereinbarenden Zahlungsbedingungen so-

wie die damit verbundenen Risiken;
• die Auskunftsquellen über die Zahlungsfähigkeit und Seriosität

von Importeuren und Exporteuren;
• die verfügbaren Zahlungs- und Sicherungsinstrumente zur Ab-

wicklung von Export- und Importgeschäften, insbesondere Aus-
landsüberweisungen, Auslandsschecks, Auslandswechsel,
Dokumenteninkassi und Dokumentenakkreditive;

• die Refinanzierungsinstrumente, die häufig zugleich eine Ab-
sicherung für Exporteure und Importeure bieten, z.B. Eurokre-
dite, Exportfactoring und Forfaitierung;

• die reinen Sicherungsinstrumente, die von den Devisen(termin)-
geschäften bis hin zu den privatwirtschaftlichen Warenkreditver-
sicherungen und den staatlichen Ausfuhrgewährleistungen (sog.
Hermes-Deckungen) reichen.

Ich habe das vorliegende Handbuch für die betriebliche Praxis so- Leserkreis
wie für die wirtschaftsorientierten Hochschulen und Schulen ge-
schrieben. Schwerpunktmäßig richtet sich das Buch
• an die Führungskräfte und Mitarbeiter in den Export- und Im-

portabteilungen sowie in den Marketing- und Finanzabteilungen
der Industrie- und Handelsbetriebe;

• an die Führungskräfte und Mitarbeiter in den Auslandsabteilun-
gen der Kreditinstitute;

• an Führungskräfte und Mitarbeiter, die in der Aus- und Fortbil-
dung der Betriebe, Akademien und Verbände tätig sind;

• an die Professoren und Studenten der wirtschaftswissenschaftli-
chen Universitäten, Fachhochschulen und Berufsakademien;

• an die Lehrer der wirtschaftsorientierten Berufsschulen, Gym-
nasien, Fachschulen.

Wer bei der Einarbeitung in einen Erkenntnisbereich ausschließ- Selbststudium
lieh oder überwiegend auf Bücher angewiesen ist, erwartet von ei-
nem Lehrbuch, dass der Erkenntnisgegenstand systematisch und
umsichtig erklärt wird.
Im vorliegenden Buch habe ich versucht, diesen Aspekten beson-
ders Rechnung zu tragen. Dieses Bestreben gründet sich auch auf
meine eigenen (guten und schlechten) Erfahrungen mit Büchern:
Ich habe mich auf das Abitur neben der Berufstätigkeit und -weil



VIII Vorwort

ich seinerzeit als Bankprüfer an jeweils wechselnden Einsatzorten
beschäftigt war- weitgehend ohne Schulbesuch, d.h. im Selbststudi-
um vorbereitet. Teile meines Universitätsstudiums habe ich mir
ähnlich erarbeitet. Getragen von diesen Erfahrungen meine ich,
dass ich mein Buch auch denjenigen zum Selbststudium empfehlen
kann, die keine Möglichkeit zum Besuch von Seminaren haben bzw.
die sich auf die Teilnahme an einem Seminar vorbereiten oder ge-
hörte Seminarinhalte vertiefen wollen.

Aufbau/Methodik Die Außenhandelsfinanzierung ist ein weit reichender und zugleich
komplexer Erkenntnisgegenstand. Beim Aufbau und bei der Metho-
dik eines Buches über dieses Fachgebiet müssen deswegen die
Übersichtlichkeit der Darstellung sowie eine durchgängig gleichar-
tige Systematik im Mittelpunkt stehen. Ich versuche diese Ziele mit
folgenden Instrumenten zu erreichen:
• Gliederung des Erkenntnisgegenstandes nach der Chronologie

der Abläufe in der Praxis bzw. nach den Instrumenten der Au-
ßenhandelsfinanzierung;

• Randstichwörter pro Abschnitt sowie Hervorhebungen im Text
durch Fettdruck;

• Grafische Darstellungen der Zahlungs-, Sicherungs- und Refi-
nanzierungsinstrumente sowie deren schrittweise Erläuterung;

• Abbildung von Dokumenten und Vordrucken, einschließlich der
Erklärung ihrer Anwendung;

• Übersichten, Tabellen, Prüflisten, zusammenfassende Darstel-
lungen sowie Empfehlungskataloge für Exporteure, Importeure
und Kreditinstitute.

Erfahrungen Beim Schreiben des vorliegenden Buches konnte ich mich zunächst
auf meine langjährigen Erfahrungen in der betrieblichen Praxis
stützen.
Darüber hinaus habe ich die Konzeption dieses Buches auf Grund-
lage meiner methodisch-didaktischen Erkenntnisse entwickelt, die
ich in einer Vielzahl von Seminaren, Vorträgen und Vorlesungen
vor in- und ausländischen Praktikern und Studenten gewonnen ha-
be, so insbesondere
• an der Fachhochschule für Technik und Wirtschaft Reutlingen,
• an der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität

Tübingen,
• an der Exportakademie Baden-Württemberg,
• an der Berufsakademie Baden-Württemberg,
• an weiteren in- und ausländischen Hochschulen sowie Manage-

mentakademien,
• bei Wirtschaftsverbänden usw.

Haftungsausschluss Ich habe mich in diesem Buch um eine richtige und aktuelle Dar-
stellung der Außenhandelsfinanzierung bemüht. Gleichwohl ver-
mag ich -auch angesichts der Vielschichtigkeit und des Wandels des
vorliegenden Erkenntnisgegenstandes- nicht auszuschließen, dass
mir Fehler unterlaufen sind. Ich bitte deswegen die Leser um Ver-
ständnis dafür, dass ich die Haftung für die Richtigkeit meiner Aus-
führungen ausschließen muss.



Vorwort IX

Bücher können nur fortentwickelt werden, wenn ihre Autoren für Anregungen
Anregungen offen bleiben. In diesem Sinne bitte ich die Leser um
konstruktive Kritik
Ein Handbuch, das einen derart umfassenden und anspruchsvollen Dank
Erkenntnisbereich zum Gegenstand hat, wie ihn die Außenhandels-
finanzierung darstellt, wird im Allgemeinen von einem Autoren-
team geschrieben. Im Interesse einer durchgängig gleichen
Strukturierung von Form und Inhalt habe ich mich jedoch dazu ent-
schlossen, dieses Buch allein zu verfassen. Die sozialen Lasten die-
ses Entschlusses waren erheblich: Über mehrere Jahre hinweg habe
ich meine ohnehin knapp bemessene Freizeit in das vorliegende
Buch investiert.
Zuallererst und besonders herzlich habe ich deswegen meiner Frau
Ruth und unseren Kindern zu danken, dass sie -was die Kinder
anlangt, allerdings nicht immer mit Verständnis- jahrelang auch an
Wochenenden und an Feiertagen auf meine Gesellschaft verzichtet
haben. Mein besonderer Dank gilt darüber hinaus Frau Doris
Schall, Stuttgart, die das Manuskript vom Rohentwurf bis zur end-
gültigen Fassung mit außergewöhnlichem Engagement und mit vor-
bildlicher Sorgfalt geschrieben hat. Ebenso habe ich Herrn
Diplom-Betriebswirt (FH) Richard Staiger zu danken, der Teile
meiner handschriftlichen Entwürfe mit großer Sachkunde und mit
viel Freude an der Arbeit in Abbildungen umgesetzt hat.
Bei vielen Damen und Herren der betrieblichen Praxis habe ich
Informationen über die aktuelle Abwicklung der Außenhandelsfi-
nanzierung eingeholt. Ihnen allen danke ich für die Ergiebigkeit der
Gespräche. Zu besonderem Dank bin ich jenen Damen und Herren
Direktoren und Prokuristen verbunden, die darüber hinaus jeweils
Teile meines Manuskripts einer kritischen Durchsicht unterzogen
oder anderweitig besondere Hilfestellung geleistet haben:
Jürgen Diercks, SEL; Günter Dopjans, Prof. Dr. jur., Herbert Falk,
Commerzbank AG; Gebhard Geiselhart, Deutsche Bank AG; Eu-
gen Gunzenhauser, Allianz Versicherungs-Aktiengesellschaft; Her-
bert Heiler, Südwestdeutsche Landesbank; Eberhard Holl, Baden-
Württembergische Bank; Rudolf Hundertmark, Bayerische Ver-
einsbank AG; Thomas Klenk, Commerzbank AG; Susanne Mader
Mendes, Deutsche Bank AG; Peter Maiwald, Commerzbank AG;
Fritz Nägele, Dresdner Bank AG; Jürgen Sachse, Deutsche Bank
AG; Franz-Josef Sailer, Volksbank Laichingen eG; Günther Tute-
cki, Schwenninger Volksbank eG; Gerhard Weber, Bayerische Ver-
einsbank AG; Gerhard Weihing, Commerzbank AG.

Laichingen (Schwäbische Alb)

Siegfried Georg Häberle
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0 Einführung

Begriffliche Grundlagen
Erkenntnisgegenstand der Außenhandelsfinanzierung sind alle
Vorgänge und Instrumente der Zahlung, der Refinanzierung und
der (finanzwirtschaftlichen) Absicherung, die im Zusammenhang
mit dem grenzüberschreitenden Handels- und Dienstleistungsver-
kehr der Industrie-, Handels- und Bankbetriebe stehen.
Der Ausdruck "Außenhandelsfinanzierung" ist ein Oberbegriff, dem
die Exportfinanzierung, die Importfinanzierung und die Auslandsfi-
nanzierung untergeordnet werden können:

Außenhandelsfinanzierung

Exportfinanzierung Importfinanzierung Auslandsfinanzierung

Außenhandelsfinanzie-
rung

Export- und Import-
finanzierung

Auslandsfinanzierung

Exportfinanzierung und Importfinanzierung hängen zusammen:

Ausgehend von der Exportfinanzierung erfordert die Darstellung
der Importfinanzierung häufig nur die Umkehrung der Sichtweise
der Beteiligten. Dies gilt für die Zahlungsbedingungen ebenso wie
für die meisten (Re-)Finanzierungs- und Sicherungsinstrumente.
Nicht selten wird deswegen in der betrieblichen Praxis und in der
Literatur vereinfachend von Exportfinanzierung gesprochen, ob-
wohl inWirklichkeit auch die Importfinanzierung gemeint ist.
Der Ausdruck "Auslandsfinanzierung" erfährt in der Praxis keine
einheitliche Interpretation: Zum Teil werden mit dem Begriff "Aus-
landsfinanzierung" (in Bankbetrieben mit dem Begriff "Auslandsge-
schäft") dieselben weit reichenden Vorstellungsinhalte verbunden
wie mit dem Begriff "Außenhandelsfinanzierung". Zum Teil wird
unter "Auslandsfinanzierung" aber auch nur eine Kreditaufnahme
im Ausland verstanden.

Erkenntnisbereiche
Es ist offenkundig, dass ein Außenhandelsgeschäft vielfältige und Übersicht
gewichtige Risiken aufweist. Diese Risiken reichen von der Gefahr
der Lieferunfähigkeit des Exporteurs oder der Zahlungsunfähigkeit
des Importeurs über den Eintritt politischer Ereignisse, die sowohl
die Ware als auch die Ansprüche der Beteiligten bedrohen können,
bis hin zu Wechselkursverlusten. Exporteure und Importeure be-
dürfen deswegen zunächst eines fundierten Wissens, das sie befä-
higt, diese Risiken zu analysieren. Darauf aufbauend brauchen sie
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umfassende Kenntnisse über die anwendbaren und auf das Einzel-
geschäft hin gestaltbaren Zahlungsbedingungen sowie über die
damit verbundenen Zahlungs-, Sicherungs- und Refinanzierungsin-
strumente. Diese Erkenntnisbereiche der Außenhandelsfinanzie-
rung können nach der zeitlichen Abfolge ihrer Abwicklung in
Blöcke aufgeteilt werden (siehe Abbildung 0-01).

Prof. Dr. Siegfried G. Häberle
Erkenntnisbereiche und Ablaufskizze derAußenhandelsfinanzierung

Risikoanalyse von Exporteuren und Importeuren
Erhebung derwirtschaftlichen, politischen und wechselkurs-
bezogenen Risiken eines Außenhandelsgeschäfts

<>
Vereinbarung der Zahlungsbedingungen im Kaufvertrag

Darstellung und Abwicklung der Zahlungsinstrumente

Nichtdokumentäre (einfache) Zahlungsbedingungen:
An- bzw. Vorauszahlung, Zahlung bei/nach Erhalt der Ware
gegen einfache Rechnung, eventuell mit (längerem) Zahlungs-
ziel undWechselziehung
Zahlungsinstrumente: Überweisung, Scheck,Wechsel
Dokumentäre Zahlungsbedingungen (-instrumente):
Dokumenteninkassi gegen Zahlung oder Akzeptleistung,
Dokumentenakkreditive mit Sichtzahlung oder Zahlungsziel.
Dokumentäre Zahlungsbedingungen sind zugleich Zahlungs-
und Sicherungsinstrumente

Refinanzierungsalternativen
(z.T. zugleich Absicherungsinstrumente), z.B.
Bankkredite, Wechseldiskontkredite, Eurokredite, Exportfactoring,
AKA-/KfW-Finanzierungen, Forfaitierung, Exportleasing

Abbildung 0-01

Reine Sicherungsinstrumente
Bankgarantien, Wechselkurssicherung, staatliche Exportabsiche-
rung, Warenkreditversicherung



0 Einführung 3

Der Vereinbarung der Zahlungsbedingungen eines Außenhandels-
geschäfts geht die Risikoanalyse der Beteiligten voraus. Insbeson-
dere die Exporteure suchen Erkenntnisse darüber zu gewinnen,
welche wirtschaftlichen Risiken (z.B. Warenabnahmerisiko, Zah-
lungsverzug, Zahlungsausfall), welche politischen Risiken (z.B. Be-
schlagnahme oder Zerstörung der Ware, Zahlungsausfall und
Zahlungsverzögerungen durch staatliche Maßnahmen oder politi-
sche Ereignisse) und -bei Fremdwährungsgeschäften- welche Wech-
selkursrisiken mit den beabsichtigten Außenhandelsgeschäften
verbunden sind.
Zu einer solchen Risikoanalyse stehen den Exporteuren und Impor-
teuren verschiedene Informationsquellen zur Verfügung, die von
den Auskünften der Banken und der gewerblichen Auskunfteien
über sog. Länderindizes bis zu den eigenen Erfahrungen mit dem
ausländischen Geschäftspartner reichen.
Der zweite Erkenntnisbereich der Außenhandelsfinanzierung um-

fasst die verschiedenartigen, auf das einzelne Außenhandelsgeschäft
hin modifizierbaren Zahlungsbedingungen, wie beispielsweise die
Voraus- bzw. Anzahlung des Importeurs, die Zug-um-Zug-Zahlung
bei Dokumentenakkreditiven und bei Dokumenteninkassi, die Ein-
räumung von Zahlungszielen an den Importeur usw.
Konsequenterweise ist diesem Erkenntnisbereich der Außenhan-
delsfinanzierung auch die Darstellung und die Abwicklung der ent-
sprechenden Zahlungsinstrumente zugeordnet, die zum Teil
zugleich eine Sicherungsfunktion erfüllen. Zum einen sind dies die
sog. reinen (nichtdokumentären) Zahlungsinstrumente wie Scheck,
Überweisung und Wechsel, zum anderen sind dies die sog. doku-
mentären Zahlungs- und Sicherungsinstrumente, nämlich Doku-
menteninkassi und Dokumentenakkreditive.
Welche Zahlungsbedingung bzw. welches Zahlungsinstrument die
Beteiligten im konkreten Fall vereinbaren, ist von vielen Einflüssen
bestimmt; ein maßgeblicher Faktor ist aber stets das Ergebnis der
Risikoanalyse der Beteiligten. Dieser Zusammenhang ist durch den
Pfeil zwischen den beiden Erkenntnisbereichen angedeutet.
Als dritter Bereich sind die Alternativen zur Refinanzierung von

Außenhandelsgeschäften dem Erkenntnisgebiet der Außenhandels-
finanzierung zuzuordnen.
In den meisten Fällen wird weder der Exporteur das dem Importeur
eingeräumte Zahlungsziel noch der Importeur die an den Exporteur
geleistete Vorauszahlung aus eigenen Mitteln finanzieren können.
Vielmehr suchen die Beteiligten bei diesen und bei allen übrigen
Zahlungsbedingungen regelmäßig nach geeigneten Refinanzie-
rungsalternativen, die zum Teil zugleich eine Absicherung des Au-
ßenhandelsgeschäftes einschließen. Das Spektrum der
Refinanzierungs- und Absicherungsinstrumente reicht vom traditio-
nellen Bankkontokorrentkredit und Wechseldiskontkredit über Eu-
rokredite bis zum Forderungsverkauf. In die Gruppe der (reinen)
Sicherungsinstrumente (Sicherungsinstrumente, die nicht zugleich
eine Refinanzierung umfassen) sind neben den Bankgarantien und
den Wechselkurssicherungsinstrumenten auch die Warenkreditver-
sicherung sowie die staatliche Exportabsicherung einbezogen.

Risikoanalyse

Zahlungsbedingungen/
Zahlungsinstrumente

Refinanzierungsalter-
nativen und (reine)
Sicherungsinstrumente
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Der in beide Richtungen weisende Pfeil zwischen dem zweiten und
dem dritten Erkenntnisbereich der Außenhandelsfinanzierung deu-
tet an, dass die zu vereinbarende Zahlungsbedingung ebenso wie
das zu wählende Zahlungsinstrument in starkem Maße auch von
den verfügbaren Refinanzierungs- und Absicherungsalternativen
bestimmt wird.

Auslandsgeschäft der Die Kreditinstitute sind in vielfältiger Weise in die Abwicklung der
Banken Export- und Importfinanzierung von Industrie- und Handelsbetrie-

ben eingeschaltet:
• Die Banken, Sparkassen und Spezialinstitute informieren die

Exporteure und Importeure über die wirtschaftlichen, politi-
schen und wechselkursbedingten Risiken von Auslandsgeschäf-
ten und sie beraten die Außenhändler bei der Abfassung der
Zahlungsbedingungen im Kaufvertrag.

• Die Kreditinstitute übernehmen nicht nur den reinen Zahlungs-
verkehr mit dem Ausland, sondern auch die Abwicklung von
Dokumenteninkassi und Dokumentenakkreditiven.

• Darüber hinaus bieten die Kreditinstitute ein breites, auf die
Außenhändler zugeschnittenes Spektrum von Finanzierungs-
und Sicherungsinstrumenten, das sowohl die verschiedenen Kre-
ditarten als auch den Forderungsankauf und die Devisenge-
schäfte umfasst.

Der Erkerintnisbereich "Außenhandelsfinanzierung der Industrie-
und Handelsbetriebe" schließt somit den Erkenntnisgegenstand
"Auslandsgeschäft der Banken" weitgehend ein.

Ausschnittweise Vertiefung
Zusammenhänge Um dem Leser die Struktur des komplexen Gebiets der Außenhan-

delsfinanzierung zu verdeutlichen, erscheint es angebracht, den
soeben angesprochenen Zusammenhang zwischen Zahlungsbedin-
gungen und Refinanzierungsalternativen ausschnittweise und ver-
tiefend darzustellen: Die Abbildung 0-02 weist einerseits die
maßgeblichen kurz-, mittel- und langfristigen Zahlungsbedingungen
aus und andererseits die damit typischerweise korrespondierenden
Refinanzierungsinstrumente, die im Übrigen zum Teil zugleich In-
strumente zur Absicherung vor Wechselkurs- bzw. Zahlungsausfall-
risiken sind.

Besorgung der Anzumerken ist zu der Darstellung 0-02, dass die Refinanzierung
Refinanzierung von Zahlungszielen in der Regel durch den Exporteur besorgt wird.

Im Einzelfall kann aber auch die Vereinbarung getroffen sein, dass
der Importeur die Refinanzierung zu bewerkstelligen hat. Die in der
Abbildung angeführten Refinanzierungsinstrumente können somit
grundsätzlich auch vom Importeur beansprucht werden. Bei den Be-
stellerkrediten tritt der Importeur von Anfang an als Kreditnehmer
in Erscheinung.

Wechselnder Einsatz Während die Zahlungsbedingung im Kaufvertrag nur in Ausnahme-
fällen nachträglich geändert wird, erweist sich die Refinanzierung
dem Ziel zugänglich, die jeweils günstigsten (Zins-)Konditionen
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Prof. Dr. Siegfried G. Haberle
Überblick über Zahlungsbedingungen und maßgebliche Refinanzierungs-
instrumente im Außenhandel

Kurz- bzw. mittelfristige Zahlungsbedingungen und
Refinanzierungsinstrumente

Kurz- bzw. mittelfristige Zahlungs-
bedingungen im Außenhandel:
• Nichtdokumentäre
Zahlungsbedingungen:
o An- bzw. Vorauszahlungen
o Zahlung bei Lieferung, evü. durch

Nachnahme
o Zahlung nach Lieferung (Liefer-

vertragskredit, evü. aufWechselbasis)
• Dokumentäre Zahlungsbedingungen:

o Dokumenteninkassi

-

Dokumente gegen Zahlung
-

Dokumente gegen Akzept
-

Dokumente gegen unwider-
ruflichen Zahlungsauftrag

o Dokumentenakkreditive

-

Sichtzahlungsakkreditiv
-

Deferred-Payment-Akkreditiv
-

Akzept-(Rembours-)Akkreditiv
-

Sonderformen

Kurz- bzw. mittelfristige Refinan-
zierungsinstrumente im Außen-
handel:
• Kontokorrentkredite

• Negoziierungskredite
• Wechseldiskontkredite

• Bankakzepte(-kredite)
• Eurokredite

• AKA-Globalkredite

• Exportfactoring
• Forfaitietungen
Teilweise erfolgt ein kombinierter Einsatz
dieser Instrumente. Grundsätzlich sind
Kreditaufnahmen auch bei ausländischen
Kreditgebern (z.B. als Fremdwährungskre-
dite) möglich. Die Abgrenzung zwischen
mittel- und langfristigen Instrumenten ist
schwierig (z.B. bei Forfaitierungen).

Langfristige Zahlungsbedingungen und
Refinanzierungsinstrumente

Langfristige Zahlungsbedingungen
im Außenhandel (insbesondere bei
Investitionsgütern):
• In der Regel werden verschiedene
Zahlungsbedingungen kombiniert

• Beispiel für die Elemente einer
kombinierten Zahlungsbedingung:
o Anzahlung bei Vertragsabschluß

(evtl. gegen Anzahllingsgarantie,
z.B. 5 %)

o Dokumenteninkasso oder
Dokumentenakkreditiv auf Basis der
Verschiffungsdokumente
(sog. Dokumentemate, z.B. 10 %)

o Ratenzahlung, evtl. mit Solawechseln
oder Akzeptierung einer Anzahl von
gezogenen Wechseln mit zeitlich
gestaffelten (i.d.R. halbjährlichen)
Wechselfälligkeiten (i.d.R. mit Ga-
rantie der Importeurbank, z.B. 85 %
des Kaufpreises)

Langfristige Refinanzierungs-
instrumente im Außenhandel:

• Bankkredite an Exporteure
o Geschäftsbankenkredite
o AKA-Kredite
o KfW-Kredite

• Forfaitierungen
• Bestellerkredite bzw. Bank-zu-Bank-
Kredite
o Geschäftsbankenkredite
o AKA-Kredite
o KfW-Kredite

• Roll-over-Kredite
(insbesondere Euromarktkredite)

• Internationale Konsortialkredite

• Exportleasing

Abbildung 0-02
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bzw. die optimale Refinanzierungsstruktur durch wechselnden Ein-
satz der Refinanzierungsinstrumente zu erreichen. In der Praxis er-
folgt beispielsweise die Refinanzierung der Herstellungsphase
häufig mit (teuren) Kontokorrentkrediten, die nach Forderungsent-
stehung eventuell durch (zinsgünstigere) Wechseldiskontkredite
oder -falls der auf den Importeur gezogene Wechsel nicht bundes-
bankfähig sein sollte- durch eine Kreditaufnahme am Euromarkt
ersetzt werden.
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1 Risikoanalyse
1.1 Übersicht über die Risiken von Exporteuren und Impor-

teuren sowie über die Informationsquellen zur Risikoanalyse
Die Ausführungen in diesem Abschnitt dienen lediglich der Einfüh- Hinweis
rung und der Übersicht. Detailliert sind die Risikoarten und die
Informationsquellen in den folgenden Abschnitten beschrieben und
beurteilt.

Risiken des Exporteurs
Der Exporteur ist einer Vielzahl von Risiken ausgesetzt, die insbe- Vielfältige Risiken des
sondere dann in Erscheinung treten, wenn er dem Importeur ein Exporteurs
Zahlungsziel einräumen muss (Forderungsrisiken) und/oder wenn
die Warenlieferung auf Fremdwährungsbasis erfolgt (Wechselkurs-
risiken); vgl. Abbildung 1.1-01.
Indessen entstehen die Risiken des Exporteurs keineswegs erst mit
der Entstehung seiner (Fremdwährungs-)Forderung. Vielmehr ist
der Exporteur bereits ab dem Zeitpunkt des Abschlusses des Kauf-
vertrags bzw. mit Beginn der Fabrikation besonderen Risiken aus-
gesetzt, weil bereits in dieser Phase politische oder wirtschaftliche
Ereignisse eintreten können (z.B. die Zahlungsunfähigkeit des Im-
porteurs oder Krieg bzw. Revolution im Importland), die den Ab-
bruch der Fabrikation notwendig machen können (Fabrikationsrisi-
ken). Desgleichen muss der Exporteur im Einzelfall damit rechnen,
dass der Importeur die vertragsgemäß gelieferte Ware nicht ab-
nimmt (Warenabnahmerisiko) oder dass die Ware von ausländi-
schen Staaten beschlagnahmt, beschädigt oder vernichtet wird
(politische warenbezogene Risiken).
Die vielfältigen Risiken des Exporteurs werden in Literatur und Risikokategorien
Praxis im Allgemeinen in den folgenden Kategorien erfasst:

Wirtschaftliche Risiken
Darunter sind Risiken des Exporteurs zu verstehen, die in der Zah- Charakterisierunglungsunfähigkeit, der Zahlungsunwilligkeit oder im Zahlungsver-
zug bzw. in der mangelnden Seriosität des Importeurs begründetliegen. Wirtschaftliche Risiken können in allen Phasen der Abwick-
lung eines Exportgeschäfts in Erscheinung treten: Unmittelbar nach
Abschluss des Kaufvertrags als Fabrikationsrisiko, in der Liefer-/
Versandphase insbesondere als Warenabnahmerisiko und während
der Forderungsphase als Delkredererisiko.
Einzelheiten zu den wirtschaftlichen Risiken siehe Abschnitt 1.2.
Informationen über die Eigenart bzw. über den Umfang seines wirt- Informationsquellenschaftlichen Risikos gewinnt der Exporteur bei längerer Geschäfts-
beziehung aus eigenen Erfahrungen, darüber hinaus aus Bank-
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auskünften, aus Auskünften der gewerblichen Auskunfteien bzw.
der deutsch-ausländischen Handelskammern (AHKs) oder von

Warenkreditversicherungsgesellschaften oder von Factoringgesell-
schaften, sofern die Versicherung oder der Forderungsverkauf vor-

gesehen ist.
Einzelheiten zu den Informationsquellen siehe Abschnitt 1.3.

Garantendelkredererisiken

Außenhandelsgeschäfte werden häufig mit Garantien, mit Akkredi- Charakterisierung
tiven oder mit anderen Zahlungsversprechen der Banken abgesi-
chert. Zum Teil geben auch Nichtbanken (z.B. Konzernoberge-
sellschaften für Beteiligungsgesellschaften) Garantien, Bürgschaften
oder ähnliche Verpflichtungserklärungen zur Absicherung von Aus-
landsgeschäften ab.
Das Garantendelkredererisiko des Exporteurs umfasst die Gefahr,
dass der Garant nicht mehr willens oder nicht mehr in der Lage ist,
die übernommene Verpflichtung (rechtzeitig) zu erfüllen.
Sofern eine ausländische Bank zu Gunsten eines Exporteurs ein Informationsquellen
Garantie- oder Zahlungsversprechen abgibt, erlangt der Exporteur
am ehesten von seiner Hausbank oder von einer anderen interna-
tional tätigen Bank Informationen über die Seriosität und über die
Zahlungsfähigkeit der Garantiebank. Die IBCA's, Standard &
Poor's oder Moody's Ratings, in denen führende Banken beurteilt
sind, stehen den Exporteuren im Allgemeinen nicht zur Verfügung;
im Übrigen sind darin nur relativ wenige Banken erfasst.
Wird ein Auslandsgeschäft von einer Nichtbank garantiert, dann
kann der begünstigte Exporteur dieselben Informationsquellen nut-
zen, wie sie zur Beurteilung wirtschaftlicher Risiken zur Verfügung
stehen.
Einzelheiten zum Garantendelkredererisiko und zu den Informa-
tionsquellen siehe Abschnitt 1.4.

Politische Risiken
Die politischen Risiken des Exporteurs sind durch Maßnahmen von

Regierungen und Behörden, aber auch durch Revolution, Aufruhr,
Krieg u. Ä. verursacht. In der Regel liegen die Ursachen politischer
Risiken im Ausland (im Importland). Im Einzelfall kann der Expor-
teur aber auch von inländischen staatlichen Maßnahmen betroffen
sein, z.B. wenn nach Abschluss des Kaufvertrags von der inländi-
schen Regierung ein Embargo verhängt wird.
Ebenso wie die wirtschaftlichen Risiken können die politischen Ri-
siken in allen Phasen der Abwicklung eines Exportgeschäftes in
Erscheinung treten. Demzufolge können das politisch verursachte
Fabrikationsrisiko, die politisch verursachten warenbezogenen
Risiken (Beschlagnahme, Beschädigung, Vernichtung) und die poli-
tisch verursachten forderungsbezogenen Risiken (Zahlungsverbot,
Moratorium, Konvertierungsbeschränkungen, Transferbeschrän-
kungen usw.) unterschieden werden.
Informationen über das politische Risiko erlangt der Exporteur aus
den Länderberichten der Bundesstelle für Außenhandelsinforma-

Charakterisierung

Informationsquellen
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tion, von den Handelskammern, von den Kreditinstituten, die eige-
ne Länderreferate unterhalten, von der Hermes Kreditversiche-
rungs-AG bzw. von Forfaitierungsgesellschaften, sofern die sog.
Hermes-Deckung des Exportgeschäfts bzw. der Forderungsverkauf
beabsichtigt ist. In gewissen -unten näher untersuchten- Grenzen
vermögen auch die sog. Ländernsikokonzepte dem Exporteur Ent-
scheidungshilfen zu vermitteln.
Einzelheiten zu den politischen Risiken und zu den Informations-
quellen siehe Abschnitt 1.5.

Wechselkursrisiken
Charakterisierung Wechselkursrisiken des Exporteurs können in verschiedenen For-

men in Erscheinung treten. Zunächst entsteht dem Exporteur ein
Wechselkursrisiko, wenn diejenige Fremdwährung, in der er die
Rechnung ausgestellt hat, während der Laufzeit seiner Fremdwäh-
rungsforderung gegenüber seiner heimischen Währung abgewertet
wird.
Politisch verursacht sind Wechselkursrisiken des Exporteurs z.B.
dann, wenn das Importland die Devisenzuteilung bzw. den Devisen-
transfer behindert und der zahlungswillige Importeur den Rech-
nungsbetrag ersatzweise in seiner heimischen Währung bei seiner
Zentralbank hinterlegen muss und diese Währung gegenüber der
im Kaufvertrag vereinbarten Währung abgewertet wird.
Schließlich kann dem Exporteur das Wechselkursrisiko als Ange-
bots- bzw. Wettbewerbsrisiko begegnen. Dies gilt dann, wenn er ein
Angebot in Fremdwährung zu unterbreiten hat und er wegen des
seiner Kalkulation zu Grunde gelegten Wechselkurses (in dem er
eine erwartete Abwertung der Fremdwährung vorweggenommen
hat) vom Importeur den Zuschlag nicht erhält. Analoges gilt, wenn
der deutsche Exporteur in DM anbietet und der Importeur eine
DM-Aufwertung gegenüber seiner eigenen Währung erwartet.

Informationsquellen Aktuelle Informationsquellen über den Umfang der Wechselkursri-
siken sind insbesondere die Medien. Hilfestellung bei der mittel- bis
längerfrisitigen Einschätzung künftiger Wechselkursentwicklungen
vermögen die Analysen und Prognosen der Kreditinstitute und der
volkswirtschaftlichen Institute zu geben.
Einzelheiten zu den Wechselkursrisiken siehe Abschnitt 1.6.

Risiken und Informa
tionsquellen

Wirtschaftliche Risiken
Das wirtschaftliche Risiko des Importeurs drückt sich zunächst in
der Gefahr aus, dass der Exporteur die Liefertermine nicht einhält
oder die gelieferte Ware nicht der vereinbarten Qualität entspricht.
Sofern der Importeur (ungesicherte) Vorauszahlungen oder Ab-
schlagszahlungen an den Exporteur zu leisten hat, ist darüber hinaus
die Frage der Zahlungsfähigkeit des Exporteurs in den Mittelpunkt
des wirtschaftlichen Risikos des Importeurs zu rücken.

Risiken des Importeurs
Die Risiken des Importeurs lassen sich -trotz ihrer zum Teil ande-
ren Erscheinung und Bedeutung- in denselben Risikokategorien er-

fassen, wie sie für die Exporteure dargestellt sind.
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Garantendelkredererisiken
Im Rahmen der Abwicklung von Außenhandelsgeschäften geben
die Banken im Auftrag der Exporteure manchmal Garantien und
ähnliche Zahlungsversprechen zu Gunsten von Importeuren ab.
Auch Importeure sind deswegen der Gefahr ausgesetzt, dass der
Garant zahlungsunwillig ist oder zahlungsunfähig wird.

Politische Risiken
Politische Risiken des Importeurs sind primär auf die Ware bezo-
gen. Forderungsrisiken entstehen dem Importeur nur dann, wenn
er eine Vorauszahlung geleistet hat und sein berechtigter Rücker-
stattungsanspruch aus politischen Gründen unterbleibt oder verzö-
gert wird.

Wechselkursrisiken
Das Wechselkursrisiko des Importeurs entsteht, wenn die Fremd-
währung, in der er den Rechnungsbetrag zu zahlen hat, gegenüber
seiner heimischen Währung eine Aufwertung erfährt. Ein politisch
verursachtes Wechselkursrisiko tritt für den Importeur ein, wenn er
laut Kaufvertrag für Wechselkursverluste einstehen muss, die bei-
spielsweise durch verzögerte Zuteilung des von ihm zu zahlenden
Devisenbetrages entstehen.

Informationsquellen
Die Informationsquellen über die Eigenart und über den Umfang
der Risiken sind für den Importeur dieselben wie für den Exporteur
und analog anwendbar.
Trotz der etwas anderen Erscheinungsformen der Risiken des Im- Hinweis
porteurs richtet sich seine Fragestellung bei der Risikoanalyse letzt-
lich auf dieselben Kriterien wie die des Exporteurs. Unter diesem
Blickwinkel und auf Grund der Tatsache, dass der Importeur ohne-
hin dieselben Informationsquellen nutzt, ist es zu rechtfertigen, dass
in den folgenden Ausführungen das Risiko des Exporteurs in den
Mittelpunkt der Darstellung gerückt ist.

1.2 Wirtschaftliche Risiken des Exporteurs
1.2.1 Übersicht über die chronologische Entstehung wirtschaftlicher Risiken des

Exporteurs

In zeitlicher Hinsicht kann ein Exportgeschäft in die folgenden Pha- Phasen des Exportge-
sen aufgeteilt werden: schäfts
• Angebotsphase: Zeitraum zwischen Angebotsabgabe und Ver-

tragsabschluss;



14 1 Risikoanalyse
1.2 Wirtschaftliche Risiken des Exporteurs

• Fabrikationsphase: Zeitraum zwischen dem Abschluss des
Kaufvertrags und dem Zeitpunkt des Versands der Ware;

• Liefer-/Versandphase: Zeitraum zwischen dem Versand der Wa-
re und dem Zeitpunkt der Abnahme der Ware durch den Impor-
teur;

• Forderungs-/Kreditphase: Zeitraum zwischen der Abnahme der
Ware durch den Importeur und dem vorbehaltlosen Zahlungs-
eingang beim Exporteur.

Chronologie wirt- Abgesehen vom wirtschaftlichen Risiko des Exporteurs in der An-
schaftlicher Risiken gebotsphase, das im Allgemeinen als gering eingestuft werden kann,

umfassen die wirtschaftlichen Risiken des Exporteurs in zeitlicher
Abstufung die in Abbildung 12-01 dargestellten Ausprägungen.

Prof. Dr. Siegfried G. Häberle

Chronologische Entstehung wirtschaftlicher Risiken
des Exporteurs

Wirtschaftliche Risiken des Exporteurs

während der...

Abbildung 1.2-01

Fabrikationsphase
Notwendigkeit zum Abbruch der Fertigung bzw. zur Unterlassung
des Versands (sog. wirtschaftliches Fabrikationsrisiko) z.B. wegen

• Zahlungsunfähigkeit des Importeurs;
• Lossagung vom bzw. Verstoß gegen den Kaufvertrag durch

den Importeur.

Liefer-A'ersandphase
Nichtabnahme bereitgestellter bzw. versandter Waren durch den

Importeur (sog. Warenabnahmerisiko) z.B. wegen
• Zahlungsunfähigkeit des Importeurs;
• Lossagung vom bzw. Verstoß gegen den Kaufvertrag durch

den Importeur.

Forderungs-/Kreditphase
Uneinbringlichkeit bzw. verzögerte oder nur teilweise
Einbringlichkeit der Forderung (sog. Delkredererisiko) z.B. wegen

• Zahlungsunwilligkeit,
• Zahlungsverzug,
• Zahlungsunfähigkeit

des Importeurs.
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1.2.2 Wirtschaftliches Fabrikationsrisiko und Warenabnahmerisiko des
Exporteurs

Die zunächst in Erscheinung tretende Schadensmöglichkeit des Ex- Fabrikationsrisiko
porteurs umfasst die Gefahr, dass während des Zeitraums zwischen
dem Abschluss des Kaufvertrags und dem Zeitpunkt der Bereitstel-
lung bzw. des Versands der Ware (Fabrikationsphase) gefahrerhö-
hende Ereignisse eintreten, die es notwendig machen, die Fertigung
der Ware abzubrechen bzw. den Versand der Ware zu unterlassen
(Fabrikationsrisiko).
Solche gefahrerhöhenden Ereignisse sind beispielsweise
• endgültige Lossagung des Importeurs vom Kaufvertrag;
• schwerwiegende Verstöße des Importeurs gegen seine Vertrags-

pflichten, sodass mit einer Durchführung des Vertrags nicht
mehr gerechnet werden kann;

• Eintritt der Zahlungsunfähigkeit (Konkurs, Vergleich) des Im-
porteurs;

• Zahlungseinstellung in Gänze oder in wesentlichem Umfang
wegen Verschlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse des
Importeurs.

Wegen dieser, vom Importeur verursachten Ereignisse wird im vor-

liegenden Zusammenhang von wirtschaftlichem Fabrikationsrisiko
gesprochen (im Gegensatz zum politisch verursachten Fabrikations-
risiko).
Die nach Bereitstellung bzw. nach Versand der Ware eintretende Warenabnahmerisiko
Schadensmöglichkeit des Exporteurs besteht darin, dass der Impor-
teur die bestellte Ware -unter Verstoß gegen den Kaufvertrag-
nicht abnimmt.
Gründe für die Nichtabnahme der Ware durch den Importeur sind
beispielsweise
• die Zahlungsunfähigkeit des Importeurs;
• eine inzwischen anderweitig eröffnete, günstigere Einkaufsmög-

lichkeit des Importeurs;
• die Absicht des Importeurs, die bestellte Ware bei einem evtl.

Notverkauf des Exporteurs billiger erwerben (ersteigern) zu
können.

Die Folgen des Eintritts des Fabrikationsrisikos bzw. des Warenab- Risikofolgen
nahmerisikos sind für den Exporteur erheblich. In beiden Fällen hat
der Exporteur nach Verwertungsmöglichkeiten für die eingekauften
oder (teil-)fabrizierten bzw. versandten Waren zu suchen. Beim
Warenabnahmerisiko steht der Exporteur außerdem vor der Ent-
scheidung, ob er die gelieferte Ware zurücktransportieren oder im
Importland (durch Notverkauf) verwerten lassen soll. In der Regel
muss davon ausgegangen werden, dass der Verwertungserlös den
mit dem Importeur vereinbarten Kaufpreis nicht erreicht.
Besonders ausgeprägt sind die Risikofolgen bei Spezialerzeugnis-
sen, die der Exporteur nach den Plänen des Importeurs fertigt, weil
sich für solche Erzeugnisse ein anderer Abnehmer nicht findet.
Ebenso hoch sind die Risikofolgen bei leicht verderblichen und bei
modischen Erzeugnissen.
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Ansprüche des Expor- Zwar verbleibt dem Exporteur nach Eintritt des Fabrikationsrisikos
teurs bzw. des Warenabnahmerisikos grundsätzlich weiterhin der An-

spruch auf Erfüllung des Kaufvertrags bzw. auf Schadensersatz.
Inwieweit solche Ansprüche jedoch realisierbar sind, hängt zum ei-
nen von den Gegebenheiten des Einzelfalls ab (bei Zahlungsunfä-
higkeit des Importeurs bestehen im Allgemeinen geringe Chancen
auch nur einen Teil der Ansprüche erfüllt zu bekommen). Zum
anderen hängt dies von der (schnellen) rechtlichen Durchsetzbar-
keit der Ansprüche im Importland ab.

Erkenntnisziele Für den Exporteur kommt es deswegen darauf an, nicht nur Er-
kenntnisse über die Zahlungsfähigkeit, sondern auch über die Zu-
verlässigkeit (Vertrauenswürdigkeit, Seriosität) des Importeurs zu

gewinnen. Obwohl die beiden Merkmale Solvenz und Seriosität ei-
ne enge Verwandtschaft aufweisen, sollte sich der Exporteur davor
hüten, die in einer Auskunft bestätigte Zahlungsfähigkeit des Im-
porteurs stets und vorbehaltlos mit dessen Seriosität gleichzusetzen.
Ein unseriöser Importeur hat viele Möglichkeiten, die Bedingungen
des Kaufvertrags zu unterlaufen, z.B. durch Behauptung angeblicher
Mängel an den gelieferten Waren mit dem Ziel, Zahlungsverzöge-
rungen herbeizuführen oder Preisnachlässe zu erlangen.

1.23 Delkredererisiko

1.23.1 Charakterisierung und Erscheinungsformen

Charakterisierung

Zeitliche Abgrenzung

Andere Bezeichnungen

Das (wirtschaftliche) Delkredererisiko des Exporteurs besteht in
der Gefahr, dass der Importeur den im Kaufvertrag begründeten
Zahlungsanspruch des Exporteurs (ganz oder teilweise) nicht bzw.
nicht fristgerecht erfüllt. Neben der Hauptforderung bezieht sich
das Delkredererisiko des Exporteurs auch auf eventuelle Schadens-
ersatzforderungen und sonstige Nebenforderungen, die beispiels-
weise Verzugszinsen, Vertragsstrafen u.a. umfassen können.
Gemäß der in diesem Buch verwendeten Abgrenzung der Phasen
eines Exportgeschäfts beginnt die Forderungs- bzw. Kreditphase
und damit das Delkredererisiko des Exporteurs mit der Abnahme
der Ware durch den Importeur. Das Delkredererisiko endet mit
Eingang der vorbehaltlosen Zahlung des Importeurs beim Expor-
teur. Zu beachten ist, dass in der Literatur und von den (Kredit-)
Versicherungsunternehmen das Delkredererisiko inhaltlich und
zeitlich zum Teil anders abgegrenzt wird (siehe Kapitel 9.1 "Privat-
wirtschaftliche Ausfuhrkreditversicherungen" und Kapitel 9.2 "Aus-
fuhrgewährleistungen des Bundes" sowie folg. Abschnitt 1.2.3.2).
Für den oben charakterisierten Inhalt des Delkredererisikos werden
zum Teil andere Ausdrücke verwendet wie z.B. "Kreditrisiko", "De-
bitorenrisiko", "Bonitätsrisiko", "Zahlungsrisiko", "Ausfallrisiko",
"kommerzielles Risiko", "Inkassorisiko" u.a. Anzumerken ist, dass
sich manche dieser Ausdrücke nicht vollständig mit dem hier vertre-
tenen Vorstellungsinhalt des Delkredererisikos decken.
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Im Folgenden wird der Ausdruck "Delkredererisiko" beibehalten,
weil diese Bezeichnung in der betrieblichen Praxis überwiegend An-
wendung findet.
Das Delkredererisiko des Exporteurs entsteht durch: Erscheinungsformen
• Zahlungsunfähigkeit,
• Zahlungsverzug oder
• Zahlungsunfähigkeit
des Importeurs.

Zahlungsunfähigkeit
In betriebswirtschaftlicher Sicht drückt sich die Zahlungsunfähigkeit

-

Charakterisierung
(Insolvenz) des Importeurs im voraussichtlich dauernden Unver-
mögen aus, fällige Verbindlichkeiten zu erfüllen. Anhaltspunkte
für drohende Zahlungsunfähigkeit des Importeurs können beispiels-
weise Scheck- oder Wechselproteste sein. Verläuft darüber hinaus
eine Zwangsvollstreckung in das Vermögen des Importeurs frucht-
los, dann ist der Schritt zur Zahlungseinstellung bis hin zur Eröff-
nung des Konkurs- oder amtlichen Vergleichsverfahrens, d.h. zur
amtlich festgestellten Zahlungsunfähigkeit des Importeurs erfah-
rungsgemäß nicht mehr weit.
Die Folgen der Zahlungsunfähigkeit des Importeurs sind für den

-

Folgen
Exporteur erheblich: Uneinbringlichkeit und Abschreibung der
Forderung, falls sich im Zuge der Verwertung von eventuell bestell-
ten Sicherheiten bzw. der Verwertung des Vermögens des Impor-
teurs Erlöse nicht erzielen lassen.

Zahlungsverzug
Zahlungsverzug des Importeurs liegt grundsätzlich bei jeder Über-

-

Charakterisierung
schreitung des eingeräumten Zahlungsziels bzw. eines vereinbarten
Zahlungstermins vor. Indessen bedarf eine Zielüberschreitung der
individuellen Beurteilung des Verhaltens und der Situation des Im-
porteurs durch den Exporteur: Eine Überschreitung kann in einem
(vorübergehenden) Mangel an liquiden Mitteln begründet liegen
und deswegen mit Zahlungsschwierigkeiten gleichzusetzen sein, die
nicht selten in die Zahlungsunfähigkeit des Importeurs einmünden.
Eine Überziehung des Zahlungsziels kann aber auch auf der Nach-
lässigkeit des Importeurs oder auf dessen gezielter Strategie beru-
hen, von den Lieferanten (im Interesse der Erhaltung künftiger
Absatzchancen von den Exporteuren häufig tolerierte) zinslose
Überziehungen von Zahlungszielen zu erlangen.
Zahlungsverzug des Importeurs kann dem Exporteur auch dann,

-

Folgen
wenn die Forderung zu einem späteren Zeitpunkt voll erfüllt wird,
erhebliche Aufwendungen verursachen, z.B. in Form von Überzie-
hungsprovisionen bei eigenen Kreditaufnahmen, in Form von Kre-
ditverlängerungen zu ungünstigen Konditionen, in Form von
Prolongationen von Kurssicherungsgeschäften u.v.a.m. Bei größeren
Forderungen und bei längerem Verzug des Importeurs sind gravie-
rende Auswirkungen auf die eigene Liquiditätslage des Exporteurs
nicht ausgeschlossen.
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Zahlungsunwilligkeit
Wenn ein solventer Importeur die Zahlung trotz Fälligkeit verwei-
gert und dieses Verhalten nicht mit berechtigten Einreden begrün-
den kann, dann wird von Zahlungsunwilligkeit gesprochen.
In der betrieblichen Praxis macht der Importeur nicht selten Män-
gelrügen geltend, die sich bei näherem Hinsehen als unbegründet
und somit als ein vorgeschobenes Argument zur Hinauszögerung
der Zahlung erweisen. Es liegt auf der Hand, dass eine derart be-
gründete Zahlungsunwilligkeit eng mit der Frage der Vertrauens-
würdigkeit (Seriosität) des Importeurs verbunden ist.
Zahlungsunwilligkeit kann sowohl bei privaten Käufern als auch bei
staatlichen Stellen des Importlandes auftreten. Im ersten Fall ist die
Abgrenzung zum Zahlungsverzug bzw. zur Zahlungsunfähigkeit
manchmal schwierig, im zweiten Fall ist letztlich ein politisches Ri-
siko (Länderrisiko) zu erblicken.

Nichtzahlung
In den Bedingungen von Kreditversicherungsunternehmen wird
statt von Zahlungsverzug oder Zahlungsunwilligkeit verallgemei-
nernd von Nichtzahlung gesprochen. Im Mittelpunkt dieser Risiko-
definitionen steht die Nichtzahlung einer Forderung innerhalb einer
bestimmten Frist nach Fälligkeit der Forderung als Tatsachenfest-
stellung, ohne dass auf die tiefere Ursache der Nichtzahlung wie
z.B. (vorübergehende) Zahlungsschwierigkeiten oder Zahlungsun-
willigkeit des Importeurs definitorisch eingegangen wird.

1.2.3.2 Definitionsprobleme und Abgrenzungsfragen
Definition des wirtschaftlichen (Delkredere-)Risikos durch den
Bund bzw. durch die Versicherungsgesellschaften u.a.

Unterschiedliche Defi- Beabsichtigt der Exporteur die Absicherung (Versicherung) seines
nitionen Exportgeschäfts, z.B. durch die staatliche Exportabsicherung (Her-

mes), durch eine (privatrechtliche) Warenkreditversicherung oder
durch Forderungsverkauf, dann hat der Exporteur die jeweiligen
Definitionen des (Delkredere-)Risikos dieser Einrichtungen heran-
zuziehen. Das versicherbare bzw. auf Dritte überwälzbare (Delkre-
dere-)Risiko kann von den vorstehenden Charakterisierungen
erheblich abweichen:
• So erhebt sich beispielsweise die Frage, ob bereits ein Zahlungs-

verzug des Importeurs, der dem Exporteur erhebliche Finanzie-
rungslasten verursachen kann, in das versicherte Delkredere-
risiko einbezogen ist.

• Ebenso ist die Frage zu klären, ob die Versicherungsgesellschaft
den Schaden erst ab dem Zeitpunkt der amtlich festgestellten
Zahlungsunfähigkeit (z.B. Eröffnung des Konkursverfahrens
oder des amtlichen Vergleichsverfahrens) reguliert oder ob dazu
bereits andere Kriterien wie z.B. eine fruchtlose Zwangsvoll-
streckung, Wechselproteste o. Ä. ausreichen.

• Analoge Überlegungen sind bezüglich der Zahlungsunwilligkeit
des Importeurs anzustellen, nämlich der Gefahr ungerechtfertig-

-

Charakterisierung

-

Vorgeschobene Män-
gelrügen

-

Abgrenzungen

Charakterisierung
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ter Zahlungsverweigerung trotz Fälligkeit und trotz offenkundi-
ger Solvenz des Importeurs.

• Eine Abgrenzungsfrage ist es außerdem, inwieweit eine im
Kaufvertrag nicht vereinbarte Ratenzahlung des Importeurs
oder eine Zahlung des Importeurs in nicht vereinbarter Wäh-
rung (eventuell mit der Folge von Wechselkursverlusten) Ge-
genstand des Delkredererisikos sind.

• Eine Abgrenzungsfrage ist es auch, ob und gegebenenfalls inwie-
weit das Warenabnahmerisiko (im Sinne der vertragswidrigen
Nichtabnahme bereitgestellter bzw. versandter Ware durch den
Importeur) in die Risikodeckung (des Bundes) einbezogen ist.

• Ebenso ist von Fall zu Fall zu prüfen, ob und gegebenenfalls
inwieweit Schadensersatzforderungen an den Importeur, die
während der Fabrikations- sowie Liefer-/Versandphase entste-
hen (z.B. wegen Verstoß des Importeurs gegen den Kaufvertrag
bzw. Lossagung vom Kaufvertrag) in das versicherte Risiko ein-
bezogen sind.

• Je nach Einbeziehung oder Ausschließung bestimmter Risiken
sind dementsprechend auch die Definitionen des versicherten
Fabrikationsrisikos sowie des versicherten Warenabnahmerisi-
kos anders vorzunehmen als sie in den obigen Abschnitten voll-
zogen sind.

Abgrenzung zum politischen Risiko
Handelt es sich bei dem ausländischen Besteller (Importeur) um
eine staatliche Stelle (Regierung bzw. sonstige Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts), dann entsteht dem Exporteur kein wirtschaftli-
ches Risiko, sondern im Prinzip ein politisches (Delkredere-)Risiko,
weil die Zahlungsunwilligkeit bzw. Zahlungsunfähigkeit usw. eines
solchen Importeurs gleichzusetzen ist mit der Zahlungsunwilligkeit
bzw. Zahlungsunfähigkeit usw. des ausländischen Staates.
Anzumerken ist jedoch, dass die Grenzziehung zwischen wirtschaft-
lichem und politischem Risiko zum Teil schwierig ist, unter ande-
rem deswegen, weil in einigen Ländern auch Staatsbetriebe
insolvenzfähig sind.

Wirtschaftliches Risiko im weiteren Sinne
Fasst man den Ausdruck wirtschaftliches Risiko im Sinne aller Ge- Weitgefasste Definition
fahren auf, die einem Betrieb aus dem Auslandsgeschäft entstehen
können, dann sind weitere Sachverhalte in das wirtschaftliche Risi-
ko einzuschließen, z.B.:
• Aufwendungen zur Erforschung und Erschließung von Aus-

landsmärkten, sofern diese langfristig gesehen nicht zu hinrei-
chenden Erträgen führen;

• Unterauslastung von (Fertigungs-)Kapazitäten, die für Aus-
landsmärkte geschaffen wurden;

• Fehlinvestitionen im Ausland.
Weil sich letztlich alle Risiken für einen Betrieb wirtschaftlich nie-
derschlagen, könnten schließlich auch das politische Risiko und das
Währungsrisiko als wirtschaftliche Risiken im weitesten Sinne ange-
sehen werden. Indessen ist eine derart umfassende Charakterisie-
rung des wirtschaftlichen Risikos unüblich.

Staatlicher Auftrag-
geber

Abgrenzungsproblem
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Besonderheit: Risiken aus gestellten Bankgarantien
Widerrechtliche Insbesondere Exporteure, die Investitionsgüter liefern, sowie Anla-
Inanspruchnahme genbauer haben im Zuge der Abwicklung von Auslandsaufträgen

regelmäßig Bankgarantien zu stellen, die von Bietungsgarantien
über Anzahlungsgarantien bis zu Vertragserfüllungs- und Gewähr-
leistungsgarantien reichen können. Es ist das Risiko nicht vollkom-
men ausgeschlossen, dass derartige Bankgarantien widerrechtlich
in Anspruch genommen werden, wobei die garantierende Bank Re-
gress auf den Garantieauftraggeber (den Exporteur) nimmt.

1.2.4 Zusammenfassende Darstellung wirtschaftlicher Risiken des Exporteurs

Prof. Dr. Siegfried G. Häberle
1.2.4 Zusammenfassende Darstellung wirtschaftlicher Risiken des Exporteurs
Erscheinungs-
form

Charakterisierung Anmerkungen

Fabrikationsrisiko

Warenabnahme-
risiko

Schadensmöglichkeit des Exporteurs wegen
der Notwendigkeit zum Abbruch der Ferti-
gung oder zur Unterlassung des Warenver-
sands, z.B. wegen Zahlungsunfähigkeit des
Importeurs, wegen Lossagung des Impor-
teurs vom Vertrag oder wegen schwerwie-
gender Vertragsverstöße des Importeurs.
Folgen: Anderweitige Verwertung der (teil-
weise) fertiggestellten Waren mit u.U. er-

heblichen Verlusten.
Anspruch auf Schadensersatz an den Impor-
teur. Problem: Durchsetzbarkeit

Schadensmöglichkeit des Exporteurs wegen
vertragswidriger Nichtabnahme bereitge-
stellter bzw. versandter Waren durch den
Importeur.
Folgen: Rücktransport der Waren bzw. Ver-
wertung im Importland mit u.U. erheblichen
Aufwendungen bzw. Verlusten.
Anspruch auf Schadensersatz an den Impor-
teur. Problem: Durchsetzbarkeit

Das Fabrikationsrisiko ist besonders aus-

geprägt bei Spezialerzeugnissen, die
nach Plänen des Auftraggebers (Impor-
teurs) gefertigt werden.

Das Warenabnahmerisiko ist besonders
ausgeprägt bei leicht verderblichen oder
modischen Exportgütern bzw. bei Spe-
zialgütern. Die Frage der Vertrauens-
würdigkeit (Seriosität) des Importeurs
stellt sich darüber hinaus auch bezüglich
der möglichen Nichterfüllung aller übri-
gen Bedingungen des Kaufvertrags.

• Delkredererisiko

Zahlungsunfähig-
keit des Impor-
teurs

Zahlungsverzug
des Importeurs

Zahlungsunwillig-
keit des Impor-
teurs

Voraussichtlich dauerndes Unvermögen zur

Erfüllung fälliger Verbindlichkeiten. Amt-
lich festgestellte Zahlungsunfähigkeit: Kon-
kurs u. amtl. Vergleichsverfahren
Überschreitung vereinbarter Zahlungstermi-
ne bzw. eingeräumter Zahlungsziele

Ungerechtfertigte Zahlungsverweigerung
trotz Fälligkeit und trotz Solvenz des Impor-
teurs

Mögliche Anzeichen: Scheck- oder
Wechselproteste, fruchtlose Zwangsvoll-
streckung u.ä.

Individuelle Beurteilung erforderlich:
z.B. Nachlässigkeit, Strategie oder Zah-
lungsschwierigkeiten des Importeurs

Importeur begründet Zahlungsverweige-
rung häufig mit unberechtigten Mängel-
rügen. In Wirklichkeit hegt Zahlungsver-
zug vor, evtl. auch Zahlungsschwierig-
keiten
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1.3 Informationsquellen zur Beurteilung der wirtschaftlichen
Risiken

13.1 Bankauskünfte

1.3.1.1 Abwicklung und Aussagewert
Abwicklung
Es entspricht einer internationalen Übung, dass Lieferanten ihre
Banken beauftragen, bei der Hausbank des Importeurs eine Aus-
kunft einzuholen. Weil den Beteiligten diese Übung bekannt ist und
seit vielen Jahrzehnten praktiziert wird und weil auch der anfragen-
de Exporteur damit rechnen muss, dass seine Lieferanten bei seiner
Bank über ihn anfragen, gilt das Bankauskunftsverfahren als Ver-
kehrssitte und wird nicht als Durchbrechung des Bankgeheimnisses
gewertet.
Anmerkung: Direkte Anfragen der Lieferanten (Exporteure) bei
den Banken der Abnehmer (Importeure) sind unüblich und werden
im Allgemeinen nicht beantwortet.
In der Regel kann der anfragende Exporteur seiner Bank die Bank-
verbindung(en) des Importeurs angeben (z.B. auf Grundlage des
Briefbogens des Importeurs oder einer bereits vorliegenden Aus-
kunft einer gewerblichen Auskunftei). Falls diese Bankverbindun-
gen nicht bekannt sind, schaltet die Exporteurbank eine
Korrespondenzbank bzw. eine Bank ihres Sektors am Firmensitz
des Importeurs ein, mit der Maßgabe zur Weiterleitung der Aus-
kunftsanfrage an die Hausbank des Importeurs. Allerdings führt
dieser Weg nicht immer zum Erfolg.
Banken in den Industrieländern sind erfahrungsgemäß zur Aus-
kunftserteilung eher bereit als Banken in den Schwellenländern
bzw. in den osteuropäischen Ländern.
Ein Problem liegt in der oft langen Abwicklungsdauer, die bei
schriftlichen Anfragen in Europa bis zu 4 Wochen, in USA bzw.
Kanada mehrere Monate umfassen kann. Eilbedürftige Auskunfts-
anfragen werden deswegen über SWIFT, Telefax bzw. Telex abge-
wickelt. Zur Beschleunigung der Bearbeitung richten die Banken
ihre Anfrage manchmal an bestimmte, ihnen bekannte Mitarbeiter
in den befragten Banken.
Die Anfrage des Exporteurs umfasst üblicherweise einen bestimm-
ten Kreditbetrag (gegebenenfalls mit Angabe der Stückelung dieses
Betrags) sowie die sog. allgemeinen Verhältnisse des Importeurs
(die Frage nach der Unternehmenstätigkeit, Unternehmensgröße,
Marktstellung, aber auch nach den Geschäftsführern bzw. Gesell-
schaftern u.a.).
Der Exporteur sollte Bankauskünfte nicht nur über Neukunden ein-
holen, sondern auch zur Kreditüberwachung bei bestehender Ge-
schäftsverbindung, und zwar insbesondere dann, wenn ein
Importeur beginnt, eingeräumte Zahlungsziele zu überziehen oder

Internationale Ver-
kehrssitte

Anfrage über Korres-
pondenzbank

Ergiebigkeit/Abwick-
lungsdauer

Anfrageinhalt

Anfrage bei verschiede-
nen Banken
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Keine Nachtragsaus-
künfte

Keine Recherchen

In der Regel keine
Rückfrage beim
Importeur

Weitergabe der
Auskunft/
Haftungsausschluss

Kosten

vor Annahme eines Großauftrages. In dieser Situation kann es auch
zweckmäßig sein, nicht nur bei einer einzigen Bankverbindung des
Importeurs, sondern bei mehreren Banken zugleich anzufragen,
weil sich die Auskünfte verschiedener Banken nicht selten ergänzen
bzw. eventuelle Ungereimtheiten damit auszuräumen sind.
Im Gegensatz zu gewerblichen Auskunfteien erteilen Banken keine
sog. Nachtragsauskünfte, d.h. sie berichten von sich aus dem Expor-
teur auch dann nicht erneut, wenn sich die Verhältnisse beim Im-
porteur rapide verschlechtern oder verbessern. Über Importeure,
die eine ungünstige Entwicklung in der Zukunft erwarten lassen,
sollte der Exporteur deswegen von Zeit zu Zeit erneut Auskünfte
einholen, um die aktuelle Situation besser beurteilen zu können.
Im Übrigen berichtet die Hausbank des Importeurs in der Regel
nur auf Grundlage ihres eigenen Kenntnisstandes, d.h. sie stellt kei-
ne weiter reichenden Recherchen wegen einer Auskunftsanfrage an.

Die auskunfterteilende Bank informiert den Importeur im Allge-
meinen nicht vom Vorliegen einer Auskunftsanfrage. In Ausnahme-
fällen ist aber eine Rückfrage beim Importeur durchaus möglich,
insbesondere, wenn es sich mit Blick auf die Vermögens- und Er-
tragslage des Importeurs um einen ausnehmend hohen Anfragebe-
trag handelt. Obwohl der Exporteur in der Auskunftsanfrage nicht
genannt wird (die Exporteurbank kennzeichnet ihre Anfrage neu-
tral mit dem Vermerk "Anfrage im Kundeninteresse" o. Ä.), ist nicht
auszuschließen, dass der Importeur die Anfrage doch dem Expor-
teur zuordnet.
Die Hausbank des Exporteurs gibt den Inhalt der Auskunft unver-
ändert an den Exporteur weiter, allerdings ohne Nennung der aus-
kunfterteilenden Bank. Dabei wird die Haftung weitgehend
ausgeschlossen und der Exporteur im Übrigen darauf hingewiesen,
dass er die Auskunft nicht an Dritte weitergeben darf.
Die Banken betrachten das Auskunftsverfahren nicht als Erwerbs-
quelle; sie streben lediglich Kostendeckung an. Je nach Eilbedürf-
tigkeit und Auskunftsweg reichen die dem Anfragenden in
Rechnung gestellten Kosten von DM 10.-- bis über DM 100.—.

Ergiebigkeit

Standardformulie-
rungen

Aussagewert
Bankauskünfte können sehr ergiebig sein. Dies hängt damit zusam-

men, dass die Banken aus der Kontoführung ihrer Kunden wichtige
Erkenntnisse über deren Zahlungsverhalten und damit ansatzweise
auch über deren Kreditwürdigkeit gewinnen können. Hat die aus-
kunfterteilende Bank darüber hinaus Kredite an den Importeur ge-
währt, dann verfügt sie auf Grundlage ihrer eigenen Kreditwürdig-
keitsprüfung über weit reichende und in der Regel auch aktuelle
Informationen. Eine solche Bank kann eine sehr fundierte Kredit-
beurteilung abgeben und außerdem über die Vermögens- und Er-
tragslage, die Marktstellung sowie über die Vertrauenswürdigkeit
des Importeurs berichten.
Indessen erweist es sich in der Praxis, dass Bankauskünfte manch-
mal recht knapp gehalten oder gar vage formuliert sind. Dies hängt
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nicht immer mit einem unzulänglichen Erkenntnisstand der Banken
zusammen, sondern auch mit der Schutzwürdigkeit des Importeurs.
Es würde in der Tat dem schutzwürdigen Interesse des Importeurs
zuwiderlaufen, wenn die Banken Kontostände, Depotwerte, Zahlen
aus nicht veröffentlichten Jahresabschlüssen und andere vertrauli-
che Daten in die Auskunft aufnehmen würden. Die berichtenden
Banken behelfen sich deswegen mit Umschreibungen. Dazu verfü-
gen sie über ein umfangreiches Repertoire an Standardformulie-
rungen, die durch Abstufungen und Nuancierungen dem fachkundi-
gen Auskunftsempfänger im Allgemeinen die richtige Interpreta-
tion der Auskunft ermöglichen, zumindest aber die Tendenz
erkennen lassen.
Es bedarf einiger Erfahrungen in der Auswertung von Bankaus-
künften bis sich ein Auskunftsempfänger als fachkundig einstufen
darf, denn die Vorbehalte der auskunfterteilenden Bank finden sich
nicht selten zwischen den Zeilen. Eindeutig interpretieren lassen
sich für Laien oft nur die sehr guten Auskünfte und die sehr
schlechten Auskünfte. Dagegen neigt der flüchtige Leser nicht sel-
ten dazu, eine allenfalls mittelmäßige (ausreichende) Auskunft vor-
schnell als gut einzustufen. Dies hängt damit zusammen, dass
manche Auskunftsempfänger nicht erkennen, dass die Aussage des
einen Satzes einer Auskunft die Aussage eines anderen Satzes rela-
tivieren oder gar aufheben kann. Wichtig ist es deswegen, die ver-
schiedenen Informationen einer Auskunft in der Gesamtschau zu

interpretieren (Beispiele zur Kurzinterpretation typischer Formu-
lierungen in Bankauskünften finden sich in Abschnitt 1.3.1.2).
Der Empfänger einer Bankauskunft darf nicht unterstellen, dass die
auskunfterteilende Bank ihren gegenwärtigen Erkermtnisstand über
ihren Kunden stets völlig objektiv und gänzlich frei von Eigeninter-
essen darlegt. Weil in Bankauskünften in der Regel keine konkreten
Zahlen angegeben werden und sich der Auskunftsempfänger deswe-
gen kein eigenes Urteil auf objektiver Grundlage bilden kann, son-
dern weil in Bankauskünften nur umschreibende Beurteilungen
sowie allgemein gehaltene Bewertungen enthalten sind und im
Übrigen die Haftung der Banken weitgehend ausgeschlossen ist, er-
öffnet sich für die auskunfterteilende Bank ein beträchtlicher Frei-
raum bei der Formulierung des Auskunftsinhalts. Bei der
Auswertung von Bankauskünften hat der Auskunftsempfänger des-
wegen zu bedenken, dass die Bank diesen Freiraum zur Wahrung
ihrer eigenen Interessen genutzt haben könnte.
Das gewichtigste und zugleich brisanteste Eigeninteresse der aus-
kunfterteilenden Bank entsteht, wenn sie an ihren Kunden, über
den zu berichten ist, selbst Kredite gewährt hat und die Kreditwür-
digkeit dieses Kunden bedenklich erscheint und wenn außerdem die
Gefahr besteht, dass die der Bank bestellten Sicherheiten bei einer
Insolvenz dieses Kunden zur Deckung der gewährten Kredite nicht
ausreichen würden. Berichtet die Bank diese Situation ihres Kun-
den, dann läuft sie Gefahr, dass dessen Lieferanten, die diese Aus-
kunft empfangen, Zahlungsziele kürzen bzw. bei künftigen Liefe-
rungen auf Barzahlung bestehen werden. Die Liquiditätslage des
Kunden würde sich somit durch die Auskunft der Bank weiter ver-

Interpretation

Ermessensspielraum
der Auskunftsbank

Eigeninteresse der
Auskunftsbank
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schlechtem und seine Insolvenz wahrscheinlicher. Hat die Bank die-
se möglichen Konsequenzen vor Augen, dann besteht die Gefahr,
dass sie sich in ihrer Auskunft mit vagen oder nichts sagenden For-
mulierungen um die Kernfrage der Kreditwürdigkeit zu winden
trachtet. Für interpretationsgeübte Empfänger von Auskünften ist
dies indessen erkennbar, sodass die richtigen Schlüsse gezogen wer-
den können. Gravierender ist es, wenn die Bank die Verhältnisse
ihres Kunden tendenziell in einem (etwas) günstigeren Licht er-
scheinen lässt, als sie sich bei streng objektiver Betrachtung darstel-
len.

Hinweis In Abschnitt 1.3.4 findet sich eine "Zusammenfassende Darstellung
der Informationsquellen zur Beurteilung wirtschaftlicher Risiken".

1.3.1.2 Kurzinterpretation typischer Formulierungen in Bankauskünften

Prof. Dr. Siegfried G. Häberle
13.1.2 Kurzinterpretation typischer Formulierungen in Bankauskünften

Vorbemerkungen:
• Der folgende Katalog typischer Formulierungen in Bankauskünften stellt lediglich eine eng begrenzte Auswahl

aus der Vielzahl gängiger Formulierungen dar.
• Der Katalog enthält nur Einzelformulierungen mit jeweiliger Kurzinterpretation. Die Aussage einer Bankaus-

kunft ist jedoch häufig nur in einer Gesamtbewertung aller Einzelinformationen und durch Zusammenfügen al-
ler Nuancen ableitbar.

• Die ausgewählten und interpretierten Formulierungen beziehen sich überwiegend auf die Beurteilung der Kre-
ditwürdigkeit in bezug auf den angefragten Betrag, weniger dagegen auf die "Allgemeinen Verhältnisse" des
Kunden (des sog. Angefragten).

• Beispiele zur persönlichen Beurteilung des Angefragten sind nicht aufgenommen. Einerseits, weil positiven per-
sönlichen Beurteilungen in Bankauskünften keine allzu große Bedeutung für die Zahlungsfähigkeit des Ange-
fragten beigemessen werden darf. Andererseits, weil eine negative persönliche Beurteilung, die die
Kreditinstitute im übrigen sehr zurückhaltend und erst bei gravierendem Fehlverhalten formulieren, keiner In-
terpretation bedürfen, sondern für sich sprechen.

Formulierung in der Bankauskunft

• Wir halten das Unternehmen für den angefragten
Betrag (bzw. noch besser: für die von ihm einge-
gangenen Verbindlichkeiten) für unbedenklich
gut.

• Eventuelle Untermauerung dieser Kreditbeurtei-
lung durch weitere Informationen wie z.B.

-

wertvoller, unbelasteter Grundbesitz,
-

eingeräumte Kredite werden nicht/nur selten in
Anspruch genommen,

-

wir haben Blankokredite gewährt,
-

sehr gute Ertragslage, hervorragende Marktstel-
lung.

Kurzinterpretation

Sehr gute Auskunft.
Die Kreditinstitute verwenden den Ausdruck "unbe-
denklich" in der Regel sehr zurückhaltend, d.h. nur

wenn eine hervorragende Kreditwürdigkeit ihres
Kunden tatsächlich gegeben ist.
Die weiteren Informationen bestätigen einen weit-
reichenden unausgeschöpften Kreditrahmen bzw.
weitreichende Kreditaufnahmemöglichkeiten (unbe-
lasteter Grundbesitz), ein uneingeschränktes Ver-
trauen der berichtenden Bank (Blankokredite), beste
Zukunftsaussichten (hervorragende Marktstellung),
d.h. auch Kreditwürdigkeit in der Zukunft.
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Formulierung in der Bankauskunft Kurzinterpretation
• Wir halten das Unternehmen für den angefragten

Betrag für gut
• Steigerungsformen durch weitere Informationen,

z.B.

-

wertvoller Grundbesitz, der gering belastet ist,
-

eingeräumte Kredite werden nicht voll in An-
spruch genommen,

-

gute Ertragslage, gute Marktstellung.
• Einschränkungen durch weitere Informationen,

z.B.

-

Grundbesitz vorhanden, der im üblichen Rah-
men (angemessen) belastet ist,

-

wir haben Kredite auf gedeckter Basis gewährt,
-

befriedigende Auftragslage.

Gute Auskunft.

Diese Steigerungsformen bedeuten, daß über den ak-
tuellen Bedarf hinaus weitere finanzielle Mittel zur

Verfügung stehen und sie bescheinigen positive
Zukunftsaussichten.

Diese Einschränkungen zeigen die Grenzen der noch
guten Kreditwürdigkeit. Sehr hohe finanzielle Spiel-
räume sind

-

über den aktuellen Bedarf hinaus
-

nicht
vorhanden; vermutlich sind die eingeräumten Kredite
sogar weitgehend beansprucht, zumal die Bank dazu
keine Stellung nimmt. Die Formulierung "befriedigen-
de Auftragslage" kann eine gewisse Einschränkung ei-
ner gegenwärtigen noch guten Kreditbeurteilung für
die Zukunft bedeuten.

i Wir halten das Unternehmen für den angefragten
Betrag zur Zeit für gut.

• Einschränkung, z.B.

-

... für den angefragten Betrag gut in mehreren
Raten.

U.U. nur eine befriedigende bis gute Auskunft, weil
die Einfügung "zur Zeit" einen deutlichen Vorbehalt
hinsichtlich der zukünftigen Zahlungsfähigkeit bedeu-
ten kann. Allerdings ist das Gewicht dieses Vorbehal-
tes nur in einer Interpretation der Gesamtauskunft
schlüssig abzuleiten, weil manche Kreditinstitute eine
derartige Formulierung regelmäßig in Bezug auf den
Zeitpunkt der Berichterstattung einfügen.

Die von der berichtenden Bank notwendig angesehe-
ne Aufteilung in mehrere Raten schränkt die Bewer-
tung mit "gut" deutlich ein. Häufig wird mit der
Ergänzung "in mehreren Raten" allerdings auch nur
der Worüaut der Kreditanfrage bestätigt, in der be-
reits mit Ratenzahlung angefragt wurde (z.B. DM
50.000,- Wechselverbindlichkeiten in mehreren Ab-
schnitten). Unter dieser Voraussetzung tendiert die
Auskunft

-

in isolierter Betrachtung dieser Formulie-
rung

-

nach wie vor zu "gut".
i Aufgrund unserer langjährigen Geschaftsbezie-

hungen sind wir der Überzeugung, daß das Unter-
nehmen nur Verbindlichkeiten eingeht, die erfüllt
werden können.

Grundsätzlich recht positiv.
Allerdings nur in der Gesamtschau aller Informatio-
nen einer Auskunft eindeutig einzuordnen. Diese
Formulierung kann sowohl die abschließende Beur-
teilung einer sehr guten Kreditauskunft darstellen als
auch lediglich das subjektive Bemühen des Angefrag-
ten, Zahlungsverpflichtungen überschaubar zu halten,
also dessen (subjektive) Redlichkeit zum Ausdruck
bringen.

> Nach unseren Beobachtungen sind die eingegange-
nen Verpflichtungen

-

auch in der angefragten Hö-
he

-

bisher pünktlich reguliert worden.

Befriedigende, u.U. gute Auskunft.
Die Tendenz ist jedoch nur in der Gesamtschau aller
Informationen einer Auskunft erkennbar. Das Kredit-
institut nimmt zwar ausdrücklich zum angefragten
Betrag Stellung, es argumentiert aber lediglich ver-

gangenheitsbezogen. Positiv ist die Einfügung "pünkt-
lich" zu werten.
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Formulierung in der Bankauskunft

• Eingegangene Verbindlichkeiten sind
-

soweit uns
bekannt

-

bisher erfüllt worden.

• Der angefragte Betrag liegt im Rahmen der mit
uns getätigten Umsätze.

• Einschränkende Formulierungen bzw. Informatio-
nen, z.B.

-

... hegt noch im Rahmen...,

-
...

liegt zur Zeit im Rahmen ...,

-

wir haben Kredite auf gedeckter Basis einge-
räumt, die voll in Anspruch genommen werden,

-

in der Vergangenheit wurden hohe Investitionen
vorgenommen, die weitgehend kreditfinanziert
wurden.

-

die Auftragslage ist
-

wie in der gesamten Bran-
che

-

unbefriedigend,

-

Überziehungen werden (vorübergehend) bean-
sprucht,

-

der Grundbesitz ist relativ hoch belastet.

• Im Hinblick auf die bei uns getätigten Umsätze er-

scheint uns der angefragte Betrag hoch.

• Steigerungen, z.B.
-... sehr hoch,

-
...

zu hoch,

-

Überziehungen werden zögernd zurückgeführt,

-

der Grundbesitz ist sehr hoch belastet.

Kurzinterpretation
Befriedigende, u.U. nur ausreichende Auskunft.
Allerdings wiederum nur in der Gesamtbeurteilung
aller Informationen einer Auskunft eindeutiger inter-
pretierbar. Auffällig und negativ zu werten ist, daß
nicht nur die Ausdrücke "pünktlich" bzw. "prompt"
fehlen, sondern auch die Stellungnahme zum ange-
fragten Betrag.

Lediglich eine quantitative, vergangenheitsbezogene
Beurteilung, die

-

isoliert betrachtet
-

kein abschlies-
sendes Krediturteil zuläßt. Tendenziell befriedigende,
u.U. nur ausreichende Auskunft.

Tendenz: Ausreichende Auskunft oder schlechter,
sonst wie oben.
Obwohl der angefragte Betrag zur Zeit (noch) im
Rahmen der mit der Bank getätigten Umsätze liegen
mag, bedeutet diese Information, daß der finanzielle
Spielraum des Unternehmens bei der berichtenden
Bank nicht mehr groß ist.

Sehr deutlicher Vorbehalt hinsichtlich der zukünfti-
gen Zahlungsfähigkeit. Insbesondere in Verbindung
mit der Formulierung "... liegt noch im Rahmen ..." ist
dies eine schlechte Auskunft.
Tendenz: noch ausreichende Auskunft, sofern die
übrigen Informationen ein insgesamt positives Urteil
zulassen. Schlechte Auskunft z.B. in Verbindung mit
der Formulierung "... hegt noch im Rahmen weil
die Bank meint "liegt gerade noch im Rahmen" und
wenn das Wort "vorübergehend" fehlt.
Wie oben.

Isoliert betrachtet: Schlechte Auskunft.
In der Regel als deutlicher Vorbehalt zu interpretie-
ren. Nur in Ausnahmefällen würde eine eventuelle
Aufteilung des Betrags in mehrere Raten zu einer we-

sentlich günstigeren Beurteilung führen.

Eindeutig schlechte Auskunft, weil die Bank erfah-
rungsgemäß zwar "sehr hoch" schreibt, aber "zu hoch"
meint.
Sehr schlechte Auskunft, d.h. die Bank geht nicht nur

davon aus, daß ein derartiger Betrag den finanziellen
Spielraum des Unternehmens überschreitet, sondern
zweifelt auch an dessen subjektiver Redlichkeit, nur

überschaubare (erfüllbare) Verbindlichkeiten einzu-
gehen.
Sehr schlechte Auskunft, denn bereits gegenwärtig
sind Liquiditätsengpässe festzustellen und wohl auch
für die Zukunft.
Sehr schlechte Auskunft, weil die Bank "zu hoch"
meint.
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Formulierung in der Bankauskunft

• Die finanziellen Verhältnisse erscheinen ange-
spannt.

• Die Zahlungsweise ist schleppend.

• Scheck-/Lastschriftrückgaben sind vorgekommen.

• Wechselproteste sind erfolgt.

• Eine Kreditgewährung ist Vertrauenssache.

• Wir raten zur Vorsicht

Kurzinterpretation
Sehr schlechte Auskunft, weil sich die Bank zu dieser
Formulierung erfahrungsgemäß erst bei langer anhal-
tenden und auch für die nähere Zukunft zu erwarten-
den Anspannungen entschließt.
Wie oben.
Dies schreiben die Banken insbesondere bei laufen-
den Wechselprolongationen bzw. bei Lastschrift- und
Scheckrückgaben, die nachträglich noch bereinigt
wurden.

Sehr schlechte Auskunft; keine Interpretationsun-
sicherheiten.
Wie oben; allerdings wegen der Konsequenzen von

Wechselprotesten von noch größerem Gewicht (unter
anderem bundesweite Information der Kreditinstitute
durch Aufnahme des Wechselbezogenen in die sog.
Wechselprotestliste).
Eindeutig sehr schlechte Auskunft.
Das Kreditinstitut empfiehlt, keine Kredite zu gewäh-
ren bzw. Geschäfte mit dem Unternehmen überhaupt
nur mit absolut sichernden Zahlungsbedingungen
(z.B. Vorauszahlung, Barzahlung usw.) zu tätigen.
Wie oben.

Formulierungen, aus denen eine Kreditbeurteilung nicht bzw. nicht hinreichend ableitbar ist:

Formulierung in der Bankauskunft

• Für uns bestand bisher keine Veranlassung, nähe-
ren Einblick in die Vermögensverhältnisse zu neh-
men.

• Die Bankverbindung läßt im Hinblick auf die An-
frage eine Beurteilung nicht zu.

• Über Privatkunden erteilen wir nach allgemeiner
Übung im Kreditgewerbe ohne Zustimung des
Kunden grundsätzlich keine Auskunft

• Wir sind von unserem Kunden nicht ermächtigt
worden, Auskünfte zu erteilen.

Kurzinterpretation
Häufig die Auskunft von Nebenbankverbindungen,
bei denen das Konto auf Guthabenbasis (meist mit
kleineren Umsätzen) geführt wird oder wenn nur sehr
geringe Kreditbeträge in Anspruch genommen wer-

den. Tendenziell positiv, aber ohne weiterreichende
Information nicht eindeutig einzuordnen.
Grundsätzlich ist eine Interpretation wie oben mög-
lich. Allerdings können sich dahinter auch negative
Sachverhalte verbergen, die die Bank nicht zu berich-
ten geneigt ist, eventuell in Verbindung mit der Tatsa-
che, daß die berichtende Bank ohnehin nur eine
Nebenbankverbindung ist.
Daraus ist eine Kreditbeurteilung überhaupt nicht,
und zwar auch nicht andeutungsweise ableitbar. Die
Auskunft umfaßt lediglich die lapidare und wertur-
teilsfreie Feststellung des bei Privatkunden üblichen
Verfahrens.
In Wirklichkeit hat der Kunde die Bank ausdrücklich
angewiesen, über ihn keinerlei Auskünfte zu erteilen.
In der Regel muß davon ausgegangen werden, daß
negative Informationen zurückgehalten werden sol-
len. Nur in Ausnahmefällen handelt es sich um sol-
vente publizitätsscheue Unternehmen. In jedem Fall
sind vor Einräumung von Zahlungszielen weitere In-
formationen einzuholen oder absolut sichernde Zah-
lungsbedingungen zu vereinbaren.
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13.2 Auskünfte gewerblicher Auskunfteien

Beauftragung einer in-
ländischen Auskunftei

Auskunftsformen

Anfrageinhalt

Nachtragsauskünfte

Informationsgewin-
nung

Übersetzung

Abwicklung
Eine weitere Möglichkeit, Informationen über die Kreditwürdig-
keit, die Vertrauenswürdigkeit sowie über die sog. allgemeinen Ver-
hältnisse eines Importeurs zu gewinnen, liegt in der Beauftragung
einer gewerblichen Auskunftei zur Einholung einer sog. Wirt-
schaftsauskunft. Der Exporteur wendet sich an eine inländische
Auskunftei, die eine Niederlassung im Importland unterhält oder
die eine Auskunftei im Importland mit der Beantwortung der An-
frage betraut. Der direkte Weg zu einer Auskunftei im Importland
ist unüblich, zumal der Exporteur regelmäßig ohnehin mit einer
inländischen Auskunftei einen Abnahmevertrag geschlossen hat.
Die Auskunfteien bieten einen zeitlich gestaffelten Kreditinforma-
tionsdienst an, der von der sog. Normalauskunft/Standardauskunft
(z.B. bei der Auskunftei Bürgel: Inland ca. zehn Tage, Europa ca.

drei bis vier Wochen, andere Kontinente vier bis fünf Wochen) über
die Telex-/Telegrammauskunft (Bürgel: Inland 24 Stunden, Europa
48 Stunden, andere Kontinente 72 Stunden) und die Super-Telex-
auskunft/Eilauskunft mit Telexvorbericht (Bürgel: Inland vier bis
fünf Stunden, Europa acht Stunden) bis zum Online-Zugriff reicht.
Auch der Anfrageinhalt kann vom Exporteur seinen jeweiligen In-
formationsbedürfnissen angepasst werden. So reicht beispielsweise
das Angebot der Auskunftei Schimmelpfeng von der Super-Kurz-
auskunft (Angaben zu den wichtigsten Eckdaten einer Firma) über
die Standardauskunft (detaillierte Informationen zu den wirtschaft-
lichen und finanziellen Verhältnissen) und die Vollauskunft (wie
Standardauskunft zuzüglich Kreditfragenbeantwortung und even-
tuell Zahlungsindex) bis zur Spezialauskunft (ausführliche Spezial-
analysen zu Firmen bzw. Branchen, schriftlicher Ergänzungsdienst
bei veränderten Firmendaten) sowie zu Kombinationen aus den
verschiedenen Anfragemöglichkeiten.
Der Exporteur kann eine gewerbliche Auskunftei -im Gegensatz zu

den Banken- mit der Erteilung von Nachtragsauskünften beauftra-
gen. Der Exporteur erhält dann ergänzende Informationen über
veränderte Daten seines Abnehmers.
Gewerbliche Auskunfteien erfassen alle verfügbaren Informationen
über die Gewerbebetriebe ihres Einzugsgebiets. Auf dieser Grund-
lage berichten sie bei Anfragen. Rückfragen beim sog. Angefragten,
also beim Importeur, über den berichtet werden soll, sind bei ein-
zelnen Auskunftsanfragen die Ausnahme, dagegen in Form einer
allgemeinen Aufforderung zur Selbstauskunft (Selbstäußerung) des
Importeurs die Regel.
Der Exporteur kann bei einigen Auskunfteien die Sprache der Aus-
kunft wählen. Entweder die Originalsprache oder deutsch bzw. eng-
lisch. Zwar besteht grundsätzlich die Gefahr, dass durch eine
Übersetzung Informationen verzerrt werden. Jedoch verfügen die
gewerblichen Auskunfteien über Spezialisten, die in der Lage sind,
den Tenor der aus dem Ausland eingehenden Informationen richtig
zu interpretieren bzw. zu übersetzen.
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Die vom Exporteur beauftragte inländische Auskunftei bereitet die Aufbereitung
aus dem Ausland eingehenden Informationen anhand ihres Stan-
dardschemas auf. Der Vorzug dieser schematisierten Aufbereitung
liegt in der raschen Auswertbarkeit der Auskunft durch den Expor-
teur, die insbesondere dann gegeben ist, wenn die Kreditempfeh-
lung der Auskunftei in eindeutigen Bonitätskategorien (sog.
Rating-Systemen) erfolgt bzw. in Beträgen ausgedrückt ist.
Die Kosten der Auskünfte gewerblicher Auskunfteien streuen Kosten
stark, insbesondere in Abhängigkeit zur Eilbedürftigkeit, zum Um-
fang der Anfrage, zum Importland, zur Abnahmemenge im Rahmen
des Abonnements u.v.a.m. Sie reichen von ca. DM 40.-- für eine
inländische Normalauskunft bis zu mehreren hundert DM für eilbe-
dürftige Auslandsanfragen bzw. für Spezialanfragen.

Aussagewert
Der Aussagewert der Auskünfte gewerblicher Auskunfteien ist im Informationsquellen
Zusammenhang mit deren Möglichkeiten zur Informationsgewin- der Auskunftei
nung zu sehen. Im Wesentlichen erlangen die gewerblichen Aus-
kunfteien ihre Informationen auf drei Wegen:
• Auswertung öffentlich zugänglicher Quellen (z.B. Veröffentli-

chungen der Gerichte, Handelsregister, Wirtschaftspresse, ver-
öffentlichte Jahresabschlüsse, Geschäftsberichte u.a.);

• Auswertung von Informationen, die in der Branche über den
Importeur verfügbar sind, Befragung seiner Lieferanten und
eventuell seiner Banken (in Deutschland nicht mehr möglich),
Auswertung des eigenen Inkassodienstes u. Ä;

• Selbstauskunft (Selbstbefragung, Selbstäußerung) des Impor-
teurs.

Sehr ergiebig sind die Auskünfte gewerblicher Auskunfteien zu den Ergiebigkeit
allgemeinen Verhältnissen des Importeurs, beispielsweise zur
Rechtsform und zum Gründungsjahr des Unternehmens, zur Anga-
be der Geschäftsführer und der Gesellschafter, zur Branche, zum

Tätigkeitsfeld und -soweit veröffentlicht- zum Jahresabschluss des
Importeurs.
Die Frage der Kreditwürdigkeit des Importeurs, die im Allgemei-
nen im Mittelpunkt des Interesses des Exporteurs steht, ist für die
gewerblichen Auskunfteien dagegen schwieriger zu beantworten.
Zwar erhalten die Auskunfteien im Einzelfall Informationen über
das Zahlungsverhalten und die Kreditwürdigkeit eines Importeurs
von dessen Lieferanten (insbesondere wenn der Lieferant selbst in
der Vergangenheit Auskünfte über seinen Abnehmer bei dieser
Auskunftei eingeholt hat) und in manchen Ländern auch (noch) von
den Kreditinstituten. Jedoch wird dieser Informationsfluss durch die
Datenschutzgesetzgebung, aber auch durch das Datenschutzbe-
wusstsein der Informationsträger zunehmend eingeschränkt. Ergie-
biger sind dagegen diejenigen Informationen, die die Auskunfteien
aus ihren eigenen Inkassoabteilungen erhalten. Diese Inkassoabtei-
lungen treiben im Auftrag von Lieferanten überfällige Forderungen
im In- und Ausland ein.
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Selbstauskunft des Die Selbstauskunft des Importeurs, die auf einem weit reichenden
Importeurs Fragebogen der Auskunftei zu den persönlichen und wirtschaftli-

chen Verhältnissen des Importeurs beruht, hilft in der Kernfrage
der Kreditwürdigkeit nur bedingt weiter. Es ist nämlich nicht auszu-

schließen, dass der Importeur seine eigene Situation in der Selbst-
auskunft günstiger darstellt als sie es bei streng objektiver
Betrachtung ist. Die Auskunftei steht deswegen vor dem Problem,
zu entscheiden, welche Angaben der Selbstauskunft in ihre Datei zu

übernehmen sind und damit anfragenden Dritten zugänglich ge-
macht werden sollen.
Im Gegensatz zu den Banken nehmen gewerbliche Auskunfteien
zusätzliche Recherchen auf, wenn die über einen Angefragten bis-
lang gespeicherten Informationen zur Beantwortung der Anfrage
nicht ausreichen oder wenn eine spezielle Berichterstattung gefor-
dert wird.
Ein Eigeninteresse am Inhalt der Auskunft, so wie dies den kredit-
gewährenden Banken u.U. zu unterstellen ist, kann bei gewerbli-
chen Auskunfteien im Regelfall ausgeschlossen werden.
Ebenso wie die Banken schließen die gewerblichen Auskunfteien
die Haftung für den Auskunftsinhalt weitestgehend aus.

Neben der Erteilung von Wirtschaftsauskünften bieten die gewerb-
lichen Auskunfteien (zum Teil über Tochtergesellschaften) weitere
Dienstleistungen an, die insbesondere für Exporteure von Interesse
sind:
• Übernahme des Mahn- und Inkassoverfahrens von Inlands- und

Auslandsforderungen;
• Überwachung sog. ausgeklagter Forderungen (Laufzeitüberwa-

chung der wirtschaftlichen Verhältnisse von Schuldnern, von de-
nen -trotz Klage- eine Zahlung zunächst nicht zu erlangen war);

• Adressenlisten potenzieller Kunden im In- und Ausland;
• sonstige Dienstleistungen wie beispielsweise Seminare u. Ä.
Die gewerblichen Auskunfteien unterhalten eine Vielzahl von Au-
ßenstellen, deren Anschriften der Exporteur über die folgenden
Zentralen erhält:
• Verband der Vereine Creditreform e.V.

Postfach 10 15 53
41415 Neuss 1

• Auskunftei Bürgel Centrale GmbH
Postfach 3 10
52004 Aachen

• Schimmelpfeng GmbH
Hahnstr. 31-35
60528 Frankfurt/Main

Hinweis In Abschnitt 1.3.4 findet sich eine "Zusammenfassende Darstellung
der Informationsquellen zur Beurteilung wirtschaftlicher Risiken".

Recherchen der Aus-
kunfteien

Kein Eigeninteresse

Haftungsausschluss

Weitere Dienstleistun-
gen

Anschriften
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1.3.3 Sonstige Informationsquellen
Bestehende Geschäftsverbindung zum Importeur
Sofern der Exporteur mit dem Importeur bereits in Geschäftsver- Geschäftsverbindung
bindung steht, ist es die nächstliegende Informationsquelle, die bis-
herige Geschäftsabwicklung unter den Kriterien Vertrauenswürdig-
keit, Zahlungsverhalten und -soweit möglich- Kreditwürdigkeit aus-
zuwerten. Zumindest vor Übernahme von Aufträgen, die über das
bisherige Volumen hinausreichen oder bei sich tendenziell ver-
schlechterndem Zahlungsverhalten des Importeurs ist es ratsam,
dass der Exporteur in Ergänzung zu seinen Erfahrungen weitere
Informationen (z.B. Bankauskünfte) einzieht.

Eigener Vertreter im Importland
Es kann sich als ergiebig erweisen, den eigenen Vertreter im Im- Vertreter
Portland mit der Einholung von Informationen über den (potenziel-
len) Abnehmer zu beauftragen. Erfahrungsgemäß ist in sog.
Branchenkreisen die Leistungsfähigkeit, die Seriosität, aber auch
die Kreditwürdigkeit der Betriebe zumindest in Konturen bekannt.
Einzuwenden sind gegen diesen Weg der Informationsbeschaffung
insbesondere zwei Aspekte: Zum einen hat der Vertreter in der
Regel ein Interesse am Verkauf und ist insoweit geneigt, dieses Ziel
nicht mit einer ungünstigen Kreditaussage über einen potenziellen
Kunden selbst zu unterlaufen. Zum anderen wird es der potenzielle
Kunde missbilligen, wenn er erfährt, dass der Vertreter im Hinter-
grund Informationen über seine Kreditwürdigkeit zu gewinnen
trachtet.

Vom Importeur angegebene Referenzen
Vor der Annahme von Großaufträgen bzw. vor der Gewährung län- Referenzen
gerer Zahlungsziele kann es im Einzelfall empfehlenswert sein,
wenn sich der Exporteur von seinem potenziellen Abnehmer Refe-
renzen geben lässt.
Bei den vom Importeur angegebenen Referenzen besteht jedoch
die Gefahr, dass sie interessengebunden sind und deswegen kein
objektives Bild von den tatsächlichen Verhältnissen des Importeurs
zeichnen.

Eigene Recherchen
Die eigenständigen Recherchen des Exporteurs können von der Recherchen
Auswertung der Jahresabschlüsse des Importeurs bis zu einer Be-
triebsbesichtigung reichen.
Die Bilanzanalyse sollte sowohl einen Zeitvergleich als auch einen
Branchenvergleich umfassen. Der Exporteur benötigt dazu die Ab-
schlüsse des Importeurs mehrerer Jahre sowie die Kennzahlen der
Branche des Importeurs im relevanten Ausland. Sofern der Impor-
teur einem Konzern angehört oder in anderer Form mit weiteren
Unternehmen verflochten ist, müssen darüber hinaus auch diese
-für die Kreditwürdigkeit in vielen Fällen entscheidenden- Bezie-
hungen (Abhängigkeiten) in die Analyse einbezogen werden.
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Es liegt auf der Hand, dass solche Recherchen nicht nur eine ent-

sprechende Qualifikation erfordern, sondern auch sehr aufwändig
sind. Eigene Recherchen stellen Exporteure deswegen nur bei grö-
ßeren Aufträgen bzw. in Fällen an, in denen der Abnehmer längere
Zahlungsziele wünscht und die Informationsergiebigkeit der übri-
gen Quellen zu einer Kreditbeurteilung nicht ausreicht.

Deutsche Auslandshandelskammern
AHKs Informationen über Importeure kann der deutsche Exporteur auch

von den rund 50 deutschen Auslandshandelskammern (AHKs) be-
kommen:
• Ein Teil der Kammern hat Rahmenvereinbarungen mit landes-

ansässigen Auskunfteien abgeschlossen und erteilt auf dieser
Grundlage Auskünfte gegen Entgeltberechnung. Der Aussage-
wert dieser Auskünfte entspricht im Allgemeinen dem Aussage-
wert gewerblicher Auskünfte wie er oben besprochen wurde.

• Kammern in Ländern, in denen Auskunfteien nicht existieren
bzw. Kammern, die eine derartige Rahmenvereinbarung nicht
abgeschlossen haben, helfen dem anfragenden deutschen Expor-
teur -soweit möglich- durch Angabe von geeignet erscheinenden
(anderen) Informationsquellen weiter, an die sich der Exporteur
dann unmittelbar wenden kann.

Eigenständige Recherchen über die Zahlungsfähigkeit und über die
Seriosität von Importeuren vermögen die Kammern in der Regel
nicht durchzuführen.

Bonitätsprüfung durch Dritte
Verkauft der Exporteur seine Forderungen an eine Factoringgesell-
schaft, dann sieht der Factoringvertrag in der Regel vor, dass die
Factoringgesellschaft die Kreditwürdigkeit der Abnehmer des Ex-
porteurs prüft. Auf dieser Grundlage setzt die Factoringgesellschaft
ein Limit pro Abnehmer fest, bis zu dem sie bereit ist, die Forde-
rungen des Exporteurs mit Übernahme des Delkredererisikos anzu-

kaufen. Die Ergebnisse ihrer Kreditwürdigkeitsprüfung stellt die
Factoringgesellschaft dem Exporteur zur Verfügung (Einzelheiten
zum Exportfactoring siehe Kapitel 5.6).
Eine analoge Überwälzung der Bonitätsprüfung ist auf Warenkre-
ditversicherungsunternehmen möglich, sofern der Exporteur einen
derartigen Versicherungsvertrag abgeschlossen hat. Zu beachten ist,
dass die Kreditversicherungsunternehmen dem versicherten Liefe-
ranten häufig zur Auflage machen, bei kleineren Forderungen die
Abnehmer nach einem vorgegebenen Kriterienkatalog selbst zu

prüfen (Einzelheiten zur privatwirtschaftlichen Ausfuhrkreditversi-
cherung siehe Kapitel 9.1).
Die Bonitätsprüfung durch Factoringgesellschaften bzw. Warenkre-
ditversicherungsunternehmen ist qualifiziert. Bei Übertragung der
Bonitätsprüfung hat der Exporteur aber zu bedenken, dass diese
Einrichtungen das Limit pro Abnehmer u.U. niedrig ansetzen, weil
sie das Risiko für sich begrenzen wollen und dass sie im Übrigen
ihren Aufwand (direkt oder indirekt) dem Exporteur in Rechnung
stellen.

Factoringgesell-
schaften

Warenkreditversiche-
rungsunternehmen

Qualifizierte Bonitäts-
prüfung
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13.4 Zusammenfassende Darstellung der Informationsquellen zur Beurteilung
wirtschaftlicher Risiken

Prof. Dr. Siegfried G. Häberle

Informationsquellen
über Seriosität, Kreditwürdigkeit und allgemeine

Verhältnisse von (ausländischen) Geschäftspartnern

Abwicklung:
Informationsweg:

Anfrageumfang:

Auskunftsinhalt:

Rückfragen beim
Importeur durch
Bank /Auskunftei

Nachtrags-
auskünfte
(Ergänzungs-
auskünfte):

Aussagewert:

-

Erkenntnis-
quellen der aus-
kunfterteilenden
Stelle:

-

Ergiebigkeit

-

Recherchen der
auskunfterteilen-
den Stelle

-

Eigeninteresse
der auskunfter-
teilenden Stelle

-

Haftung

Bankauskünfte Auskünfte von Auskunfteien

Anfrage über die Hausbank des Expor-
teurs an die Bank(en) des Importeurs
Kreditbetrag und allgemeine
Verhältnisse.
Im allgemeinen keine Weisungen zum

Umfang der Berichterstattung bzw. zu

Spezialanfragen möglich

Unveränderte Weitergabe an den
Exporteur
Nur in Ausnahmefällen
(z.B. bei hohen Beträgen)

Entfallen in der Regel. Eventuell
Informationen aus den im Eigeninteresse
der Exporteurbank eingeholten Aus-
künften (z.B. bei Wechselankauf) als
Service leistung

In Abhängigkeit von Auskunftsweg und
Eilbedürftigkeit ca. 10 DM (Inland) bis
über 100 DM (Ausland)

Kontoeinsicht.
Bei Kreditgewährung außerdem
umfassende Erkenntnisse durch eigene
Kreditwürdigkeitsprüfung und Kredit-
überwachung
Auf Grundlage obiger Erkenntnisquellen
tendenziell hoch, und zwar auch zur

Kreditanfrage. Allerdings länderweise
unterschiedlich und vom Einzelfall
abhängig.
Erkennung des Aussagewertes z.T.
schwierig

Entfallen in der Regel

Bei Kreditgewährung durch die auskunft-
erteilende Bank u.U.gegeben

Anfrage über eine inländische Aus-
kunftei an eine Auskunftei im Importland
Starke Differenzierung des
Anfrageumfangs möglich, z.B.
Kurzauskunft, Vollauskunft mit
Kreditfragenbeantwortung und evtl.
Zahlungsindex, Spezialauskunft mit
ausführlichen Firmenanalysen
Übersetzung und Aufbereitung der aus
dem Ausland eingehenden Informationen

Generelle Aufforderung zur Selbst-
auskunft. Bei einzelnen Auskunfts-
anfragen nur in Ausnahmefällen

Möglich, z.B. im Rahmen von Spezial-
auskünften

In Abhängigkeit von Auskunftsweg,
Eilbedürftigkeit, Fragestellung und
Abnahmemenge im Rahmen eines
Abonnements sowie Mitgliedsbeitrag:
von ca. 40 DM (nicht eilbedürftige
Inlandsauskunft) bis mehrere hundert
DM (eilbedürftige Auslandsauskunft)

Weitgehend ausgeschlossen

I
Auswertung öffentlich zugänglicher
Informationsquellen (off. Register,
Medien, veröff. Jahresabschlüsse u.a.),
Befragung von Dritten (z.B. Lieferanten),
Selbstauskünfte der Angefragten
Auf Grundlage obiger Erkenntnisquellen
hoch zu den allgemeinen Verhältnissen.
Zur Kreditwürdigkeit nicht immer sehr
ausgeprägt (abhängig vom Einzelfall und
vom Importland).
Erkennung des Aussagewertes wegen
Aufbereitung und Schematisierung der
Auskunft relativ leicht möglich
Im Einzelfall zusätzliche Recherchen zur

Ergänzung der ohnehin gespeicherten
Informationen

Entfällt

Weitgehend ausgeschlossen

Sonstige
HZ

Bestehende Geschäftsverbindung
zum Importeur

Auswertung insbes. vor Übernahme von

Großaufträgen oder bei verschlechtertem
Zahlungsverhalten des Importeurs

Ergänzung durch Bankauskünfte u.a.

Eigener Vertreter im Importland
Informationsergiebigkeit kann im
Einzelfall hoch sein.

Vorbehalte:
Mißbilligung der Recherchen durch
(potentiellen) Kunden;
Interessenkollision beim Vertreter, da
dieser primär am Verkauf interessiert ist

Referenzen

Im allgemeinen nur vor Übernahme von

Großaufträgen.
Risiko: Referenzen geben unter Um-
ständen keine objektive Auskunft

Eigene Recherchen

Z.B. Auswertung von Jahresabschlüssen,
Betriebsbesichtigungen u.a.

Voraussetzung: Eigenes qualifiziertes
Kreditmanagement; aufwendig

Deutsch
-

ausländische Handelskammern
(ÄHKs)
Analoge Beurteilung wie Auskünfte von

gewerbl. Auskunfteien, da sich die
Kammern maßgeblich auf Auskunfteien
im jeweiligen Land stützen

Bonitätsprüfung durch Dritte

Z.B. durch Factoringese II Schäften,
Warenkreditversicherungsunternehmen

Abbildung 13-01



34 1 Risikoanalyse
1.4 Garantendelkredererisiko

1.4 Garantendelkredererisiko

1.4.1 Charakterisierung
Definition Bei vielen Außenhandelsgeschäften sind die Ansprüche der Expor-

teure bzw. der Importeure an die Geschäftspartner durch Zahlungs-
versprechen von Kreditinstituten (z.B. durch Bankgarantien,
Bankbürgschaften, Akkreditive usw.) abgesichert. Neben den Kre-
ditinstituten treten auch sog. Nichtbanken als Garanten in Erschei-
nung, so z.B. Konzernobergesellschaften für Beteiligungs-
gesellschaften.
Bei allen derart gesicherten Auslandsgeschäften stellt sich neben
der Frage nach dem im Importeur begründeten wirtschaftlichen Ri-
siko auch die Frage nach dem Garantendelkredererisiko, also nach
der Gefahr des ganzen oder teilweisen Ausfalls eines (Zahlungs-)
Anspruchs wegen Zahlungsunfähigkeit oder wegen Zahlungsunwil-
ligkeit eines Garanten. Ein (längerer) Zahlungsverzug des Garan-
ten kann ebenfalls in das Garantendelkredererisiko einbezogen
werden.
Im weiteren Sinne handelt es sich beim Garantendelkredererisiko
ebenfalls um ein wirtschaftliches Risiko.

Beispiele Eröffnet beispielsweise die Hausbank eines Importeurs im Auftrag
des Importeurs ein Dokumentenakkreditiv zu Gunsten eines Expor-
teurs, dann tritt die Zahlungsfähigkeit der akkreditiveröffnenden
Importeurbank in den Mittelpunkt des Sicherungsinteresses. Analo-
ges gilt, wenn beispielsweise ein Importeur eine (größere) Voraus-
zahlung an einen Exporteur zu leisten hat und die Vorleistung des
Importeurs durch eine sog. Anzahlungsgarantie der Exporteurbank
abzusichern ist.

Rangfolge Die Rangfolge der Befriedigung der Ansprüche des Begünstigten
kann unterschiedlich gestaltet sein: Meistens kann der Begünstigte
auf Grundlage der gestellten Sicherheit Ansprüche unmittelbar ge-
gen den Garanten geltend machen (z.B. beim Dokumentenakkredi-
tiv). Im Einzelfall treffen die Beteiligten aber auch die
Vereinbarung, dass der Begünstigte zunächst den Ausfall seiner An-
sprüche gegen den Hauptschuldner (also gegen seinen Geschäfts-
partner) nachzuweisen hat und dass er erst danach seinen Anspruch
gegen den Garanten durchsetzen kann.

Andere Risikodefini- Soll das Gesamtrisiko eines Exportgeschäfts oder das Forderungs-
tionen ausfallrisiko einschließlich des Garantendelkredererisikos auf eine

Versicherung überwälzt werden, dann ist die genaue Definition des
Garantendelkredererisikos dieser Einrichtung heranzuziehen. Ana-
loges gilt, wenn der Verkauf einer Auslandsforderung, die durch die
Garantie eines Dritten abgesichert ist, an eine Factoring- oder an

eine Forfaitierungsgesellschaft beabsichtigt ist. In diesem Zusam-
menhang sind im Übrigen auch eventuelle Auflagen dieser Institu-
tionen zur Art und zum Umfang der von Dritten (den Garanten) zu

stellenden Sicherheiten vor Abschluss des Auslandsgeschäfts zu er-

heben.
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1.4.2 Informationsquellen
Die Notwendigkeit der Prüfung der Seriosität und der Bonität eines
Garanten folgt u.a. aus der Tatsache, dass in der Vergangenheit
auch Kreditinstitute im In- und Ausland ihre Zahlungen eingestellt
haben. Wird überdies berücksichtigt, dass das Bankrecht und die
Bankenaufsicht im Ausland keineswegs immer den strengen deut-
schen Normen entspricht, dann bedarf es keiner weiteren Rechtfer-
tigung für die Notwendigkeit zur Einholung von Auskünften über
Garanten, auch wenn diese Kreditinstitute sind.
Die Prüfung der Bonität der Garanten hat ebenso frühzeitig einzu-
setzen wie die Bonitätsprüfung der ausländischen Geschäftspartner,
d.h. wenn möglich vor Vertragsabschluss. Nur so kann der Begün-
stigte durchsetzen, dass die Sicherheit nicht von einem schwer zu

beurteilenden, womöglich zweifelhaften Garanten gestellt wird.
Wird die Sicherheit für ein Auslandsgeschäft von einer sog. Nicht-
bank gestellt, dann ist die Bonität eines solchen Garanten mit den-
selben Instrumenten zu prüfen wie die Kreditwürdigkeit von
Abnehmern, d.h. mittels Auskünften von Banken, Auskünften von

gewerblichen Auskunfteien usw. (Einzelheiten siehe Abschnitt 1.3).
Überwiegend sind es jedoch Kreditinstitute, die die Sicherheit der
Abwicklung bzw. der Zahlung eines Auslandgeschäfts garantieren.
Deswegen richtet sich das Interesse des Begünstigten regelmäßig
auf die Beurteilung der Vertrauenswürdigkeit und Solvenz dieser
Banken.
Eine eigenständige Prüfung der Bonität einer ausländischen Bank
wird der garantiebegünstigte Exporteur bzw. Importeur in der Re-
gel nicht vornehmen können. Dies scheitert nicht nur daran, dass
die Außenhändler über die notwendigen Informationsquellen (z.B.
Jahresabschlüsse der Kreditinstitute und deren Rechtsgrundlagen)
nicht verfügen, sondern auch daran, dass die Beurteilung der Boni-
tät von Kreditinstituten spezielle Kenntnisse und Analyseinstru-
mente voraussetzt. Der Weg des deutschen Außenhändlers führt
deswegen zu seiner Hausbank.
International tätige deutsche Kreditinstitute verfügen über verschie-
dene Informationsquellen, um die Bonität ausländischer Kreditin-
stitute beurteilen zu können, z.B.:
• Ratings über international tätige Banken;
• Repräsentanten, Korrespondenzbanken und Niederlassung im

jeweiligen Ausland;
• eigene Erfahrungen mit den Kreditinstituten des betreffenden

Landes bzw. mit dem garantierenden Kreditinstitut.
Ein eigenes Bild von der Kreditwürdigkeit der international führen-
den Banken kann sich der Exporteur allenfalls anhand der von
"AAA" bzw. von "Aaa" ausgehenden Klassifizierungen der
• Standard & Poor's Ratings Group,
• Moody's Investors Service,
• IBCA Banking Analysis Limited
machen, die u.a. den größeren deutschen Geschäftsbanken vorlie-
gen.

Notwendigkeit der
Bonitätsprüfung

Prüfung von Nicht-
banken

Prüfung von Banken



36 1 Risikoanalyse
1.5 Politische Risiken des Exporteurs

Informationslücken Reichen die vorhandenen bzw. beschaffbaren Informationen zur
bzw. schlechte Bonität Beurteilung der Bonität eines Kreditinstituts nicht aus oder stimmt

die vorliegende Beurteilung bedenklich, dann wird der deutsche
Außenhändler zunächst versuchen, beim ausländischen Geschäfts-
partner einen anderen, meist im Kontrakt vorzuschreibenden kre-
ditwürdigen Garanten durchzusetzen. Gelingt dies nicht, bleibt
dem Exporteur bzw. dem Importeur der Versuch, bei einer inländi-
schen Bank -eventuell auf eigene Kosten- eine zusätzliche Sicher-
heit zu erlangen (z.B. durch Bestätigung eines Akkreditivs) oder das
Risiko (teilweise) auf eine Versicherung zu überwälzen oder -falls
es sich um eine geeignete Forderung handelt- das Risiko auf eine
Forfaitierungsgesellschaft zu übertragen. Dass derartigen Risiko-
überwälzungen enge Grenzen gesetzt sind, liegt auf der Hand.

1.5 Politische Risiken des Exporteurs
1.5.1 Charakterisierung und Erscheinungsformen

Charakterisierung Als politische Risiken, die manchmal -allerdings zu umfassend- als
Länderrisiken bezeichnet werden, sind grundsätzlich solche Scha-
densmöglichkeiten des Exporteurs zu charakterisieren, die durch
• gesetzgeberische oder behördliche Maßnahmen,
• Krieg, Aufruhr, Revolution im Ausland,
• Beschränkungen des zwischenstaatlichen Zahlungsverkehrs,
• ähnliche, auf staatliche Eingriffe zurückzuführende Ereignisse,

verursacht sind.
Abgrenzungsprobleme Zu dieser Charakterisierung des politischen Risikos ist anzumerken,

dass sich im Einzelfall Abgrenzungsprobleme zu den Erscheinungs-
formen des wirtschaftlichen Risikos und zu den Erscheinungsfor-
men höherer Gewalt sowie zu vielfältigen anderen Risiko-
phänomenen ergeben können. Auch die Art der staatlichen Maß-
nahmen bzw. der politischen Ereignisse bis hin zum Entstehungs-
grund, Entstehungsort und Entstehungszeitpunkt solcher Maßnah-
men und Ereignisse führt zu vielen offenen Fragen bei der
Definition und somit bei der Abgrenzung des politischen Risikos.
Dieser Hinweis ist von besonderer Bedeutung, wenn sich der Expor-
teur eine staatliche Risikodeckung (sog. Hermes-Deckung) für das
Ausfuhrgeschäft beschaffen will.

Hermes-Deckung u.a. Beabsichtigt der Exporteur, das politische Risiko eines Ausfuhrge-
schäfts durch eine sog. Hermes-Deckung abzusichern oder auf an-
dere Einrichtungen zu überwälzen, dann hat er die Definitionen des
politischen Risikos dieser Einrichtungen heranzuziehen, um die je-
weilige Deckungsfähigkeit und den Deckungsumfang zu klären.
Hinweis: Die Ausfuhrgewährleistungen des Bundes (sog. Hermes-
Deckungen) sind umfassend im Kapitel 9.2 dargestellt.
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Politisch verursachte Risiken des Exporteurs können Erscheinungsformen
• während der Fabrikationsphase,
• während der Liefer-/Versandphase und
• während der Forderungsphase (Kreditphase)
eintreten.
In Abbildung 1.5-01 ist die Entstehung der politischen Risiken Übersicht
chronologisch dargestellt.

Prof. Dr. Siegfried G. Häberle
Chronologische Entstehung politischer Risiken
des Exporteurs

Politische Risiken des Exporteurs

während der...

Fabrikationsphase
Notwendigkeit zum Abbruch der Fertigung bzw. zur Unterlassung
des Versands (sog. politisches Fabrikationsrisiko) z.B. wegen

• poütischer Umstände im Ausland (gesetzgeberische
oder behördliche Maßnahmen, Krieg, Aufruhr, Revolution);

• Embargo des Inlands (Widerruf der Ausfuhrgenehmigung,
Ausfuhrverbot usw.);

• Embargo eines Zuliefer- oder Transiüandes.

Liefer-/Versandphase
Beschädigung, Zerstörung, Beschlagnahme, Verlust der Ware
z.B. wegen

• Krieg, Aufruhr, Revolution;
• gesetzgeberischer oder behördlicher Maßnahmen im Ausland.

Verluste bei anderweitiger Verwertung der aus politischen
Gründen umdisponierten oder zurückbeorderten Ware.

Forderungs-/Kreditphase
Uneinbringlichkeit bzw. verzögerte oder nur teilweise
Einbringlichkeit der Forderung wegen poütischer Umstände, z.B.

• Krieg, Aufruhr, Revolution im Ausland;
• gesetzgeberische oder behördliche Maßnahmen im Ausland

(z.B. Zahlungsverbote oder -beschränkungen, Moratorien);
• Beeinträchtigung des zwischenstaatlichen Zahlungsverkehrs

(Konvertierungs- und Transferverbote oder -beschränkungen). Abbildung 13-01
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Politische Maßnah-
men/Ereignisse des
Auslands

Embargo des Inlands

Embargo eines Dritt-
landes

Folgen

Politisch verursachte Risiken während der Fabrikationsphase
Treten während der Herstellungsphase politische Ereignisse des
Auslands ein oder ergreift ein fremder Staat Maßnahmen, die die
Fertigstellung bzw. Versendung der Ware unmöglich oder unzu-
mutbar machen, dann spricht man von (politisch verursachtem)
Fabrikationsrisiko. Die typischen Ereignisse des politisch verursach-
ten Fabrikationsrisikos sind Krieg, Aufruhr oder Revolution im
Ausland sowie einschlägige Maßnahmen außerdeutscher Regierun-
gen.
Politisch ist das Fabrikationsrisiko des Exporteurs auch dann verur-

sacht, wenn die deutsche Regierung Embargomaßnahmen nach
dem Außenwirtschaftsgesetz (AWG) ergreift und dadurch die
Durchführung des Kaufvertrags unmöglich wird.
Anmerkung: Sofern der Exporteur das Fabrikationsrisiko durch ei-
ne Hermes-Deckung abgesichert hat, setzt eine Entschädigung der-
art verursachter Risiken voraus, dass den Exporteur kein
Verschulden am Widerruf/an der Nichtverlängerung/an der Nicht-
erteilung der Ausfuhrgenehmigung trifft; Einzelheiten siehe Kapitel
9.2.
Schließlich sind politisch verursachte Fabrikationsrisiken des Ex-
porteurs auch in den Embargomaßnahmen eines Zuliefer- oder
Transitlandes zu erblicken.
Fabrikationsrisiken sind von großen Gewicht bei Gütern, die eine
Spezialanfertigung (u.U. nach Plänen des Auftraggebers) oder lan-
ge Herstellungszeiten erfordern, weil bei diesen Gütern anderweiti-
ge Verwertungsmöglichkeiten im Allgemeinen nicht gegeben sind.

Beschlagnahme, Be-
schädigung, Vernich-
tung usw.

Anderweitige Verwer-
tung

Politisch verursachte Risiken während der Liefer-A ersandphase
Während des Versands, d.h. im Zeitraum von der Versendung der
Ware bis zum Übergang in die Verfügungsgewalt des ausländischen
Schuldners, können politische Risiken die Ware unmittelbar treffen,
z.B. wenn die Ware nach dem Versand durch ausländische staatli-
che Stellen beschlagnahmt, infolge politischer bzw. kriegerischer
Ereignisse beschädigt, vernichtet oder auf andere Weise (z.B. durch
Boykott, Blockade u.a.) der Verfügungsgewalt des Exporteurs entzo-
gen wird.
Als ein politisch verursachtes Risiko während der Versand-/Liefer-
phase ist auch der Fall einzustufen, dass der Exporteur die noch in
seiner Verfügungsgewalt befindliche Ware wegen der angesproche-
nen politischen Ereignisse zurückbeordern oder umdisponieren
muss und er bei anderweitiger Verwertung der Ware einen Verlust
erleidet.

Politisch verursachte Risiken während der Forderungsphase (Kre-
ditphase)

Charakterisierung Die Forderung des Exporteurs ist neben den wirtschaftlichen Risi-
ken auch mit politischen Risiken behaftet. Trotz Zahlungsfähigkeit
und Zahlungswilligkeit des Importeurs und der das Geschäft even-
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tuell garantierenden Importeurbank kann ein politisch verursachtes
Risiko dadurch entstehen, dass der Exporteur wegen staatlicher
Maßnahmen des Schuldnerlandes oder infolge von Stockungen bei
der Abwicklung von Zahlungs- oder Verrechnungsabkommen über-
haupt keine Zahlung, nur Teilzahlung, verzögerte (Teil-)Zahlung
oder (hinterlegte) Zahlung in einer nicht vereinbarten Währung
erhält.
Die betriebswirtschaftlichen Folgen des politisch bedingten Forde-
rungsrisikos des Exporteurs, das manchmal als politisches Delkrede-
rerisiko bezeichnet wird, reichen somit von Zinsverlusten (bei ver-

zögerter Zahlung) über Wechselkursverluste (bei ersatzweiser Zah-
lung bzw. bei Hinterlegung in nicht vereinbarter Währung) bis zum

teilweisen oder ganzen Forderungsausfall.
Nach Forderungsentstehung tritt das politische Risiko des Expor-
teurs in verschiedener Gestalt in Erscheinung:
Erlässt das Schuldnerland ein (eventuell vorübergehendes) Zah-
lungsverbot, dann muss davon ausgegangen werden, dass damit auch
Zahlungen für bereits vollzogene Importe untersagt sind. Zahlungs-
verbote können als Sanktionen nur gegen bestimmte Länder gerich-
tet sein. Bezieht sich ein Zahlungsverbot jedoch gegen alle Länder,
so ist der wahre Grund statt in der bloßen Zahlungsunwilligkeit u.U.
in der Zahlungsunfähigkeit dieses Landes zu sehen. In der Vergan-
genheit wurde vom Instrument des Zahlungsverbotes nur selten Ge-
brauch gemacht.
Ein Moratorium des Schuldnerlandes hat zum Inhalt, dass ausländi-
sche Forderungen (in in- und/oder ausländischer Währung)
• auf zunächst unbestimmte Zeit nicht erfüllt werden dürfen,
• erst nach Ablauf einer bestimmten Frist erfüllt werden dürfen,
• nur insoweit erfüllt werden dürfen, als Deviseneriöse (eventuell

mit einem bestimmten Land) erwirtschaftet werden, oder
• nur in inländischer Währung erfüllt werden dürfen, was einem

(vorläufigen) Konvertierungs- und Transferverbot gleichkom-
men kann.

Insbesondere die zuletzt genannte Erscheinungsform des Morato-
riums zeigt, dass die Grenzen zu den im Folgenden dargestellten
Konvertierungs- und Transferrisiken fließend sind.
Sofern sich das Moratorium nur auf Schulden in fremder Währung
erstreckt, kann es vorkommen, dass das Schuldnerland die Ablösung
der Forderungen in der eigenen Landeswährung anbietet, ein Ange-
bot, das indessen auf seine Risiken zu untersuchen ist.
Mit dem Erlass eines Moratoriums sucht das Schuldnerland einen
Zahlungsaufschub bzw. die Möglichkeit zur Teilzahlung zu erlan-
gen.
Die hohe Auslandsverschuldung hat bei einigen Entwicklungs- bzw.
Schwellenländern zu einem "verdeckten" Moratorium geführt: Statt
der Bezahlung fälliger Auslandsschulden haben diese Länder an die
Gläubiger verzinsliche, über eine längere Laufzeit hinweg zu tilgen-
de US-Dollar-Schuldverschreibungen ausgegeben, um dadurch ei-
nen Zahlungsaufschub zu erreichen.

Erscheinungsformen

Zahlungsverbot

Moratorium

Verdecktes Moratori-
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Konvertierungsbe-
schränkungen
(-verböte)

Transferbeschrän-
kungen (-verböte)

Abgrenzungsproblem,
Nichtzahlungsfall

Ein Konvertierungsrisiko entsteht, wenn der Importeur von der
Zentralbank seines Landes die erforderlichen Devisen zur Zahlung
an den Exporteur nicht oder nicht rechtzeitig erhält, mit anderen
Worten, wenn der Importeur seine Inlandswährung nicht in die mit
dem Exporteur vereinbarte Auslandswährung umtauschen kann,
was im Allgemeinen im Devisenmangel des Importlandes begründet
liegt.
Eine Zwischenlösung kann die Hinterlegung des vom Importeur zu

zahlenden Betrages in Landeswährung bei der Notenbank des Im-
portlandes bis zum Zeitpunkt der Konvertierung sein. Dabei ist je-
doch die Frage der Nachschussverpflichtung wegen der eventuell
eintretenden Wechselkursverluste sowie der Zinsverluste mit dem
Importeur zu klären.
Ein Transferverbot des Schuldnerlandes, also ein Verbot, Zahlun-
gen in das Ausland zu transferieren, kann sich auf die Landeswäh-
rung, aber auch auf Fremdwährungen (z.B. Devisenguthaben von

Importeuren) beziehen. Ein uneingeschränktes Transferverbot
kommt praktisch einem Zahlungsverbot gleich.
Im Allgemeinen erlässt das Schuldnerland jedoch lediglich Trans-
ferbeschränkungen,
• die z.B. nur für bestimmte Zahlungsgründe (z.B. für bestimmte

Importwaren) Gültigkeit haben,
• die häufig Freigrenzen offen halten,
• die zeitlich befristet sind (Transferverzögerungen),
• die nur bestimmte Guthaben erfassen (z.B. Einfrieren der Gut-

haben von Devisenausländern) und
• die viele weitere Modifikationen aufweisen können.
Transferbeschränkungen können sowohl Ausdruck von Zahlungs-
schwierigkeiten des Importlandes als auch ein Instrument gegen
(drohende) Kapitalflucht sein.
Auch bei (vorübergehenden) Transferbeschränkungen wird der
Zahlungsbetrag des Importeurs eventuell in lokaler Währung bei
der Notenbank des Schuldnerlandes hinterlegt, was wiederum die
Frage der Nachschusspflicht des Importeurs für eventuell entste-
hende Wechselkurs- und Zinsverluste aufwirft.
Die Abgrenzung zwischen diesen Erscheinungsformen des politi-
schen Risikos ist nicht immer eindeutig möglich. Insbesondere mün-
den viele Risikoausprägungen letztlich in ein vorübergehendes
Zahlungsverbot bzw. in Zahlungsverzögerungen ein, wie immer das
Risiko zunächst auch bezeichnet sein mag. In den Bedingungen des
Bundes für Ausfuhrbürgschaften u. Ä. ist deswegen auch der Nicht-
zahlungsfall (protracted default) als politischer Schadenstatbestand
aufgenommen, der vereinfachend darauf abhebt, dass die Forde-
rung eine bestimmte Anzahl von Monaten nach ihrer Fälligkeit vom

ausländischen Staat bzw. vom gleichzusetzenden Besteller nicht er-

füllt worden ist.
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1.5.2 Zusammenfassende Darstellung politischer Risiken des Exporteurs nach
Entstehung der Forderung

Prof. Dr. Siegfried G. Häberle
1.5.2 Zusammenfassende Darstellung politischer Risiken des Exporteurs

nach Entstehung der Forderung

Erscheinungs-form (Art) Charakterisierung Anmerkungen

• Zahlungsverbot

• Moratorium

• Konvertierungs-
beschränkungen
(-verböte)

• Transfer-
beschränkungen
(-verböte)

Untersagung aller Zahlungen in das Aus-
land; evtl. auch für bereits vollzogene Impor-
te

Zahlungsaufschub bzw. Teilzahlung bei Aus-
landsschulden
-

zunächst unbefristet oder

-

befristet oder

-

in Abhängigkeit vom Eingang von

Deviseneriösen o.ä.
Moratorium kann sich auf Auslandsverbind-
lichkeiten des Schuldnerlandes in inländi-
scher und/oder ausländischer Währung be-
ziehen.

Befristetes oder (zunächst) unbefristetes
Umtauschverbot der Importeurwährung in
die mit dem Exporteur vereinbarte Fremd-
währung bzw. in Fremdwährungen generell.

Zahlungen in das Ausland in Inlandswäh-
rung und/oder in Fremdwahrungen sind un-

tersagt (Transferverbot). Im allgemeinen
zeitlich befristet (Transferverzögerungen)
oder auf bestimmte Beträge, Importwaren
usw. beschränkt (Transferbeschränkungen).

Zahlungsverbote eventuell nur vorüber-
gehend oder nur gegen bestimmte Län-
der als außenpolitische Sanktion.
Tieferer Grund kann (vorübergehende)
Zahlungsunfähigkeit sein.

"Verdecktes" Moratorium: Ausgabe von
staatlichen (US-$-)Schuldverschreibun-
gen an die Auslandsgläubiger statt Zah-
lung bei Fähigkeit der Verbindhchkeiten.

Häufig bei hochverschuldeten, devisen-
armen Ländern. Eventuell ersatzweise
vorübergehende Hinterlegung des Zah-
lungsbetrags durch den Importeur in sei-
ner Landeswährung bei der Notenbank
des Schuldnerlandes. Das Problem even-
tueller Wechselkurs- und Zinsverluste ist
zu beachten.

Vielfältige Gründe für Transferbeschrän-
kungen (-verböte), z.B. (drohende) Kapi-
talflucht, Devisenknappheit u.v.a.m. Evtl.
ersatzweise vorübergehende Hinterle-
gung des Zahlungsbetrags durch den Im-
porteur in seiner Landeswährung bei der
Notenbank des Schuldnerlandes. Das
Problem eventueller Wechselkurs- und
Zinsverluste ist zu beachten.

1.5J Informationsquellen zur Beurteilung politischer Risiken

1.5.3.1 Risikoindizes bzw. Länderrisikokonzepte
Zur Beurteilung des politischen Risikos (des Länderrisikos) stehen Erkenntnisziel
den außenwirtschaftlich orientierten Betrieben mehrere sog. Risi-
koindizes bzw. Länderrisikokonzepte zur Verfügung. Mit ihrer gro-
ßen Anzahl von Beurteilungskriterien sind diese Konzepte in der
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Geringe Ergiebigkeit

Mangelnde Aktualität

Mangelnde Trans-
parenz

Methodische Mängel

Geringe Resonanz

Beispiel

Institutional Investor's
Country Credit
Ratings

Regel auf das Erkenntnisziel ausgerichtet, wie attraktiv oder unat-
traktiv ein Land auf längere Sicht als Absatzmarkt bzw. als Standort
für Direktinvestitionen ist.
Die Fragestellung des Exporteurs zu seinem politischen Risiko ver-

engt sich dagegen auf die aktuellen, staatlich verursachten Scha-
densmöglichkeiten an den Waren bzw. auf diejenigen staatlichen
Maßnahmen bzw. politischen Ereignisse, die die Einbringlichkeit
seiner Forderung zu beeinträchtigen vermögen, also inhaltlich auf
eine schmale und zeitlich auf eine eher kurzfristige Fragestellung.
Die Ergiebigkeit der diversen Länderrisikokonzepte zum derart ab-
gegrenzten politischen Risiko des Exporteurs, d.h. insbesondere zu
seiner aktuell zu treffenden Entscheidung, ob und gegebenenfalls
welches Zahlungsziel dem Abnehmer in einem bestimmten Land
eingeräumt werden kann, ist gering: Zum einen weiß der Exporteur
aus eigener Anschauung, dass bei den führenden westlichen Indu-
strienationen praktisch kein politisches Risiko besteht und deswe-
gen eine Absicherung überflüssig erscheint. Zum anderen ist sich
der Exporteur bei den hochverschuldeten (Entwicklungs-)Ländern
bewusst, dass eine Absicherung zwingend ist. Sein Interesse an den
Länderrisikokonzepten richtet sich deswegen allenfalls auf die da-
zwischen eingestuften Länder und auf die Frage, ob eine Absiche-
rung des politischen Risikos im konkreten Fall empfehlenswert
oder gar notwendig ist. Die Antwort bleiben die Risikokonzepte
weitgehend schuldig.
Dies hängt erstens damit zusammen, dass die Konzepte nicht hinrei-
chend aktuell sind. Sie erscheinen ein- bis dreimal jährlich, sodass
gerade jene unvorhersehbaren politischen Ereignisse bzw. staatli-
chen Maßnahmen, die für das politische Risiko des Exporteurs ur-
sächlich sein können, wie z.B. kriegerische Auseinandersetzungen,
Boykott, Nichteinhaltung von Zahlungsverpflichtungen u. Ä., in den
Indizes nicht oder allenfalls mit einer vagen (subjektiven) Erwar-
tungskomponente der Befragten bzw. der Analysten erfasst sind.
Zweitens weisen diese Konzepte häufig nur zusammengefasste Er-
gebnisse pro Land aus, zu denen dem Exporteur in der Regel weder
die einbezogenen Kriterien noch deren Gewichtung bekannt sind,
sodass er auch nicht in der Lage ist, die notwendigen Erkenntnisse
hinsichtlich des erwarteten Zahlungsverhaltens eines Landes diffe-
renziert herauszufiltern.
Drittens sind in der Literatur methodische Einwände gegen einige
der Konzepte erhoben worden, die ebenfalls geeignet sind, den
Aussagewert in Zweifel zu ziehen.
Aus diesen Gründen ist es nicht erstaunlich, dass die Risikoindika-
toren in der betrieblichen Praxis bislang nur eine geringe Resonanz
finden.
Das folgende Beispiel vermittelt einen Einblick in den Aufbau, in
die Methode und in die Anwendungsmöglichkeiten von Länderrisi-
kokonzepten.
In Abbildung 1.5-02 sind die Ergebnisse von "Institutional
Investor's Country Credit Ratings" dargestellt.
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Anmerkungen:
Erkenntnisziel Im Gegensatz zu anderen Länderkonzepten, die oft auf weit rei-

chenden Kriterienkatalogen zur Ermittlung der Attraktivität der
Länder als langfristige Absatzmärkte bzw. als Investitionsstandorte
beruhen, hebt das Institutional Investor-Konzept unmittelbar auf
die Kreditwürdigkeit der Länder ab. Dieses Konzept kommt somit
am ehesten der speziellen Fragestellung des Exporteurs nach dem
Umfang des politischen Risikos eines Landes nahe.

Methode Das Institutional Investor-Konzept beruht auf einer internationalen
Befragung von Experten in 75 bis 100 Kreditinstituten, wobei jedes
Kreditinstitut alle Länder -mit Ausnahme des eigenen Landes- in
die Rangfolge einer Skala von 0 bis 100 einordnet. Die Ziffer 100
bedeutet die höchste, 0 dagegen die geringste Kreditwürdigkeit. In-
stitutional Investor fasst die einzelnen Antworten zusammen und
gewichtet sie. Ein höheres Gewicht erfahren Antworten von Kredit-
instituten, die ein ausgebautes, erfahrenes und weltweites System
der Länderanalyse haben. Um Objektivität zu erreichen, wird die
Tatsache der Teilnahme und die Antwort einer Bank streng vertrau-
lich behandelt. Die Ergebnisse werden halbjährlich per März und
per September ermittelt. Zur weiteren Information werden die Ver-
änderungen gegenüber dem Stand vor einem halben und vor einem
Jahr angegeben.

Beurteilung Kein Land erreicht im gewichteten Durchschnitt des Expertenur-
teils den Bonitätsindex 100, weil gewisse Vorbehalte und Unsicher-
heiten hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung auch bei
gegenwärtig noch so sehr prosperierenden Ländern unvermeidlich
sind. Deswegen ist auch Ländern, die noch deutlich unter dem theo-
retischen Höchstwert von 100 liegen, eine gute Kreditwürdigkeit,
d.h. ein geringes politisches Risiko zuzuordnen. Dennoch lässt auch
eine hohe Einstufung eines Landes Fragen offen, so z.B. nach der
zeitlichen Dimension der Bonitätsbeurteilung. Ein Land mit gegen-
wärtig noch relativ hohen Devisenreserven, aber stark sinkenden
Leistungsbilanzüberschüssen oder gar schon steigenden Leistungs-
bilanzdefiziten mag für kurzfristige Kredite noch eine hinreichende
Bonität aufweisen, bei langfristigen Krediten können dagegen er-
hebliche Bedenken angebracht sein.

Begrenzte Entschei- Die für den Exporteur entscheidende Frage richtet sich indessen
dungsgrundlage/Kritik darauf, für welche Länder er ein politisches Risiko ausschließen

kann bzw. bei welchen Ländern die Wahrscheinlichkeit des Eintritts
politischer Risiken hoch ist und der Exporteur deswegen sichernde
Zahlungsbedingungen durchsetzen bzw. Absicherungsmöglichkei-
ten ergreifen muss. Diese entscheidende Frage beantwortet die
Rangliste nicht eindeutig. Es ist offen, ob diese Grenze schon bei
einem Bonitätsindex von 60 Punkten oder von 50 Punkten oder gar
erst bei 40 Punkten zu ziehen ist, zumal bei der Beantwortung die-
ser Frage auch die Fristigkeit der Forderung einzubeziehen wäre.
Auch die gegenüber dem Vorjahr bzw. gegenüber dem vorangegan-
genen Halbjahresstand eingetretenen Veränderungen beantworten
die Kernfrage des Exporteurs nicht hinreichend. Eine in der Ver-
gangenheit eingetretene Verschlechterung der Kreditwürdigkeit ei-
nes Landes muss sich in der Zukunft nicht fortsetzen; sie kann
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abgeschlossen sein oder sie kann sich umkehren. Analoges gilt für
Veränderungsraten, die eine Verbesserung der Kreditwürdigkeit
ausdrücken. Allenfalls sehr hohe verschlechternde Veränderungsra-
ten vermitteln dem Exporteur den Impuls, den Ursachen der Ver-
schlechterung nachzugehen, um sich ein eigenes Bild über die
erkennbaren Tendenzen der zukünftigen Kreditwürdigkeit eines
Landes zu machen.
Kritische Folgerungen sind auch aus der Beobachtung zu ziehen,
dass die ausgewiesenen Veränderungsraten, die eine verschlechter-
te Kreditwürdigkeit zum Ausdruck bringen, relativ hoch sind, woge-
gen diejenigen Veränderungsraten, die eine verbesserte Kreditwür-
digkeit zum Ausdruck bringen, relativ niedrig sind. Dieser
Unterschied zwischen der Höhe der ausgewiesenen Veränderungs-
raten verbesserter Kreditwürdigkeit einerseits und verschlechterter
Kreditwürdigkeit andererseits lässt den Schluss zu, dass auch für die
befragten Experten die Verschlechterung der Kreditwürdigkeit oft
überraschend kommt und somit auch unter diesem Blickwinkel der
Prognosewert der vorliegenden Länderliste nicht sehr hoch einge-
stuft werden darf.

1.5.3.2 Kreditinstitute

International tätige Kreditinstitute erheben das politische Risiko
der verschiedenen Länder laufend und aktuell in eigenem Interesse.
Diese Kreditinstitute sind durch Korrespondenzbeziehungen mit
Banken in vielen Ländern der Welt verbunden, in deren Gefolge
sich vielfältige Kreditbeziehungen ergeben, so z.B. durch Bestäti-
gung von Akkreditiven, durch die für die Abwicklung des Zahlungs-
verkehrs notwendigen "working balances", durch den Ankauf von

Exportforderungen (Forfaitierung) bis hin zur Beteiligung an den
Emissionen ausländischer Schuldner. Die Kreditinstitute haben so-
mit nicht nur die Kreditwürdigkeit ihrer Korrespondenten zu prü-
fen, sondern auch das politische Risiko der Länder, in denen diese
Korrespondenzbanken ansässig sind.
Die auf internationaler Ebene arbeitenden Kreditinstitute gewinnen
die notwendigen Informationen durch eigenständige Länderanaly-
sen und durch die aktuelle Berichterstattung ihrer Auslandsnieder-
lassungen sowie von ihren Korrespondenten aus dem Ausland. Die
Banken erlangen so ein recht umfassendes und aktuelles Bild vom

politischen Risiko eines Landes, zumal sie darüber hinaus den inter-
nationalen Zahlungs- und Kreditverkehr, den sie selbst abwickeln,
laufend beobachten. Seismografisch registrieren die Kreditinstitute
die Anhaltspunkte für bevorstehende staatliche Maßnahmen, wie
z.B. Verzögerungen bei der Devisenzuteilung und des Zahlungsver-
kehrs, Kreditaufnahmebeschränkungen usw.

Diese aktuellen Informationen, die teilweise Prognosecharakter tra-
gen, sind es vor allem, die der Exporteur zur Beurteilung seines
politischen Risikos benötigt, und zwar auch dann, wenn der auslän-
dische Abnehmer nur ein kurzes Zahlungsziel wünscht. Erfahrungs-
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Länderanalysen

Information und Bera-
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gemäß geben die Kreditinstitute diese Informationen und ihre
eigene Beurteilung des politischen Risikos bereitwillig an ihre Kun-
den weiter. Sie beraten den Exporteur darüber hinaus bezüglich der
mit dem Abnehmer zu vereinbarenden Zahlungsbedingungen, hin-
sichtlich der Absicherungsnotwendigkeiten und sie geben Empfeh-
lungen zu den verfügbaren Sicherungsinstrumenten.

Beispiel für Beispielsweise ermöglicht die Deutsche Bank AG ihren Kunden
Informationsquelle den EDV-Zugriff auf ihre Länder-Informations-Datenbank, die ei-

ne Vielzahl aktueller Länderinformationen enthält (Deutsche Bank
AG: db-forex, Devisen- und Länder-Information-System).

1.53.3 Forfaitierungsgesellschaften
Übernahme aller Risi- Forfaitierung bedeutet den -in der Regel regresslosen- Ankauf ei-
ken ner Forderung, d.h. eine Forfaitierungsgesellschaft übernimmt im

Allgemeinen das wirtschaftliche und das politische Risiko. Forfaitie-
rungsgesellschaften ebenso wie jene Kreditinstitute, die Forfaitie-
rungsgeschäfte betreiben, sind deswegen gezwungen, das politische
Risiko im eigenen Interesse zu ermitteln, um über den Ankauf einer
Auslandsforderung entscheiden zu können.

Auswertung der Kondi- Die Analysen und die Einschätzungen des politischen Risikos durch
tionenlisten die Forfaitierungsgesellschaften bzw. Banken kann sich der Expor-

teur zu Nutze machen, indem er deren Konditionenlisten auswertet.
Grundsätzlich ist zunächst festzustellen, dass Länder, die in diese
Listen nicht aufgenommen sind, in der Regel ein so hohes politi-
sches Risiko aufweisen, dass Forfaitietungen auf Ausnahmen be-
schränkt bleiben bzw. nur auf Grundlage einer staatlichen Ausfuhr-
gewährleistung möglich sind. Für Exporteure bedeutet dies, dass sie
das politische Risiko bei Forderungen auf solche Länder anderwei-
tig absichern müssen. Aber auch Länder, die in die Satzliste aufge-
nommen sind, können durchaus risikobehaftet sein, wie die
Feindifferenzierung der Forfaitierungsgesellschaften zeigt: Das den
verschiedenen Ländern beigemessene Risiko kommt zum einen in
den Unterschieden der maximalen Laufzeit der ankaufsfähigen For-
derungen zum Ausdruck, zum anderen in der Marge über LIBOR
bzw. in der Marge über demjenigen Zinssatz, der bei Ländern mit
hervorragender Kreditwürdigkeit Anwendung findet.
Die Abbildung 1.5-03 zeigt die -laufend aktualisierte- Risikoabstu-
fung der Finanz AG Zürich nach Ländern, ausgedrückt in unter-
schiedlichen Margen über LIBOR.

Frühzeitige Kontakt- Die Listen der Forfaitierungsgesellschaften bzw. der Banken ver-
aufnahme mittein dem Exporteur -unabhängig von einer beabsichtigten For-

faitierung- geeignete Anhaltspunkte zur Einschätzung des
politischen Risikos in den verschiedenen Ländern. Ist die Forfaitie-
rung einer Exportforderung ohnehin beabsichtigt, dann sollte der
Exporteur bereits vor, spätestens aber während der Verhandlungen
mit dem ausländischen Abnehmer Kontakt mit der Bank bzw. mit
der Forfaitierungsgesellschaft aufnehmen.

Hinweis Die Forfaitierung als Refinanzierungs- und Absicherungsinstrument
ist umfassend in Kapitel 6.5 dargestellt.
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1.5J.4 Staatliche Exportabsicherung

Länderbezogene
Deckungsausschlüsse

Folgerungen

Länderbezogene
Deckungsbeschrän-
kungen

Folgerungen

Uneingeschränkte De-
ckungsübernahme

Die jeweils aktuellen Absicherungsmöglichkeiten bei der staatli-
chen Exportabsicherung (sog. Hermes-Deckung) können dem Ex-
porteur fundierte Anhaltspunkte zur Einschätzung des politischen
Risikos vermitteln:
Schließt Hermes für ein Land die Übernahme des Risikos aus, dann
ist dieser Ausschluss in der Regel im politischen Risiko dieses Lan-
des begründet. In seltenen Fällen kann der Deckungsausschluss al-
lerdings auch auf Weisung der Regierung und unabhängig von der
Zahlungsfähigkeit eines Landes erfolgen, z.B. als (indirektes)
Druckmittel auf einen ausländischen Staat.
Die Information, dass Hermes die Absicherung von Exporten in
bestimmte Länder ausschließt, sollte den Exporteur veranlassen, bei
beabsichtigten Exporten in solche Länder eine absolut sichernde
Zahlungsbedingung im Kaufvertrag durchzusetzen, für deren Erfül-
lung der Importeur Sorge zu tragen hat (z.B. Vorauszahlung, von
einer inländischen Bank bestätigtes Akkreditiv, Zahlungsgarantie
einer inländischen Bank usw.). Dem Exporteur eröffnen sich in die-
ser Situation erfahrungsgemäß keine privatwirtschaftlichen Mög-
lichkeiten zur Absicherung. So wird sich in der Regel keine
Forfaitierungsgesellschaft oder privatwirtschaftliche Versicherungs-
gesellschaft finden, die bereit wäre, das politische Risiko zu über-
nehmen.

Länderbezogene Deckungsbeschränkungen sind im Allgemeinen
Ausdruck eines nur begrenzten Vertrauens in die Zahlungsfähigkeit
bzw. in die politische Stabilität eines Landes.
Beschränkungen können sich auf das Gesamtvolumen der De-
ckungszusagen pro Land ebenso beziehen wie auf die maximal zu
deckende Kreditlaufzeit der Exportgeschäfte. Bei einigen Ländern
wird dem Exporteur -will er eine staatliche Deckungszusage erlan-
gen- von Hermes überdies auferlegt, mit dem Importeur eine si-
chernde Mindestzahlungsbedingung zu vereinbaren.
Länderbezogene Deckungsbeschränkungen von Hermes sollten für
den Exporteur Anlass sein, bei Exporten in solche Länder entweder
mit dem Importeur eine absolut sichernde Zahlungsbedingung zu

vereinbaren oder sich vor Vertragsabschluss um die Zusage zur Ri-
sikoübernahme durch einen Dritten (privatwirtschaftliches Kredit-
versicherungsunternehmen, Forfaitierungsunternehmen, Kreditin-
stitut usw.) zu bemühen.
Hat Hermes dagegen weder einen Deckungsausschluss noch eine
Deckungsbeschränkung für ein Land erlassen, dann darf dies als ein
Indikator für eine hinreichende Solvenz und für ein geringes politi-
sches Risiko -zumindest auf kurze Sicht- gewertet werden. Unter
Einbeziehung weiterer Informationen über das fragliche Importland
kann es nach intensiver Prüfung und eventueller Beratung mit der
Hausbank vertretbar erscheinen, dass der Exporteur ein einzuräu-
mendes Zahlungsziel gegen politische Risiken ungesichert lässt.
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Erkenntnisse zum politischen Risiko kann der Exporteur nicht nur Risikokategorien/
aus dem aktuellen Absicherungsverhalten von Hermes gewinnen, Informationsquellen
sondern auch aus der Einstufung in die fünf Risikokategorien, in die
Hermes die Länder bei der Entgeltberechnung seit 1. Juli 1994 ein-
teilt:
Kategorie I: Länder ohne besondere Risiken, hauptsächlich

OECD;
Kategorie II: Länder mit verhältnismäßig geringem politischem

Risiko, insbesondere Länder, bei denen über einen
längeren Zeitraum gute Zahlungserfahrungen ge-
macht wurden und das Risiko von Zahlungsschwie-
rigkeiten gering erscheint;

Kategorie III: Vom Hermes-System typischerweise gedecktes poli-
tisches Risiko, wie es insbesondere für Entwick-
lungsländer üblich ist, ohne konkrete Anzeichen für
kommende Zahlungsschwierigkeiten;

Kategorie IV: Erhöhtes Risiko, insbesondere Umschuldungslän-
der und Länder mit erheblichen Zahlungsstörungen,
sowie Länder, deren Entwicklung Zahlungsschwie-
rigkeiten konkret befürchten lässt;

Kategorie V: Stark erhöhtes, in der Regel für Geschäfte mit mit-
tel- und langfristigen Zahlungsbedingungen nicht
mehr akzeptables Risiko, sowie Länder, für welche
die Deckungsmöglichkeiten aufgehoben sind.

Eine Liste mit der namentlichen Einstufung der Länder wird von
Hermes nicht veröffentlicht.
Der Exporteur erhält jedoch auf Anfrage die aktuellen Einstufun-
gen sowie die aktuellen Absicherungsmöglichkeiten (länderbezoge-
ne Deckungsbeschränkungen bzw. Deckungsausschlüsse sowie
Sonderbestimmungen) von der Hermes Kreditversicherungs-AG,
Hamburg, bzw. deren Niederlassungen sowie von den Kreditinstitu-
ten mitgeteilt.

1.5.3.5 Sonstige Informationsquellen
In den "Nachrichten für den Außenhandel (NfA)" berichtet die Bun- Bundesstelle für
dessteile für Außenhandelsinformation über Investitionsmöglich- Außenhandels-
keiten, Marketing, Branchen, Zoll-, Rechts- und Verfahrensfragen information (BfAI)
sowie über die Wirtschaftsentwicklung usw. der verschiedenen Län-
der. Aus diesen vielfältigen Informationen lassen sich auch Erkennt-
nisse über das politische Risiko dieser Länder gewinnen. Da die
"Nachrichten für den Außenhandel" fünfmal wöchentlich erschei-
nen, ist die Erkenntnisgewinnung aus dieser Quelle sehr aktuell.
Daneben bietet die Bundesstelle für Außenhandelsinformation
Länderberichte an, die sehr differenziert die Wirtschaftsstruktur
und -entwicklung der diversen Länder aufzeichnen. Auf dieser
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Grundlage sind dem Exporteur fundierte Rückschlüsse auch auf das
wirtschaftspolitisch verursachte politische Risiko eines Landes mög-
lich.

Praxis-Handbuch Wichtige Länderinformationen vermittelt den Exporteuren auch
Export das Praxis-Handbuch Export, in dem ca. 100 Exportmärkte umfas-

send dargestellt sind (Praxis-Handbuch Export, Band 3 Länderin-
formationen, Freiburg i.Br. 1996 ff., Loseblatt und CD-ROM).

Medien Der Vorzug der Medien (Presse, Fernsehen usw.) liegt in ihrer ho-
hen Aktualität. Diese Informationsquellen sind für den Exporteur
insbesondere bei jenen politischen Ereignissen bzw. staatlichen
Maßnahmen von entscheidender Bedeutung, die sich nicht aus dem
längerfristigen Trend ableiten lassen, sondern die unerwartet eintre-
ten können, wie z.B. die Eröffnung kriegerischer Auseinanderset-
zungen. Häufig finden sich einige Zeit vor Eintritt eines solchen
politischen Ereignisses erste Anzeichen in den Medien, sodass es

für den Exporteur ratsam ist, die Berichterstattung dieser aktuellen
Informationsquellen zu verfolgen.

Eigene Erfahrungen Auf Grundlage einer (längeren) Geschäftsbeziehung und womög-
lich durch eine eigene (Verkaufs-)Niederlassung im Ausland ge-
winnt der Exporteur zusätzliche Informationen und Eindrücke, die
ihm neben den übrigen Informationsquellen eine eigenständige
Einschätzung des politischen Risikos ermöglichen. Nicht selten er-
weist es sich, dass eine solche, vor allem auf individueller Informa-
tion beruhende Beurteilung der wirtschaftlichen und politischen
Verhältnisse eines Landes treffsicherer ist als so manche angeblich
methodisch abgesicherte Prognose.

1.6 Wechselkursrisiken

1.6.1 Charakterisierung
Definition Das Wechselkursrisiko umfasst:

• aus Sicht des Exporteurs die Abwertung der Fremdwährung, in
der er Zahlung erlangen soll, gegenüber seiner eigenen Wäh-
rung;

• aus Sicht des Importeurs die Aufwertung der Fremdwährung, in
der er Zahlung zu leisten hat, gegenüber seiner eigenen Wäh-
rung.

Definitionsprobleme So einleuchtend diese Definitionen des Wechselkursrisikos bzw. der
Wechselkurschance auf den ersten Blick erscheinen, so vielschichtig
und problembehaftet erweisen sich diese Phänomene bei näherem
Hinsehen.

Maßstab Als ein Problem stellt sich zunächst die Frage nach dem Maßstab
für den Umfang von Wechselkursrisiko bzw. von Wechselkurschan-
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ce. Zwar legen die Exporteure bei der Bestimmung des Wechsel-
kursrisikos bzw. der Wechselkurschance häufig denjenigen
Wechselkurs zu Grunde, mit dem sie ihr Angebot kalkuliert haben
und setzen sodann diesen Kurs in Relation zu dem im Zeitpunkt des
Zahlungseingangs erlangten Wechselkurs (Umtauschkurs). Da je-
doch die Exporteure ihr Angebot mit unterschiedlichen Wechsel-
kursen kalkulieren können, lassen sich ebenso unterschiedliche
Maßstäbe für den Umfang von Wechselkursrisiko bzw. Wechsel-
kurschance ableiten.
Ein Exporteur kann seiner Kalkulation beispielsweise folgende
Kurse zu Grunde legen:
• den Devisenkassa(geld)kurs am Tag der Kalkulation;
• den Devisentermin(geld)kurs am Tag der Kalkulation bezogen

auf den Zeitpunkt des erwarteten Zahlungseingangs;
• den vom Exporteur für die Zukunft (für den voraussichtlichen

Tag des Zahlungseingangs) erwarteten Devisenkurs;
• einen anderen auf beliebiger Grundlage festzulegenden Devi-

senkurs.
Politisch verursacht ist das Wechselkursrisiko eines Exporteurs,
wenn das Importland die Devisenzuteilung bzw. den Devisentrans-
fer beispielsweise behindert und der vom Importeur in dessen Lan-
deswährung ersatzweise bei der Zentralnotenbank hinterlegte
Landeswährungsbetrag gegenüber der im Kaufvertrag vereinbarten
Währung abgewertet wird.
Unter bestimmten Voraussetzungen trägt der Exporteur darüber
hinaus das Wechselkursrisiko als Angebots- bzw. Wettbewerbsrisi-
ko: Sofern der Exporteur in seiner Landeswährung (oder in einer
Drittlandwährung) anbietet und der Importeur mit einer Aufwer-
tung dieser Währung gegenüber seiner heimischen Währung rech-
net, läuft der Exporteur Gefahr, aus Gründen des Wechselkurses
den Auftrag nicht zu erhalten.

Alternative
Kalkulationskurse

Politisches Wechsel-
kursrisiko

Angebotsrisiko

1.6.2 Definitionsprobleme

Das folgende Beispiel beleuchtet die soeben angesprochenen Defi- Beispiel
nitionsprobleme:
Ein deutscher Exporteur hat einem US-amerikanischen Importeur
ein Angebot auf US-$-Basis zu unterbreiten. Das einzuräumende
Zahlungsziel beläuft sich auf zwei Monate. Der Exporteur rechnet
damit, dass es einen Monat beanspruchen wird, bis der US-amerika-
nische Importeur über die Annahme des Angebotes entscheiden
wird, sodass zwischen dem Tag der Angebotskalkulation und dem
Tag des voraussichtlichen Zahlungseingangs ein Zeitraum von drei
Monaten liegt.
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Exportangebot an einen US-amerikanischen Importeur auf US-$-Basis

Merkmale:

• Intern kalkulierter DM-Gegenwert: DM 1.000.000
• Einzuräumendes Zahlungsziel: 2 Monate
• Zeitraum zwischen Angebotsabgabe und Zuschlag: 1 Monat
• Gesamtzeitraum zwischen Angebotsabgabe und

(voraussichtlichem) Zahlungseingang: 3 Monate

1. Kalkulationsgrundlage = aktueller $-Kurs von 1,60 DM

- Angebotspreis 625.000 US-$

Angenommene alternative Umtauschkurse bei Eingang des Exporterlöses nach 3 Monaten:

A) Umtauschkurs US-$ = 1,60 DM (unverändert):
= Exporterlös DM 1.000.000

B) Umtauschkurs US-$ = 1,80 DM:
= Exporterlös DM 1.125.000
= Kursgewinn DM 125.000

C) Umtauschkurs US-$ = 1,40 DM:
= Exporterlös DM 875.000
= Kursverlust DM 125.000

2. Kalkulationsgrundlage - erwarteter, in 3 Monaten auf DM 1,40 sinkender US-$-Kurs
- Angebotspreis ca. 714.285 US-$

3. Kalkulationsgrundlage = erwarteter, in 3 Monaten auf DM 1,80 steigender US-$-Kurs

-«- Angebotspreis ca. 555.555 US-$

Abbildung 1.6-01

Problem: Der deutsche Exporteur kalkuliert sein Angebot zunächst in DM,
Kalkulationskurs wobei im vorliegenden Beispiel ein kalkulierter DM-Gegenwert

von DM 1 Mio. angenommen wird. Das entscheidende Problem, das
sich dem Exporteur stellt und das zugleich den Blick auf das Pro-
blem der Definition des Umfangs des Wechselkursrisikos lenkt, ist
die Frage, welchen Wechselkurs der Exporteur bei der Umrech-
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nung des kalkulierten DM-Betrags in den US-$-Angebotsbetrag zu

Grunde legen soll.
Kalkulationsgrundlage ist der aktuelle US-$-Kurs im Zeitpunkt der
Angebotskalkulation; Annahme DM 1,60. Daraus folgt ein Ange-
botsbetrag in Höhe von US-$ 625.000.
Wird das Angebot des Exporteurs angenommen und zahlt der US-
amerikanische Importeur nach Ablauf der drei Monate den Rech-
nungsbetrag von US-$ 625.000, dann bestehen für den Exporteur
beim Umtausch in DM grundsätzlich drei alternative Kurskonstel-
lationen:
• Angenommener Kurs des US-$ = DM 1,60 (unverändert gegen-

über dem Kalkulationskurs). Daraus folgt nach Umtausch in
DM ein Exporterlös in Höhe von DM 1 Mio., d.h. der Exporteur
hat weder einen Wechselkursverlust noch einen Wechselkurs-
gewinn.

• Angenommener Kurs des US-$ = DM 1,80. Der Exporteur er-
hält bei diesem $-Kurs einen Exporterlös von DM 1.125.000, was

einem Wechselkursgewinn von DM 125.000 entspricht.
• Angenommener Kurs des US-$ = DM 1,40. Der in DM ausge-

drückte Exporterlös beläuft sich auf DM 875.000, d.h. der Ex-
porteur hat einen Kursverlust in Höhe von DM 125.000 erlitten.

Legt der Exporteur den im Zeitpunkt der Kalkulation gültigen aktu-
ellen Wechselkurs zu Grunde, dann kann dies somit zu mehr oder
weniger zufälligen Kursverlusten oder Kursgewinnen führen.
Um diese Zufälligkeiten zu verringern, liegt es nahe, dass der Ex-
porteur die erwartete Kursentwicklung des US-$ in seiner Kalkula-
tion bereits vorwegzunehmen sucht, um dadurch u.U. vor allzu
großen Wechselkursüberraschungen gewappnet zu sein.
Erwartet der Exporteur einen sinkenden US-$-Kurs von beispiels-
weise DM 1,40 im Zeitpunkt des voraussichtlichen Zahlungsein-
gangs in drei Monaten, dann bietet er -nach Umrechnung des
DM-Kalkulationsbetrages von DM 1 Mio.- mit ca. US-$ 714.285 an.

Dieser Angebotsbetrag ist deutlich höher als der auf Grundlage ei-
nes US-$-Kurses von DM 1,60 mit US-$ 625.000 errechnete Ange-
botsbetrag. Durch Einbeziehung eines erwarteten sinkenden
Wechselkurses hat der Exporteur zwar eine gewisse Vorsorge vor

künftigen Wechselkursverlusten getroffen, jedoch stellt sich da-
durch ein bislang unbeachtetes Risiko ein, nämlich das wechselkurs-
bedingte Wettbewerbs- bzw. Angebotsrisiko des Exporteurs. Indem
der Exporteur die erwartete Abwertung der Währung, in der er
anzubieten hat, in seiner Angebotskalkulation vorwegnimmt, läuft
er Gefahr, dass er mit seinem Angebot -weil es zu teuer ist- nicht
mehr zum Zuge kommt.
Geht der Exporteur dagegen von einem in Zukunft steigenden US-
$-Kurs aus und kalkuliert er sein Angebot mit einem US-$-Kurs
von DM 1,80, dann führt dieser Kurs zu einem Angebotsbetrag von
ca. US-$ 555.555.

1. Kalkulationskurs:
aktueller US-$-Kurs

Kursgewinn bzw. Kurs-
verlust

2. Kalkulationskurs:
erwarteter sinkender
US-$-Kurs

Wettbewerbs-/
Angebotsrisiko

3. Kalkulationskurs:
erwarteter steigender
US-$-Kurs
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Hohes Kursrisiko

Unterschiedliche
Ergebnisse

Problem: Entstehungs-
zeitpunkt

Weitere Probleme:

offene Position in
der Angebotsphase

kompensierende
Fremdwährungs-
zahlungen

-

Drittlandwährung

Durch Vorwegnahme einer erwarteten Aufwertung der Fremdwäh-
rung, in der der Exporteur anzubieten hat, verringert der Exporteur
sein Angebots- bzw. Wettbewerbsrisiko. Gegenüber den beiden an-
deren Angebotsbeträgen bietet der Exporteur sehr billig an. Die
Wahrscheinlichkeit, dass er mit diesem Angebot den Zuschlag er-

hält, ist c.p. groß. Tritt jedoch wider Erwarten die in der Angebots-
kalkulation vorweggenommene Aufwertung des US-$ nicht ein,
dann ist der Kursverlust weit höher als bei einer Kalkulation mit
dem aktuellen oder mit einem erwarteten sinkenden $-Kurs.
Diese Beispiele verdeutlichen die eingangs angesprochene Proble-
matik der Definition des Umfangs eines Wechselkursverlustes bzw.
eines Wechselkursgewinns: Es hängt vom Wechselkurs ab, den der
Exporteur seiner Kalkulation zu Grunde legt, ob der auf diesen
Maßstab hin definierte Wechselkursverlust bzw. -gewinn hoch oder
niedrig ist.
Hinzu tritt als ein weiteres Problem bei der Definition von Wech-
selkursrisiken bzw. -Chancen die Festlegung des Zeitpunktes ihrer
Entstehung. In Abhängigkeit von der Abwicklung des Exportge-
schäfts kann dieser Zeitpunkt unterschiedlich bestimmt sein: Unter-
breitet der Exporteur eine Festofferte, dann ist die Basis für die
Entstehung von Wechselkursrisiko bzw. -chance bereits im Zeit-
punkt der Angebotskalkulation zu sehen.
Belässt dem Exporteur dagegen ein freibleibendes Angebot die
Möglichkeit, mit dem Importeur die Wechselkursfrage im abzu-
schließenden Kaufvertrag zu regeln, dann entstehen für den Expor-
teur Wechselkursrisiko bzw. -chance erst ab dem Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses, was einschließt, dass deren Umfang auch auf
diesen Zeitpunkt hin zu definieren ist.
Neben den angesprochenen Problemen stellen sich eine Anzahl
weiterer Fragen, die bei der Definition und bei der Festlegung des
Umfangs von Wechselkursrisiko bzw. -chance zu beachten sind:
• Wird das Angebot des Exporteurs nicht angenommen, dann ent-

steht ihm vordergründig auch kein Wechselkursrisiko. Hat der
Exporteur jedoch bereits im Zeitpunkt der Angebotsabgabe ein
Kurssicherungsgeschäft zur Absicherung des Wechselkursrisi-
kos dieses Angebots abgeschlossen, dann bedeutet dieses Kurs-
sicherungsgeschäft für den Exporteur eine sog. offene Position,
die ein eigenständiges Kursrisiko beinhalten kann.

• Sofern der Exporteur im Zeitpunkt des Zahlungseingangs in
derselben Fremdwährung eine entsprechende Zahlung zu lei-
sten hat, tritt für ihn c.p. das Wechselkursrisiko nicht ein. Auch
unter dem Blickwinkel der Zahlungsverwendung kann somit die
Frage nach dem Maßstab des Umfangs von Wechselkursrisiko
und -chance gestellt werden. Allerdings ist sogleich anzumerken,
dass bei Einbeziehung der Verwendung der eingehenden
Fremdwährungszahlung der Unterschied zu den Kurssiche-
rungsgeschäften verwischt wird.

• Differenziert -weil sie über die besprochenen Konstellationen
hinausreichen- sind Wechselkurschancen und -risiken zu beur-
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teilen, wenn sich die Beteiligten auf eine Drittlandwährung
oder auf die zu definierenden Einheiten eines Währungskorbes
einigen.

• Ein Abgrenzungsproblem des Wechselkursrisikos zum politi-
schen Risiko stellt sich, wenn der Zahlungsbetrag aus dem Im-
portland trotz Zahlungswilligkeit und Zahlungsfähigkeit des
Importeurs (vorübergehend) nicht transferiert werden darf, son-
dern in der Importlandwährung bei der Zentralnotenbank des
Importlandes hinterlegt werden muss. Verliert die hinterlegte
Importlandwährung im Zeitablauf gegenüber der im Kaufver-
trag vereinbarten Währung an Wert, dann ist darin ein politisch
verursachtes Wechselkursrisiko zu erblicken.
Analoges gilt, wenn im Kaufvertrag eine Drittlandwährung ver-
einbart ist, die vom Importland vorübergehend nicht zugeteilt
wird und diese Drittlandwährung an Wert gegenüber der lokalen
Währung des Exporteurs verliert.

Wechselkursrisiken und -Chancen einschließlich ausgewählter Si-
cherungsinstrumente sind in Kapitel 7 dargestellt.

Abgrenzung zum

politischen Risiko

Hinweis



2 Vereinbarung der Zahlungsbedingungen im Kaufvertrag
2.1 Im Kaufvertrag festzulegende maßgebliche Merkmale der Zahlungs-

bedingungen. 59
2.1.1 Rechtliche Grundlagen:UN-Kaufrecht. 59
2.1.2 Maßgebliche Merkmale der Zahlungsbedingungen. 62
2.1.3 Zusammenfassende Darstellung maßgeblicher im Kaufvertrag festzu-

legender Merkmale der Zahlungsbedingung. 72

2.2 Häufige Zahlungsbedingungen. 74
2.2.1 Darstellung und Beurteilung häufiger Zahlungsbedingungen. 75

2.2.1.1 Vorauszahlung bzw.Anzahlung(en). 75
2.2.1.2 Dokumentenakkreditive. 77
2.2.1.3 Dokumenteninkassi. 79
2.2.1.4 Zahlung durch Nachnahme u.Ä. 82
2.2.1.5 Zahlung nach Erhalt der Ware gegen einfache Rechnung. 84
2.2.1.6 Mittel- bis langfristige Zahlungsziele. 86

2.2.2 Beispiele zur Kurzbeurteilung von Zahlungsbedingungen. 88
2.2.3 Abkürzungen und Kurzbezeichnungen maßgeblicher Zahlungsklauseln im

internationalen Handelsverkehr. 89

2.3 Einflussfaktoren auf die Festlegung der Zahlungsbedingungen. 90
2.3.1 Beschränkungen der Zahlungsbedingungen durch das deutsche Außen-

wirtschaftsrecht. 90
2.3.2 Beschränkungen der Zahlungsbedingungen durch die Devisen- und Inkasso-

vorschriften desAuslands. 92
2.3.2.1 Notwendigkeit der Beachtung ausländischer Devisen- und Inkasso-

vorschriften. 92
2.3.2.2 Beispiele für Beschränkungen der Zahlungsbedingungen durch

ausländisches Recht. 94
2.3.3 Einfluss von Absicherung«- und Refinanzierungsinstitutionen auf die

Zahlungsbedingungen. 97
2.3.3.1 Einfluss des Bundes über die Bedingungen für die Übernahme von

Ausfuhrgewährleistungen (Hermes-Deckungen). 97
2.3.3.2 Einfluss sonstiger Versicherungs- und Refinanzierungsinstitutionen 98

2.3.4 Einfluss volkswirtschaftlicher Rahmenbedingungen und betriebswirtschaft-
licher Gegebenheiten auf die Zahlungsbedingungen. 101



2 Vereinbarung der Zahlungsbedingungen im Kaufvertrag
2.1 Im Kaufvertrag festzulegende maßgebliche Merkmale der

Zahlungsbedingungen
2.1.1 Rechtliche Grundlagen: UN-Kaufrecht

Die folgenden Ausführungen zum UN-Kaufrecht tragen lediglich
einen skizzenhaften Charakter und dienen der vorläufigen Informa-
tion. Einzelheiten, Abweichungen und Ergänzungen sind im "Über-
einkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den
internationalen Warenkauf' zu erheben.

Vorbemerkung

Anwendungsbereich
Das UN-Kaufrecht gilt für Kaufverträge über Waren. Den Kaufver-
trägen stehen Verträge über die Lieferung herzustellender oder zu

erzeugender Ware gleich, es sei denn, dass der Besteller einen we-

sentlichen Teil der für die Herstellung oder Erzeugung notwendi-
gen Stoffe selbst zur Verfügung zu stellen hat (vgl. Art. 1 Abs. 1 und
Art. 3 UN-Kaufrecht

-

im Weiteren beziehen sich alle Normen ohne
Gesetzesangabe auf das UN-Kaufrecht).
Das UN-Kaufrecht findet keine Anwendung (vgl. Art. 2):
• beim Kauf von Waren, die erkennbar für den persönlichen Ge-

brauch bestimmt sind;
• beim Kauf von Wertpapieren oder Zahlungsmitteln;
• beim Kauf von elektrischer Energie;
• beim Kauf von Seeschiffen, Binnenschiffen, Luftkissenfahrzeu-

gen oder Luftfahrzeugen;
• auf den Kauf bei Versteigerungen;
• auf den Kauf auf Grund von Zwangsvollstreckungs- oder ande-

ren gerichtlichen Maßnahmen.
Außerdem ist das UN-Kaufrecht auf Verträge nicht anzuwenden,
bei denen der überwiegende Teil der Pflichten der Partei, welche
die Ware liefert, in der Ausführung von Arbeiten oder anderen
Dienstleistungen besteht (vgl. Art. 3 Abs. 2).
Das UN-Kaufrecht ist auf Kaufverträge über Waren zwischen Par-
teien anzuwenden, die ihre Niederlassungen in verschiedenen Staa-
ten haben (vgl. Art. 1 Abs. 1). Bei rein nationalen Beziehungen
bleibt es bei der Anwendung des BGB bzw. des HGB.
Darüber hinaus müssen

a) entweder beide Staaten Vertragsstaaten des Übereinkommens
sein (vgl. Art. 1 Abs. 1 lit. a)

Gegenständlicher
Anwendungsbereich

Ausnahmen

Räumlich-persönlicher
Anwendungsbereich



60 2 Vereinbarung der Zahlungsbedingungen im Kaufvertrag
2.1 Im Kaufvertrag festzulegende maßgebliche Merkmale ...

oder
b) die Regeln des internationalen Privatrechts zur Anwendung des

Rechts eines Vertragsstaates führen (vgl. Art. 1 Abs. 1 lit. b).
Das ist in der Regel dann der Fall, wenn der Exporteur seinen
gewöhnlichen Aufenthaltsort bzw. seine Hauptverwaltung in ei-
nem Vertragsstaat hat (vgl. Art. 28 Abs. 2 EGBGB).

Einzelheiten und Modifikationen siehe Art. 1 Abs. 2 und 3.
Grundsätzlich gewährt Art. 6 UN-Käufrecht und Art. 27 EGBGB
den Parteien das Recht, die Anwendung des UN-Kaufrechts auszu-
schließen oder zu modifizieren.
Nach der Rechtsprechung führt jedoch die Vereinbarung des natio-
nalen Rechts eines Vertragsstaates nicht zu einem Ausschluss des
UN-Kaufrechts, sondern zu dessen Geltung, da das UN-Kaufrecht
Bestandteil des jeweiligen nationalen Rechts ist (Schackmar, R.,
1996: Gruppe 6/4 S. 4). Die Parteien müssen also ausdrücklich die
Geltung des UN-Kaufrechts ausschließen und auf die sonstigen na-
tionalen Gesetze verweisen.

Maßgebliche Abweichungen gegenüber dem deutschen Recht
Abweichungen vom Auch nach UN-Kaufrecht kommt ein Kaufvertrag durch Angebot
deutschen Recht und Annahme zu Stande. Es sind jedoch Abweichungen vom deut-

schen Recht zu berücksichtigen.
Beispiele dazu sind:
• Ein Vertragsangebot ist nur dann wirksam, wenn es bestimmt

genug ist (vgl. Art. 14 Abs. 1). Das heißt insbesondere, das An-
gebot muss die Ware bezeichnen, ausdrücklich oder stillschwei-
gend die Menge und den Preis festsetzen oder deren
Festsetzung ermöglichen.

• Ein Vertragsangebot kann bis zum Abschluss des Vertrags wi-
derrufen werden, wenn der Widerruf dem Empfänger zugeht,
bevor dieser eine Annahmeerklärung abgesandt hat (vgl. Art. 16
Abs. 1).

• Enthält die Annahmeerkläung nur unwesentliche Abweichungen
gegenüber dem Angebot, so kommt ein Vertrag zu Stande, es sei
denn der Empfänger der Annahmeerklärung (der Anbietende)
beanstandet die Abweichungen unverzüglich (vgl. Art. 19 Abs.
2).

• Bei verspäteten Annahmeerklärungen ist zu differenzieren:
-

Ist es dem Empfänger erkennbar, dass die Verspätung sich aus
der Beförderung ergibt und die Annahme bei normaler Beför-
derung rechtzeitig zugegangen wäre, so ist die verspätete An-
nahme als Annahme wirksam, es sei denn der Anbietende rügt
die Verspätung unverzüglich (vgl. Art. 21 Abs. 2).

-

In allen anderen Fällen kommt ein Vertrag nur zu Stande,
wenn der Anbietende die verspätete Annahmeerklärung un-

verzüglich akzeptiert (vgl. Art. 21 Abs. 1). Die verspätete An-
nahmeerklärung stellt kein Gegenangebot dar.
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• Die Grundsätze des Schweigens auf ein kaufmännisches Bestä-
tigungsschreiben sind in der Regel nicht anwendbar.

• Zwischen den Parteien abgesprochene Formerfordernisse sind
grundsätzlich nur unter Einhaltung der vereinbarten Form abän-
derbar (vgl. Art. 29 Abs. 2).

Der Verkäufer ist verpflichtet, die Ware zu liefern, die sie betref-
fenden Dokumente zu übergeben und das Eigentum an der Ware zu

übertragen (vgl. Art. 30).
Für die Bestimmung des Leistungsortes ist in erster Linie die Par-
teivereinbarung maßgeblich. Nur wenn eine solche Vereinbarung
fehlt, gilt die gesetzliche Regelung des UN-Kaufrechts. Danach hat
der Verkäufer die Ware dem Käufer am Ort der Niederlassung des
Verkäufers "zur Verfügung zu stellen" (vgl. Art. 31 lit. b und c). Ist
jedoch ein so genannter Beförderungsverkauf vereinbart worden, so
muss der Verkäufer die Ware dem ersten Beförderer übergeben
und die zur Beförderung erforderlichen Verträge abschließen (vgl.
Art. 31 lit. a i.V.m. Art. 32 Abs. 2). Falls die Ware dem Käufer nicht
eindeutig zugeordnet werden kann, ist der Verkäufer darüber hin-
aus verpflichtet, die Versendung anzuzeigen und die Ware im Ein-
zelnen zu bezeichnen (vgl. Art. 32 Abs. 1).
Die Lieferzeit oder der Lieferzeitraum bestimmen sich in erster
Linie nach der Absprache der Parteien oder der Vertragsumstände
(vgl. Art. 33 lit. a und b). In allen anderen Fällen muss der Verkäu-
fer "innerhalb einer angemessenen Frist nach Vertragsabschluss"
leisten (vgl. Art. 33 lit. c). Liefert der Verkäufer die Ware vor dem
festgesetzten Zeitpunkt, so steht es dem Käufer frei, sie abzuneh-
men oder die Abnahme zu verweigern (vgl. Art. 52 Abs. 1). Der
Verkäufer hat aber unter bestimmten Umständen das Recht, einen
Mangel in der Erfüllung auch noch nach dem Liefertermin auf eige-
ne Kosten zu beheben, so etwa bei Quantitäts- und Qualitätsmän-
geln, Falschlieferungen und Rechtsmängeln, um weitergehende
Schadensersatzforderungen zu vermeiden (vgl. Art. 48 Abs. 1).
Der Verkäufer hat des Weiteren die Pflicht, den Käufer bei auf-
kommenden Leistungshindernissen zu unterrichten (vgl. Art. 79
Abs. 4).
Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufpreis zu zahlen und die Ware
abzunehmen (vgl. Art. 53).
Über die bloße Zahlungsverpflichtung hinaus obliegt es nach Art.
54 dem Käufer schon vor der Fälligkeit des Kaufpreises, die Maß-
nahmen zu treffen und die Förmlichkeiten zu erfüllen, die der Ver-
trag oder Rechtsvorschriften erfordern, damit Zahlung geleistet
werden kann. Falls er diese Pflicht verletzt, kann der Verkäufer
schon vor Fälligkeit des Kaufpreises Rechtsbehelfe der Art. 61 ff. in
Anspruch nehmen und sein Zurückbehaltungsrecht ausüben.
Das UN-Kaufrecht beinhaltet keine ausdrückliche Regelung darü-
ber, in welcher Währung die Zahlung zu erfolgen hat. Maßgeblich
ist daher in erster Linie die Parteivereinbarung.
Bezüglich des Zahlungsorts ist zunächst ebenfalls die Parteiverein-
barung entscheidend. Nur soweit keine Vereinbarung getroffen

Rechte und Pflichten
des Verkäufers

Rechte und Pflichten
des Käufers
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wurde, bestimmt Art. 57 (anders als im deutschen Recht) als Zah-
lungsort den Ort der Niederlassung des Verkäufers. Wenn die Zah-
lung gegen Übergabe der Ware oder von Dokumenten zu leisten ist
(z.B. bei Vereinbarung eines Dokumenteninkassos), ist der Ort, an
dem die Übergabe stattfinden soll, Zahlungsort.
Die Fälligkeit des Kaufpreises bestimmt sich vorrangig nach den
vertraglichen Regelungen und eventuellen Gepflogenheiten. Nur
wenn sich danach keine Zeit ermitteln lässt, ist der Kaufpreis gemäß
Art. 58 UN-Kaufrecht fällig, sobald der Verkäufer dem Käufer die
Ware oder die Dokumente, die zur Verfügung über die Ware be-
rechtigen, nach dem Vertrag und dem UN-Kaufrecht zur Verfügung
gestellt hat.
Erfordert der Vertrag eine Beförderung der Ware, so kann der Ver-
käufer sie mit der Maßgabe versenden, dass die Ware oder die Do-
kumente, die zur Verfügung darüber berechtigen, dem Käufer nur

gegen Zahlung des Kaufpreises zu übergeben sind (Art. 58 Abs. 2).
Der Käufer ist nicht verpflichtet, den Kaufpreis zu zahlen, bevor er

Gelegenheit gehabt hat, die Ware zu untersuchen, es sei denn, die
von den Parteien vereinbarten Lieferungs- oder Zahlungsmodalitä-
ten bieten hierzu keine Gelegenheit (Art. 58 Abs. 3).

Andere Rechtsquellen
Weiterführende Zu den weiter reichenden Aspekten des Vertragsrechts im grenz-
Literatur überschreitenden Verkehr wird auf die einschlägige Literatur ver-

wiesen. Beispielsweise auf
• Piltz, B.: Internationales Kaufrecht, München 1993
• Quittnat, J.: Das Recht der Außenhandelskaufverträge

-

Interna-
tionales Privatrecht, deutsches Sachenrecht und Vertragsgestal-
tung, Heidelberg 1989

Zur Vereinbarung des Gerichtsstands, insbesondere zu deren
Wirksamkeit, Zulässigkeit und Wirkung, zum Fehlen einer Ge-
richtsstandsvereinbarung und ähnlichen Aspekten in internationa-
len Kaufverträgen wird ebenfalls auf die einschlägige Literatur
verwiesen. Eine Übersicht dazu bietet beispielsweise
• Reinmüller, B.: Die gerichtliche Durchsetzung von Ansprüchen

aus internationalen Verträgen, in Praxis-Handbuch Export,
Gruppe 6/3, Loseblatt, Freiburg i. Br. 1996

2.1.2 Maßgebliche Merkmale der Zahlungsbedingungen

Merkmale der Zah- Im Kaufvertrag haben die Parteien insbesondere die nachstehend
lungsbedingungen beschriebenen Merkmale der Zahlungsbedingungen festzulegen.

Zu berücksichtigen sind dabei auch jene Merkmale der Zahlungsbe-
dingungen, die in der (von den Vertragspartnern ausdrücklich oder
stillschweigend) gewählten oder anzunehmenden Rechtsordnung
bzw. in den eventuell in den Kaufvertrag einbezogenen Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen bereits geregelt sind.
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In Abschnitt 6.1.3.1 findet sich ein Merkmalskatalog über die maß-
geblichen Elemente der Zahlungsbedingungen in Exportverträgen
mit mittel- oder langfristigen Zahlungszielen.

Hinweis

Abzüge, Abzweigungen
usw.

Anzahlung/Zwischen-
zahlung/Ratenzahlung

Kaufpreis bzw. Zahlungsbetrag
Der Kaufpreis bzw. der Zahlungsbetrag ist im Kaufvertrag eindeutig Definition
zu definieren. Dies gilt auch bezüglich der (eventuell gesondert zu

bezahlenden) Nebenkosten, beispielsweise für Montage, Versiche-
rung, Transport, Finanzierungskosten usw. sowie bezüglich von

eventuell vereinbarten Preisänderungen (Preisgleitklauseln o. Ä.).
Zur eindeutigen Definition des Zahlungsbetrags muss klargestellt
sein, ob und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen der
Käufer am Kaufpreis Abzüge (z.B. Skontoabzüge) oder Einbehalte
vornehmen darf, ob Abzweigungen zu Gunsten von Dritten (z.B. zu
Gunsten eines Vertreters) vorzunehmen sind oder ob der Kaufpreis
ohne irgendwelche Abzüge (Aufrechnungen, Zurückbehaltungen)
an den Verkäufer zu leisten ist.
Sind eine Anzahlung, Zwischenzahlung(en) und/oder Ratenzahlun-
gen vereinbart, wie sie bei mittel- und langfristigen Exportfinanzie-
rungen regelmäßig vorkommen, dann muss der Betrag jeder
Zahlungsrate eindeutig bestimmbar sein. Diese Eindeutigkeit ist
u.U. dann infrage gestellt, wenn beispielsweise Ratenzahlungen als
Prozentsatz des Kaufpreises definiert werden, von dem der Impor-
teur -berechtigte oder unberechtige- Abzüge vornimmt.
Es liegt im Interesse des Exporteurs ebenso wie im Interesse der Vorbehalte
finanzierenden Bank(en), dass der Importeur seine Zahlung(en)
vorbehaltlos leistet. Dies kann im Kaufvertrag mit der folgenden
Formulierung vereinbart werden: "Die Zahlung (in der vereinbarten
Währung) ist ohne jeden Vorbehalt und zur freien Verfügung des
Exporteurs auf sein Konto bei einer (anzugebenden) inländischen
Bank zu leisten". Die Vereinbarung vorbehaltloser, zur freien Ver-
fügung des Exporteurs zu leistender Zahlung ist von Bedeutung,
weil dadurch dem Importeur die Möglichkeit genommen wird, die
geleistete Zahlung weiterhin mit dem Warengeschäft (z.B. durch
Vorbehalte wegen versteckter Mängel) oder mit anderen, die Ver-
wendung des eingegangenen Geldbetrags hemmenden Sachverhal-
ten zu verknüpfen.
Festzulegen ist im Kaufvertrag auch, unter welchen Voraussetzun- Zahlungsvoraus-
gen bzw. auf Grundlage welcher Nachweise der Zahlungspflichtige Setzungen
Zahlung zu leisten hat bzw. der Zahlungsempfänger Zahlung er-

langt. Die sog. Dokumentemate hat der Importeur beispielsweise
auf Grundlage der vom Exporteur vorzulegenden Versandnachwei-
se und eventuell weiterer im Kaufvertrag zu definierender Export-
dokumente zu bezahlen; eine Zahlung, die häufig im Rahmen eines
Dokumenteninkassos oder eines Dokumentenakkreditivs abge-
wickelt wird. Analoges gilt beispielsweise bezüglich einer Anzah-
lung des Importeurs, die -bei größeren Beträgen- im Allgemeinen
im Gegenzug zur Vorlage einer Anzahlungsgarantie der Bank des
anzahlungsempfangenden Exporteurs zu leisten ist. Aus Besteller-
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krediten bzw. aus Bank-zu-Bank-Krediten erhält der Exporteur zum

Beispiel nur Zahlung(en) gegen entsprechende Leistungs- bzw. Lie-
ferungsnachweise.

Alternative Währun-
gen

DM-Fakturierung

Effektivklausel

-

bei Fremdwährungs-
zahlung

bei DM-Zahlung

Währung
Die Währung, in der die Zahlung zu leisten ist, kann im Kaufvertrag
grundsätzlich mit folgenden Alternativen festgelegt werden:
• Landeswährung des Exporteurs;
• Landeswährung des Importeurs;
• Währung eines Drittlandes (z.B. US-$);
• Währungseinheiten eines etablierten (z.B. ECU) oder zu defi-

nierenden Währungskorbes;
• Wahlmöglichkeiten für den Importeur oder (selten) für den Ex-

porteur zwischen verschiedenen, im Kaufvertrag festzulegenden
Währungen.

Deutsche Exporteure fakturieren überwiegend in DM. Insoweit ist
das Wechselkursrisiko auf die ausländischen Importeure überwälzt.
Dagegen liegt der Anteil der DM bei den deutschen Importen deut-
lich niedriger, was damit zusammenhängt, dass viele Rohstoffe in-
ternational in US-$ notiert und gehandelt werden.
Vereinbart ein deutscher Exporteur eine Zahlung in Fremdwäh-
rung (z.B. in Landeswährung des Importeurs oder in einer Dritt-
landwährung) und ist ein Zahlungsort im Inland (Firmensitz des
Exporteurs) und insoweit die Anwendung der deutschen Rechtsord-
nung festgelegt, dann kann die Aufnahme einer sog. Effektivklausel
in den Kaufvertrag zweckmäßig sein. Die Effektivklausel umfasst
den Zusatz "effektiv" beim Fremdwährungsbetrag (bei der Bezeich-
nung der Fremdwährung) im Kaufvertrag oder eine ausformulierte
Vereinbarung wie z.B.: "Die Zahlungen haben effektiv in der ver-
einbarten Währung zu erfolgen" (Paetzold 1981: S. 19). Sie ist recht-
lich gesehen eine ausdrückliche Abrede (vgl. von Westphalen 1987:
S. 174, S. 134ff.). Durch diese Klausel wird die Umrechnungsbefug-
nis des Schuldners gemäß § 244 BGB in der Regel ausgeschaltet,
d.h. dem Zahlungspflichtigen ist die Möglichkeit verbaut, statt in
der vereinbarten Fremdwährung mit schuldbefreiender Wirkung in
DM zahlen zu können (Einzelheiten und Zweifelsfragen siehe von
Westphalen 1987: S. 134ff.).
Analoge Überlegungen sind anzustellen, wenn deutsche Exporteure
mit ihren ausländischen Geschäftspartnern die Zahlung in DM ver-
einbaren und im Kaufvertrag festgelegt ist, dass ausländisches
Recht (Recht des Importlandes, Zahlungsort im Importland, Zahl-
barstellung von Wechseln im Importland u. Ä.) anzuwenden ist (vgl.
Klenke 1983: S. 277 u. S. 282). Hier ist im Einzelfall zu prüfen, ob
das vereinbarte ausländische Recht dem Schuldner die Möglichkeit
zur Umrechnung einräumt und dem Importeur -mangels Aufnahme
eines Effektiwermerks- die Möglichkeit eröffnet, mit schuldbefrei-
ender Wirkung statt in der vereinbarten Währung (statt in DM) in
seiner heimischen Währung bezahlen zu können (vgl. von Westpha-
len 1987: S. 138).
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Im Kaufvertrag kann vereinbart werden, dass dem Zahlungspflichti-
gen das Recht eingeräumt ist, unter bestimmten, im Kaufvertrag
festzulegenden Währungen (sog. Optionswährungen) zu wählen und
somit Zahlung in der für ihn günstigsten Währung leisten zu kön-
nen. Ein analoges Wahlrecht kann im Kaufvertrag aber auch dem
Zahlungsempfänger (Exporteur) eingeräumt sein. In jedem Fall
müssen die wählbaren Währungen genau definiert werden. Um die
Risiken (und Chancen) derartiger Optionsrechte für die Beteiligten
überschaubar zu halten, werden im Kaufvertrag im Allgemeinen
Umrechnungskurse zwischen den verschiedenen wählbaren Wäh-
rungen festgelegt. Desgleichen wird in diesen Fällen ein Zeitraum
(eine sog. Optionszeit) vereinbart, innerhalb dessen der Wahlbe-
rechtigte seine Wahl zu treffen hat. Währungsoptionsrechte sind
-wenn überhaupt- nur Gegenstand in Kaufverträgen mit längeren
Zahlungsfristen bzw. in Anleihen (vgl. auch Stahr, 12. Ergänzungs-
lieferung: S. 42).
Die Vereinbarung einer Währungsklausel im Kaufvertrag bedeutet
die Bindung der Vertragswährung und damit des Zahlungsbetrags
an den zukünftigen Wechselkurs einer anderen Währung (sog. Be-
zugswährung) bzw. an die Wechselkurse mehrerer, im Kaufvertrag
festzulegender Währungen. Für deutsche Exporteure ist es nahe lie-
gend, die DM als Bezugswährung im Kaufvertrag durchzusetzen,
weil für die deutschen Exporteure dadurch eine Kurssicherung er-

reicht wird. Grundsätzlich möglich ist aber auch die Vereinbarung
einer Drittlandwährung oder eines etablierten Währungskorbes
(z.B. ECU) als Bezugsgröße, was mit Blick auf die Verteilung der
Wechselkursrisiken und -Chancen auf die Beteiligten einen Kom-
promiss darstellen kann.
Ob das Landesrecht der Beteiligten derartige Währungsklauseln
überhaupt zulässt, muss im Einzelfall ebenso geprüft werden wie die
Frage, ob statt einer Währungsklausel nicht zweckmäßigerweise die
beabsichtigte Bezugswährung (z.B. als Kompromisswährung die
ECU) von Anfang an als Vertragswährung in den Kaufvertrag auf-
genommen werden sollte (Beispiele zu den Währungsklauseln und
weitere Einzelheiten vgl. Wittgen 1977: S. 54ff.).
Sog. Preisklauseln (Preisänderungsklauseln, Preisgleitklauseln) bie-
ten dem Exporteur indirekt oder (wenn sie bei Fremdwährungsver-
einbarung auf den Wechselkurs zur heimischen Währung des
Exporteurs bezogen sind) direkt eine analoge Wechselkurssiche-
rung wie Währungsklauseln.
Es ist keine Frage, dass die Vereinbarung der Währung im Kaufver-
trag von den Wechselkurserwartungen der Beteiligten und damit
von oft gegensätzlichen Interessenlagen geprägt ist. Einzelheiten
dazu sowie zu den Währungsfragen, zum Wechselkursrisiko und zu

ausgewählten Sicherungsinstrumenten sind in Kapitel 7 dargestellt.

Wahlmöglichkeiten
(Währungsoptions-

rechte)

Währungsklauseln

Hinweis

Zahlungsort
Am vereinbarten Zahlungsort (Leistungsort für die Zahlung) hat Alternative Zahlungs-
der Schuldner (Importeur) die Zahlung vorzunehmen (von den orte
rechtlichen Unterschieden zwischen Zahlungsort, Erfüllungsort und
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Ort der faktischen Zahlung sei hier abgesehen). Zu unterscheiden
sind
• Bringschulden: Leistungsort für die Zahlung ist der Ort der Nie-

derlassung des Gläubigers (Exporteurs);
• Schickschulden: Leistungsort für die Zahlung ist der Ort der

Niederlassung des Schuldners (Importeurs);
• Holschulden: Leistungsort für die Zahlung ist der Ort der Nie-

derlassung des Schuldners (Importeurs).
Ist ein Zahlungsort im Kaufvertrag weder unmittelbar noch mittel-
bar (z.B. im Rahmen des vereinbarten Zahlungsinstruments) festge-
legt, dann ist auf Grundlage des anzuwendenden Landesrechts zu

prüfen, welcher Art die Schuld des Importeurs ist. Mit der Festle-
gung des Zahlungsorts ist zugleich die Verteilung der Risiken der
Zahlung verbunden.

Praxis Die Exporteure suchen in den Zahlungsbedingungen des Kaufver-
trags in aller Regel einen inländischen Zahlungsort durchzusetzen.
Die Notwendigkeit, einen inländischen Zahlungsort zu vereinbaren,
kann auch aus den Bedingungen der Exportkreditversicherungen
bzw. der Refinanzierungsstellen folgen.

Zahlungsfälligkeit
Alternative Grundsätzlich kann die Fälligkeit einer Zahlung zu einem Zeit-
Fälligkeiten: punkt oder innerhalb eines Zeitraumes definiert werden:

-

Fälligkeitszeitpunkte • Der Fälligkeitszeitpunkt einer Zahlung kann auf einen bestimm-
ten Kalendertag, d.h. absolut fest vereinbart sein, z.B. als Wech-
selfälligkeit.
Der Fälligkeitszeitpunkt kann aber auch in Abhängigkeit zur

Geschäftsabwicklung gewählt werden, z.B. als Zug-um-Zug-
Zahlung gegen Dokumente (Dokumenteninkasso) oder durch
Auszahlung eines Akkreditivs gegen Einreichung der Dokumen-
te.

-

Spätestfristen • In den Zahlungsbedingungen für exportierte Investitionsgüter
finden sich manchmal sog. Spätestfristen, die das Hinausschie-
ben eines von der Geschäftsabwicklung abhängigen Zahlungs-
zeitpunktes auf einen spätesten Zeitpunkt limitieren, z.B.
"Restzahlung in Höhe von 30% vom Gesamtvertragswert (einzu-
setzen ist ein bestimmter Betrag), spätestens jedoch ... Monate
nach Vertragsabschluss (oder ein anderes Bezugsdatum)". Bei
dieser Zeitbestimmung wird von einem abstrakten Spätestter-
min gesprochen (vgl. Quittnat 1988: S. 95; von Westphalen 1987:
S. 176f).
Die Spätestfrist kann im Kaufvertrag auch verschuldensabhän-
gig definiert werden, z.B. durch den Zusatz "spätestens jedoch ...

Monate nach Vertragsabschluss, sofern Umstände zu einer Ver-
zögerung geführt haben, die der Käufer/Besteller zu vertreten
hat" (von Westphalen 1987: S. 177). Ebenso ist es möglich, im
Kaufvertrag den Spätesttermin auf ein Verschulden des Expor-
teurs hin zu definieren.
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• Die Zahlungsfälligkeit kann schließlich einen Zahlungszeitraum
-

Zahlungszeitraum
umfassen, wie dies beispielsweise bei der Einräumung eines
Zahlungszieles mit vereinbartem Endfälligkeitstermin oder mit
alternativen, vom Zahlungspflichtigen wählbaren Zahlungszeit-
punkten (mit oder ohne Skontoabzug) der Fall ist. Allerdings ist
auch die zuletzt genannte zeitraumbezogene Zahlungsbedin-
gung regelmäßig durch einen spätesten Zahlungszeitpunkt limi-
tiert.

Der (späteste) Fälligkeitszeitpunkt bestimmt bei Nichtzahlung den Zahlungsverzug
Beginn des Zahlungsverzugs des Importeurs unter Anlastung der
Verzugsfolgen.
Die Zahlungsfälligkeit kann mit dem vereinbarten Zahlungsinstru- Zahlungsinstrument
ment bzw. mit der zeitlichen Abwicklung des Exportgeschäfts ge-
koppelt sein. Dies trifft z.B. bei der Zug-um-Zug-Abwicklung des
Dokumenteninkassos bzw. bei Zahlung mit Dokumentenakkrediti-
ven zu, weil der Exporteur bei diesen Instrumenten Zahlung erst

erlangt, wenn er zuvor die vereinbarten Dokumente beibringt, d.h.
die Ware zum Versand gebracht hat.

Refinanzierung
Eng mit der vereinbarten Zahlungsfälligkeit ist die Frage verbun-
den, welcher der Beteiligten die Refinanzierung eventuell einge-
räumter Zahlungsziele zu bewerkstelligen hat. Bei Investitions-
gütern bzw. bei Anlagenexporten, die einer längeren Produktions-
zeit bedürfen, stellt sich die Frage der Kapitalbindung und deren
Refinanzierung überdies bereits während der Herstellungsphase.
Zwar ist es nahe liegend und mangels anderweitiger Vereinbarung
-zumindest bei Konsumgütern- auch die Regel, dass der Exporteur
die Finanzierung für die Herstellungsphase und für ein eventuell
einzuräumendes Zahlungsziel besorgt. Grundsätzlich kann dies
aber auch dem Importeur -eventuell unter Vermittlung und/oder
Mithaftung des Exporteurs- auferlegt werden.
Bei Finanzkrediten, die von den deutschen Geschäftsbanken, aber
auch von der AKA und von der KfW gewährt werden, ist der Impor-
teur Kreditnehmer/-schuldner (sog. Bestellerkredite) oder eine
Bank im Land des Importeurs (sog. Bank-zu-Bank-Kredite). Die
Auszahlung von Finanzkrediten erfolgt jedoch nicht an den jeweili-
gen Kreditnehmer, sondern -gegen entsprechende LieferungsVLei-
stungsnachweise- an den Exporteur. Einzelheiten zu Finanzkrediten
und zu deren Vereinbarung im Kaufvertrag siehe Kapitel 6.1 ff.
Es ist von verschiedenen Faktoren abhängig, welcher der Beteilig-
ten zweckmäßigerweise die Refinanzierung bewerkstelligt. Diese
Faktoren können volkswirtschaftlicher Natur (Ergiebigkeit des Kre-
ditmarktes, Zinsniveau, Wechselkurserwartungen, Devisen- und In-
kassovorschriften der beteiligten Länder u.a.), aber auch
individuellen Zuschnitts (z.B. Kreditwürdigkeit) sein. In jedem Fall
ist im Kaufvertrag dahingehend eine eindeutige Regelung zu tref-
fen.

Vereinbarung

Beteiligte

Entscheidungsfaktoren
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Übertragbarkeit der
Exportforderung

Zahlungsinstrument

Übernimmt der Exporteur die Refinanzierung, dann sollte er im
Kaufvertrag auch vereinbaren, dass er berechtigt ist, seine Zah-
lungsansprüche sowie die vom Importeur eventuell gestellten Si-
cherheiten Dritten (z.B. Banken, Factoringgesellschaften usw.) zu

übereignen, zu übertragen oder abzutreten. Dadurch eröffnet sich
der Exporteur grundsätzlich den Zugang zu den verschiedenen Re-
finanzierungsmöglichkeiten.
Wie bei den anderen im Kaufvertrag festzulegenden Kriterien ist
die Frage, welcher der Beteiligten die Refinanzierung zu bewerk-
stelligen hat, häufig bereits in die Vereinbarung des Zahlungsin-
struments eingeschlossen. Ist beispielsweise im Kaufvertrag ein
Dokumentenakkreditiv mit hinausgeschobener Zahlung vereinbart,
dann folgt daraus, dass dieses Zahlungsziel vom Exporteur zu refi-
nanzieren ist. Leistet dagegen der Importeur Vorauszahlung an den
Exporteur, dann ist die Refinanzierung dieser Vorauszahlung Auf-
gabe des Importeurs.

Vielfältige Refinanzie-
rungskosten

Abnehmerzins/
Kundenzins

Einbeziehung in die
Kalkulation

Kosten für Sicherungs-
instrumente

Refinanzierungskosten u. Ä.
Insbesondere bei Einräumung längerer Zahlungsziele sind die Refi-
nanzierungskosten (Zinsen, evtl. Krediteinräumungsprovision, evtl.
Kreditbereitstellungsprovision, evtl. Kosten der Bestellung von Si-
cherheiten u.a.) von erheblichem Gewicht. Dies gilt analog für die
Herstellungsphase von Investitionsgütern bzw. von Anlagen. Schafft
nicht bereits das vereinbarte Zahlungsinstrument Eindeutigkeit
über die Verteilung der anfallenden Finanzierungskosten, dann ist
es unerlässlich, eine geeignete Vereinbarung in den Kaufvertrag
aufzunehmen. Dabei sind u.a. die Inkasso- und Devisenvorschriften
der beteiligten Länder zu beachten.
Die tatsächlich anfallenden Refinanzierungsaufwendungen brau-
chen keineswegs identisch zu sein mit den dem Kontrahenten in
Rechnung gestellten Kosten. Zumindest bei mittel- und langfristi-
gen Exportfinanzierungen ist es die Regel, mit dem Importeur ei-
nen sog. Abnehmerzins(satz) zu vereinbaren, der aus Sicht des
Exporteurs allerdings nur im Idealfall höher ist als der selbst zu

tragende Refinanzierungsaufwand.
Im Anlagenbau bzw. generell bei längeren Fabrikationszeiten ist an
eine Vereinbarung mit dem Importeur (Besteller) bezüglich der
Zahlung von sog. Bauzinsen zu denken, die die Refinanzierungsauf-
wendungen des Exporteurs während der Fabrikationsphase abde-
cken (sollen).
Im Übrigen sind für den Fall des Zahlungsverzugs Verzugszinsen
festzulegen.
Hat dagegen der Exporteur die Refinanzierungskosten zu tragen
bzw. ist der vereinbarte Abnehmerzins niedriger als der tatsächlich
anfallende Refinanzierungsaufwand, dann bleibt dem Exporteur
letztlich nur der Weg, auch diesen Aufwand in seiner Warenpreis-
kalkulation unterzubringen.
Die Prämien einer eventuell abgeschlossenen Warenkreditversiche-
rung bzw. die Kosten für die staatliche Exportabsicherung sowie
die Kosten eventuell ergriffener Wechselkurssicherungen trägt -zu-
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mindest bei kurzfristigen Zahlungszielen- im Allgemeinen der Ex-
porteur. Der Exporteur wird versuchen, diesen Aufwand in seine
Warenpreiskalkulation einzubeziehen.

Kosten der Zahlungsabwicklung
Sofern von einer Aufrechung zwischen Exporteur und Importeur Bankspesen u. Ä.
abgesehen wird, fallen bei jedem Exportgeschäft Kosten der Zah-
lungsabwicklung an (Bankspesen, Provisionen, Aufwandsentschädi-
gungen, Wechselsteuern u.a. Abgaben). Welchen Umfang diese
Kosten annehmen, hängt von verschiedenen Faktoren ab, insbeson-
dere vom gewählten Zahlungsinstrument, aber auch vom Import-
bzw. Exportland.
Reine Zahlungen (z.B. Überweisungen mittels SWIFT) verursachen
niedrigere Kosten als beispielsweise die Eröffnung von Dokumen-
tenakkreditiven, insbesondere wenn diese noch von einer inländi-
schen Bank zu bestätigen sind.
Die von den Kreditinstituten für die Zahlungsabwicklung berechne- Verteilung
ten Kosten, die im Übrigen von den Refinanzierungsaufwendungen
abzugrenzen sind, können grundsätzlich wie folgt verteilt werden:
• ausschließlich zulasten des Importeurs,
• ausschließlich zulasten des Exporteurs,
• anteilmäßig entsprechend der im jeweiligen Land anfallenden

Kosten,
• andere Vereinbarungen über die Verteilung.
Die tatsächliche Kostenverteilung hängt vom Einzelfall ab, so z.B.
von den Usancen der Branche, vom gewählten Zahlungsinstrument,
von der Verhandlungsmacht der Beteiligten, aber auch von den In-
kassovorschriften der beteiligten Länder, die manchmal nicht nur
bestimmte Zahlungsinstrumente auferlegen, sondern darüber hin-
aus auch noch die Spesenverteilung festlegen.
Zu beachten ist, dass im In- und Ausland weitere Steuern, Kosten, Weitere Kosten
Auslagen u. Ä. im Zusammenhang mit einem Exportgeschäft anfal-
len können. Deswegen werden die (reinen) Kosten der Zahlungsab-
wicklung manchmal auch in die Vereinbarung über die Verteilung
aller anfallenden Kosten, Steuern usw. einbezogen.

Zahlungsinstrument (Zahlungsart)
Die Zahlungsinstrumente stehen in enger Abhängigkeit zu den zu- Abhängigkeiten
vor besprochenen Merkmalen der Zahlungsbedingungen: Einer-
seits schließt das vereinbarte Zahlungsinstrument bestimmte Merk-
male der Zahlungsbedingung regelmäßig mit ein (z.B. den Zah-
lungsort und die Fälligkeit bei Dokumentenakkreditiven). Anderer-
seits ist das zu wählende Zahlungsinstrument seinerseits abhängig
von den übrigen im Kaufvertrag festgelegten Kriterien.
Den Beteiligten steht ein großes Spektrum alternativer, auf den
Einzelfall hin modifizierbarer Zahlungsinstrumente zur Verfügung,
die in zwei Gruppen eingeteilt werden können:
• Reine (nichtdokumentäre) Zahlungsinstrumente (clean pay-

ment), z.B. Auslandsüberweisung, Auslandsscheck, Auslands-
wechsel.
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Diese Zahlungsinstrumente kommen insbesondere bei den Zah-
lungsbedingungen Voraus- oder Anzahlung, Abschlagszahlung,
Zahlung "netto Kasse" bzw. "gegen Rechnung" (eventuell mit
Zahlungsziel) vor.

• Dokumentäre Zahlungsinstrumente, z.B. Dokumenteninkassi
mit verschiedenen Ausprägungen, Dokumentenakkreditive mit
mehreren Gestaltungsmöglichkeiten.
Dokumentäre Zahlungsinstrumente umfassen häufig die Defini-
tion der maßgeblichen Merkmale einer Zahlungsbedingung und
ersetzen bei einfachen Exportgeschäften eine weiter reichende
Vereinbarung im Kaufvertrag.

Die nichtdokumentären und die dokumentären Zahlungsinstrumen-
te sind ausführlich in den folgenden Kapiteln 3 und 4 dargestellt
und analysiert.

Sicherstellung
Alternativen Die Vereinbarung von Sicherheiten für den Exporteur bzw. für den

Importeur kann sich auf zwei Ebenen vollziehen:
• Zum einen als ausdrückliche Vereinbarung im Kaufvertrag über

die Stellung von Sicherheiten;
• zum anderen als Vereinbarung eines geeigneten Zahlungsin-

struments, das die erwünschte Sicherheit grundsätzlich ein-
schließt.

Ausdrückliche Stellung Die ausdrückliche Stellung von Sicherheiten wird beispielsweise
von Sicherheiten vom Importeur in Form einer Bankgarantie der Exporteurbank

verlangt und im Kaufvertrag vereinbart, wenn der Importeur an den
Exporteur eine (größere) Vorauszahlung zu leisten hat. Diese Bank-
garantie dient dem Importeur zur Sicherung seines Rückerstat-
tungsanspruchs im Falle der Nichterfüllung des Kaufvertrags durch
den Exporteur.
Darüber hinaus kann die Lieferverpflichtung und/oder die Gewähr-
leistungsverpflichtung bzw. die (umfassende) Verpflichtung des Ex-
porteus zur Vertragserfüllung durch Vereinbarung der Stellung
einer Bankgarantie zu Gunsten des Importeurs abgesichert werden.
Zu den verschiedenen Garantiearten und zur Abwicklung von

Bankgarantien siehe Kapitel 8.
Gewährt dagegen der Exporteur dem Importeur ein (längeres) Zah-
lungsziel, dann ist es die Regel, im Kaufvertrag die Stellung einer
(Bank-)Sicherheit zu vereinbaren (z.B. eine Zahlungsgarantie der
Importeurbank bzw. einer anderen Bank und/oder einer staatlichen
Stelle).

Eigentumsvorbehalt Der Eigentumsvorbehalt bietet dem Exporteur im Allgemeinen kei-
ne weit reichende Sicherheit (vgl. Piltz 1996: Stichwort "Eigentums-
vorbehalt":
• Mit Grenzüberschreitung der Ware wird ein nach deutschem

Recht bestellter Eigentumsvorbehalt in der Regel bedeutungs-
los.

• Die Eigentumsrechte bestimmen sich -falls keine Rechtswahl
getroffen ist- vielmehr nach dem Recht des Landes, in dem sich
die Waren zum relevanten Zeitpunkt befinden.
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Eigentumsvorbehalte oder analoge Sicherungsrechte sind des-
wegen nur dann wirksam, wenn sie nach dem Recht des fragli-
chen Landes bestellt worden sind. Bei der Bestellung dieser
Sicherungsrechte sind häufig länderspezifische Besonderheiten
zu beachten (wie z.B. die Eintragung in öffentliche Register
usw.).

• Die Sicherungswirkung des Eigentumsvorbehalts für den Expor-
teur setzt folglich voraus, dass dieser im Ausland überhaupt an-
erkannt und dort auch durchgesetzt werden kann.

• An der Stelle des Eigentumsvorbehalts bieten ausländische
Rechte häufig die Möglichkeit der Absicherung durch Regis-
terpfandrechte, deren Bestellung nicht übermäßig kompliziert
ist.

Hinweis: Auch die Industrie- und Handelskammern erteilen Aus-
künfte über den Eigentumsvorbehalt im Ausland.
Insbesondere die dokumentären Zahlungsinstrumente schließen je Dokumentäre Siche-
nach ihrer Ausgestaltung Sicherstellungen für die Beteiligten ein: rungs-(Zahlungs-)
• Beim Dokumenteninkasso erhält der Importeur die Dokumente Instrumente

nur ausgehändigt und -je nach Art der Dokumente- damit das
Verfügungsrecht über die Waren eingeräumt, wenn er die Ge-
genleistung (Zahlung bzw. Akzeptierung) erbringt.

• Beim Dokumentenakkreditiv erhält der begünstigte Exporteur
nur Zahlung, wenn er durch Einreichung vorgeschriebener Do-
kumente den ordnungsgemäßen Versand usw. der Waren an den
Importeur nachweist. Zur Sicherheit des Exporteurs kann das
von einer ausländischen Bank eröffnete Akkreditiv von einer
deutschen Bank bestätigt werden.

Vereinbarung der Einheitlichen Richtlinien
Wird als Zahlungsinstrument die Eröffnung eines Dokumentenak- ERA/ERI
kreditivs bzw. die Abwicklung mit Dokumenteninkasso vereinbart,
dann ist zur Sicherheit der Beteiligten (insbesondere zur Sicherheit
des Exporteurs) in den Kaufvertrag auch die Vereinbarung aufzu-
nehmen, dass die Abwicklung dieser Instrumente auf Grundlage der
• Einheitlichen Richtlinien und Gebräuche für Dokumenten-Ak-

kreditive (Revision..., jüngste Fassung) der Internationalen Han-
delskammer Paris (ERA) bzw. der

• Einheitlichen Richtlinien für Inkassi (jüngste Fassung) der In-
ternationalen Handelskammer Paris (ERI)

zu erfolgen hat.

Zustimmungs- bzw. Genehmigungsvorbehalte
Zumindest bei größeren Exportgeschäften, deren Absicherung der Auflagen Dritter
Exporteur durch eine staatliche Ausfuhrgewährleistung (Hermes-
Deckung) beabsichtigt und/oder deren Refinanzierung durch For-
faitierung o. Ä. vorgenommen werden soll, ist es empfehlenswert
(im Einzelfall sogar unerlässlich) vor Vertragsabschluss Kontakt mit
diesen Einrichtungen aufzunehmen und deren Auflagen in den
Zahlungsbedingungen zu berücksichtigen.
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Aufnahme von Vorbe-
halten

Liegt die Zusage dieser Einrichtungen noch nicht vor, dann ist es

zweckmäßig, die im Kaufvertrag vereinbarte Zahlungsbedingung
unter den Vorbehalt der Genehmigung durch die staatliche Export-
kreditversicherung bzw. unter den Vorbehalt der Finanzierungszu-
sage der relevanten Finanzierungseimichtung zu stellen.

2.1.3 Zusammenfassende Darstellung maßgeblicher im Kaufvertrag festzu-
legender Merkmale der Zahlungsbedingung

Prof. Dr. Siegfried G. Häberle
2.1.3 Zusammenfassende Darstellung maßgeblicher im Kaufvertrag festzulegen-

der Merkmale der Zahlungsbedingung

Merkmal Charakterisierung bzw. Anmerkungen
Kaufpreis bzw. Zahlungs-
betrag

Währung

Eine eindeutige Definition des Kaufpreises bzw. des Zahlungsbetrags ist not-
wendig, insbesondere hinsichtlich eventueller Nebenkosten, Abzüge am Kauf-
preis, Einbehalte oder Abzweigungen sowie hinsichtlich eventuell vereinbarter
Preisänderungen (Preisgleitklauseln). Dies gilt auch für Anzahlung, Zwischen-
zahlung(en) und Ratenzahlungen.
Im Interesse des Exporteurs und der finanzierenden Banken:
Vereinbarung vorbehaltloser, zur freien Verfügung des Exporteurs stehender
Zahlung durch den Importeur. Dies gilt auch bei Anzahlung, Zwischenzah-
lung(en) und Ratenzahlung.
Festzulegen ist im Kaufvertrag auch, unter welchen Voraussetzungen (z.B. Stel-
lung von Sicherheiten, insbesondere Bankgarantien) bzw. auf Grundlage wel-
cher Nachweise (z.B. Exportdokumente, insbesondere Transportdokumente)
der Zahlungspflichtige Zahlung zu leisten hat bzw. der Zahlungsempfänger
Zahlung erlangt.
Grundsätzliche Alternativen:

-

Landeswährung des Exporteurs
(bei deutschen Exporten überwiegt die DM),

-

Landeswährung des Importeurs,
-

Währung eines Drittlandes (z.B. US $),
-

Währungseinheiten eines etablierten (z.B. ECU) oder zu definierenden
Währungskorbs,

-

Wahlmöglichkeiten für den Importeur oder für den Exporteur zwischen ver-

schiedenen, im Kaufvertrag festzulegenden Währungen, (Währungsoptions-
recht).

Die Aufnahme einer Effektivklausel kann für deutsche Exporteure zweckmäßig
sein, wenn im Kaufvertrag
-

Fremdwährungszahlung des Importeurs und deutsches Recht (deutscher
Zahlungsort) oder

-

DM
-

Zahlung des Importeurs und ausländisches Recht (ausländischer Zah-
lungsort)

vereinbart ist.
Evtl. Aufnahme einer Währungsklausel, d.h. Bindung der Vertragswährung an

den zukünftigen Wechselkurs einer anderen Währung (sog. Bezugswährung)
bzw. an die Wechselkurse mehrerer, im Kaufvertrag festzulegenden Währun-
gen.
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Zahlungsort • Leistungsort für die Zahlung. Alternativen:

-

Bringschuld, Leistungsort für die Zahlung ist der Ort der Niederlassung des
Gläubigers (Exporteurs);

-

Schickschuld, Leistungsort für die Zahlung ist der Ort der Niederlassung des
Schuldners (Importeurs);

-

Holschuld, Leistungsort für die Zahlung ist der Ort der Niederlassung des
Schuldners (Importeurs);

• Mit der Festlegung des Zahlungsorts ist zugleich die Verteilung der Risiken der
Zahlung verbunden (Verspätungsrisiko, Verlustrisiko).

• Vorteilhaft ist für den Exporteur im allgemeinen die Vereinbarung eines inlän-
dischen Zahlungsorts; teilweise ist dies von Kreditversicherungen bzw. Refinan-
zierungsstellen auferlegt.

Zahlungsfälligkeit • Definierbar als Fälligkeitszeitpunkt:
-

absolut fester FäUigkeitszeitpunkt, z.B. als Wechselfälligkeit;
-

von der Geschäftsabwicklung abhängiger Fälligkeitszeitpunkt
(z.B. Zug-um-Zug-Zahlung gegen Dokumente oder Auszahlung
eines Akkreditivs gegen Einreichung der Dokumente usw.).

-

Limitierung durch sog. (abstrakte oder verschuldensabhängige)
Spätestfristen.

• Definierbar als Zahlungszeitraum (Fälligkeitszeitraum):
-

Einräumung eines Zahlungsziels mit vereinbartem Endfälligkeitstermin;
-

Einräumung eines Zahlungsziels mit alternativen, vom Zahlungspflichtigen
wählbaren Zahlungszeitpunkten (z.B. mit oder ohne Skontoabzug).

• Festlegung der Folgen des Zahlungsverzugs (z.B. Verzugszinsen).
Refinanzierung • Die Notwendigkeit zur Refinanzierung folgt aus der Einräumung von Zahlungs-

zielen und
-

insbesondere bei Investitionsgütern
-

aus den Aufwendungen des
Exporteurs während der Herstellungsphase.

• Die Refinanzierung kann durch den Exporteur, aber auch durch den Importeur
(eventuell unter Mithaftung des Exporteurs) erfolgen.

• Bei Finanzkrediten, die von den Banken im Exportland gewährt werden, ist der
Importeur der Kreditschuldner (sog. Bestellerkredite) oder eine Bank im Land
des Importeurs (sog. Bank-zu-Bank-Kredite). Die Auszahlung von Finanzkredi-
ten erfolgt -gegen Liefer-/Leistungsnachweise- in der Regel an den Exporteur.

• Die Vereinbarung über die Refinanzierung ist u.a. abhängig von der Kredit-
marktsituation, der Zinshöhe, den Wechselkurserwartungen, den Inkasso- und
Devisenvorschriften der beteiligten Länder, der Kreditwürdigkeit der Beteilig-
ten usw.

• Die Vereinbarung der Abtretbarkeit (Übertragbarkeit) der Zahlungsansprüche
sowie der vom Importeur eventuell gestellten Sicherheiten als Kreditsicherheit
an Refinanzierungsstellen (Banken, Factoringgesellschaften usw.) ist zweckmä-
ßig.

Refinanzierungskosten u.a. • Diese umfassen im engeren Sinne Zinsen, Kredit(einräumungs)provisionen u.ä.
Kosten, die von den RefinanzierungssteUen in Rechnung gestellt werden.
Im weiteren Sinne können hierunter auch die Prämien der Kreditversicherung
sowie andere Sicherungskosten verstanden werden.

• Vereinbarung über die Verteilung der Refinanzierungskosten:
-

im Rahmen des vereinbarten Zahlungsinstruments (zu Lasten von Exporteur
oder Importeur);

-

in Verbindung mit der Übernahme der Refinanzierung (zu Lasten von Ex-
porteur oder Importeur);

-

durch Vereinbarung eines sog. Abnehmerzinses, eventuell auch eines sog.
Bauzinses bei längeren Fabrikationszeiten (zu Lasten des Importeurs).

• Bei der Verteilung der Refinanzierungskosten sind die Inkasso- und Devisen-
vorschriften der beteiligten Länder zu beachten.
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Kosten der Zahlungsabwick-
lung

Zahlungsinstument
(Zahlungsart)

Sicherstellung

Einheitliche Richtlinien

Zustimmungs- bzw. Genehmi-
gungsvorbehalte

Diese umfassen Bankspesen, Provisionen, Aufwandsentschädigungen, Wechsel-
steuer, diverse Abgaben u.ä.
Grundsätzlich mögliche Verteilungen:
-

ausschließlich zu Lasten des Importeurs,
-

ausschließlich zu Lasten des Exporteurs,
-

anteilmäßig, entsprechend den im jeweiligen Land angefallenen Kosten,

-

andere Verteilung.
Die tatsächliche Kostenverteilung hängt von der Verhandlungsmacht der Betei-
ligten, von den Inkassovorschriften der beteiligten Länder u.a. ab.
Großes Spektrum alternativer, auf den Einzelfall hin modifizierbarer Zahlungs-
instrumente, deren Auswahl in enger Abhängigkeit zu den übrigen im Kaufver-
trag festzulegenden Kriterien steht:

-

reine (nichtdokumentäre) Zahlungsinstrumente (clean payment), z.B. Aus-
landsüberweisung, Auslandsscheck, Auslandswechsel;

-

dokumentäre Zahlungsinstrumente, z.B. Dokumenteninkassi mit verschiede-
nen Ausprägungen, Dokumentenakkreditive mit mehreren Gestaltungsmög-
lichkeiten.

Einige Zahlungsinstrumente schließen die maßgeblichen Merkmale der Zah-
lungsbedingung mit ein (z.B. Dokumentenakkreditive) und sind insoweit zu-

gleich Zahlungsbedingung.
Sicherstellung von Exporteur bzw. Importeur:
-

durch ausdrückliche Bestellung von Sicherheiten (z.B. Bestellung einer Ga-
rantie der Exporteurbank zu Gunsten des Importeurs zur Absicherung einer
Vorauszahlung des Importeurs);

-

durch Vereinbarung eines geeigneten Zahlungsinstruments (z.B. Dokumen-
teninkasso als Zug-um-Zug-Abwicklung "Dokumente gegen Zahlung bzw.
Akzeptleistung" oder Dokumentenakkreditiv).

Der Eigentumsvorbehalt bietet dem Exporteur meistens keine hinreichende Si-
cherheit.
Vereinbarung im Kaufvertrag zweckmäßig, Dokumentenakkreditive bzw. Doku-
menteninkassi auf Grundlage der jeweiligen "Einheitlichen Richtlinien" abzu-
wickeln.
Bei (beabsichtigter) Versicherung der Zahlungsrisiken bzw. bei beabsichtigter
Refinanzierung des Exportgeschäfts ist (zumindest bei größeren bzw. langlau-
fenden Geschäften) die Aufnahme eines Vorbehalts in den Kaufvertrag zweck-
mäßig, wonach die (unverbindlich) aufgenommenen Zahlungsbedingungen der
Zustimmung/Genehmigung durch die Versicherungsgesellschaft (Hermes) bzw.
durch die Refinanzierungsstelle bedürfen.

2.2 Häufige Zahlungsbedingungen
Grobeinteilung Unter dem Blickwinkel des Zeitpunkts der Zahlung lassen sich die

wichtigsten Zahlungsbedingungen grob einteilen in:
• Vorauszahlung bzw. Anzahlungen);
• Zahlung mit Dokumentenakkreditiv:

Sichtzahlung gegen Dokumente (Sichtzahlungsakkreditiv),
Hinausgeschobene Zahlung gegen Dokumente (Deferred-pay-
ment-Akkreditiv),
Akzeptleistung einer Bank gegen Dokumente (Akzeptakkredi-
tiv);
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• Zahlung mit Dokumenteninkasso:
Dokumente gegen Zahlung,
Dokumente gegen Akzeptleistung,
Dokumente gegen unwiderruflichen Zahlungsauftrag;

• Zahlung gegen Nachnahme;
• Zahlung nach Erhalt der Ware gegen einfache Rechnung;
• Einräumung längerfristiger Zahlungsziele (evtl. Ratenzahlung).
Bei Exportgeschäften mit mittel- oder langfristigen Zahlungszielen
setzt sich die Zahlungsbedingung aus mehreren Komponenten zu-

sammen, z.B. aus Anzahlung, Zwischenzahlung mittels Dokumen-
tenakkreditiv oder mittels Dokumenteninkasso (sog. Dokumenten-
rate) und längerfristigem Zahlungsziel.
• Sofern die Beteiligten im Kaufvertrag ein Dokumenteninkasso Hinweise

oder ein Dokumentenakkreditiv vereinbaren, haben sie dieses
Zahlungs- und Sicherungsinstrument genau zu spezifizieren. Die
dazu notwendigen Merkmale der verschiedenen Formen von

Dokumenteninkassi und Dokumentenakkreditiven sind umfas-
send in den Kapiteln "4.2 Dokumenteninkassi" und "43 Doku-
mentenakkreditive" beschrieben.

• Zum Teil werden die Zahlungen (Zahlungsziele) in Wechsel-
form gekleidet. Eine umfassende Darstellung des Wechsels, der
Wechselarten und der Wechselzahlung findet sich in Kapitel 3.4.

• In Abschnitt 2.2.3 finden sich englische/deutsche Abkürzungen
und Kurzbezeichnungen maßgeblicher Zahlungsklauseln im in-
ternationalen Handelsverkehr.

• In Kapitel 10 ist ein Fachwörterverzeichnis in deutscher, franzö-
sischer, englischer, italienischer und spanischer Sprache abge-
druckt.

2.2.1 Darstellung und Beurteilung häufiger Zahlungsbedingungen

2.2.1.1 Vorauszahlung bzw. Anzahlung(en)

Charakterisierung
Die volle Vorauszahlung des vereinbarten Kaufpreises kann der Ex- Beispiele für Voraus
porteur im Kaufvertrag nur selten und nur unter bestimmten Vor- Zahlungen
aussetzungen durchsetzen, z.B.
• wenn Vorauszahlungen ohnehin branchenüblich sind;
• beim Export von Spezialerzeugnissen, die u.U. nach den Plänen

des Importeurs gefertigt werden und die für den Exporteur des-
wegen anderweitig nicht verwertbar sind (Werkzeugbau, Spe-
zialmaschinenbau u. Ä.);

• beim Export von Erzeugnissen mit langen Herstellungszeiten
bzw. beim Anlagenbau;

• bei Neukunden, deren Kreditwürdigkeit noch nicht beurteilt
werden kann;

• bei einer monopolartigen Stellung des Exporteurs.
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Anzahlung/Abschlags- Eine Anzahlung ist als eine teilweise Vorauszahlung auf den Kauf-
zahlung(en)/Ratenzah- preis zu charakterisieren. Werden weitere Anzahlungen während
lung(en) der Herstellungsphase (z.B. entsprechend dem Baufortschritt) ge-

leistet, wird in der Praxis manchmal von Abschlagszahlungen/Zwi-
schenzahlungen gesprochen. Verbleibt im Zeitpunkt der Ausliefe-
rung der Exportgüter bzw. im Zeitpunkt der Abnahme einer Anlage
durch den Importeur eine Restforderung, dann ist im Kaufvertrag
über das einzuräumende Zahlungsziel und über die eventuelle Ra-
tenzahlung eine Vereinbarung zu treffen.

Beispiel Typisch sind Anzahlungen sowie Ratenzahlungen bei größeren Ma-
schinenexporten bzw. bei Anlagen, die z.B. folgende Fälligkeiten
und Beträge aufweisen können:
• 10% des Kaufpreises als Anzahlung, zahlbar 30 Tage nach Ver-

tragsabschluss (In-Kraft-Treten des Vertrags);
• 10% des Kaufpreises gegen Versanddokumente auf Grundlage

eines zu Gunsten des Exporteurs zu eröffnenden unwiderrufli-
chen Dokumentenakkreditivs (sog. Dokumentenrate);

• 80% in acht gleichen Halbjahresraten, deren erste 180 Tage
nach Abnahme der Maschine/Anlage fällig gestellt ist.

Instrumente Die Instrumente, mit denen Voraus- bzw. Anzahlungen geleistet
werden, können -wie das vorstehende Beispiel zeigt- unterschied-
lich sein: Die Anzahlung erfolgt als sog. reine Zahlung, nämlich
durch Überweisung bzw. (seltener) mit einem Scheck. Die Doku-
mentemate erhält der Exporteur mittels eines zu seinen Gunsten
eröffneten Akkreditivs oder mittels Dokumenteninkasso, also mit
einer dokumentären Zahlungsform. Die angesprochenen Halbjah-
resraten, die allerdings nicht mehr Voraus- bzw. Anzahlungen sind,
werden manchmal in Wechselform gekleidet, sodass hier ein weite-
res Zahlungsinstrument in Erscheinung tritt.

Beurteilung
Geringes Restrisiko Erhält der Exporteur vom Importeur die volle Vorauszahlung des
des Exporteurs Kaufpreises in einem Zeitpunkt, in dem er weder die Waren bei

seinem Vorlieferanten geordert noch mit der Produktion begonnen
hat, also bei oder kurze Zeit nach Vertragsabschluss, dann ist der
Exporteur verschiedener Risiken enthoben:
Zunächst entfallen praktisch das Fabrikationsrisiko ebenso wie das
Risiko des verzögerten Zahlungseingangs, das Zahlungsausfallrisiko
und das politische Risiko. Bei Vorauszahlungen in Fremdwährung
entfällt ab dem Zeitpunkt des Zahlungseingangs überdies das
Wechselkursrisiko.
Von Bedeutung ist insbesondere bei langen Herstellungszeiten, dass
die Finanzierungslasten der gesamten Produktionsphase ausschließ-
lich auf den Importeur überwälzt sind.
Schließlich ist das Warenabnahmerisiko des Exporteurs als gering
einzustufen, zum einen, weil der Importeur nach erfolgter Voraus-
zahlung in schwacher Position ist, zum anderen, weil sich die Konse-
quenzen der Weigerung des Importeurs, die Waren abzunehmen,
für den Exporteur durch Zugriff auf die Vorauszahlung in engen
Grenzen halten.
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Im Gegensatz zum Exporteur sind die Risiken des Importeurs er-
heblich:
Es ist keine Frage, dass sich nach geleisteter Vorauszahlung die
Position des Importeurs im Falle der Nichterfüllung des Kaufver-
trags durch den Exporteur oder bei mängelbehafteter Lieferung,
wenn nicht rechtlich, so doch zumindest faktisch wesentlich ver-

schlechtert. Dies gilt auch bei Eintritt des politischen Risikos, bei-
spielsweise durch staatliche Maßnahmen des Exportlandes, die die
Auslieferung der Waren an den Importeur verhindern.
Überdies entsteht die Gefahr, dass der RückZahlungsanspruch des
Importeurs gefährdet sein kann, weil sich der Exporteur weigert
oder wegen Zahlungsunfähigkeit nicht mehr in der Lage ist, den
Kaufvertrag zu erfüllen bzw. dem Importeur die empfangene Vor-
auszahlung zurückzuerstatten. Als Instrument der Sicherstellung
des Importeurs ist in dieser Situation die Anzahlungsgarantie der
Exporteurbank vorteilhaft.
Ist die Vorauszahlung aus Sicht des Importeurs in Fremdwährung zu

leisten, dann entfällt ab dem Zeitpunkt der Zahlung das Wechsel-
kursrisiko.
Dagegen sind die Finanzierungslasten des Importeurs in jedem Fall
hoch, weil er einerseits die Vorauszahlung regelmäßig durch Auf-
nahme von Bankkrediten finanzieren muss und weil ihm anderer-
seits die Waren zur Nutzung bzw. zum Weiterverkauf erst nach
einem längeren Zeitraum zur Verfügung stehen.
Für Anzahlungen im Sinne teilweiser Vorauszahlungen gilt diese
Beurteilung analog.

Hohes Risiko des Im-
porteurs:
-

Nichterfüllung u. Ä.

Rückzahlungsan-
spruch

Wechselkursrisiko

-

Finanzierungslasten

Analoge Beurteilung

2.2.1.2 Dokumentenakkreditive

Charakterisierung
Im Kern umfasst ein Dokumentenakkreditiv ein -im Auftrag des
Importeurs abgegebenes- Versprechen einer Bank (Akkreditiv-
bank) an den Exporteur Zahlung zu leisten, sofern dieser die Ak-
kreditivbedingungen, insbesondere durch Einreichung von genau
bestimmten (Versand-)Dokumenten erfüllt. Dieses Zahlungsver-
sprechen wird von den Banken in aller Regel unwiderruflich zu
Gunsten der Exporteure abgegeben. Im Wesentlichen sind folgende
Arten von Dokumentenakkreditiven zu unterscheiden:
Bei einem Sichtzahlungsakkreditiv (kurz: Sichtakkreditiv) erhält der
begünstigte Exporteur den Akkreditivbetrag von einer als Zahlstelle
benannten Bank Zug-um-Zug gegen die Einreichung der (Ver-
sand-)Dokumente ausgezahlt. Insoweit liegt hier -grob umrissen- ei-
ne bankgarantierte Abwicklung "Dokumente gegen Zahlung" vor.

Im Gegensatz zum Sichtzahlungsakkreditiv erfolgt beim Akkreditiv
mit hinausgeschobener Zahlung (Deferred-payment-Akkreditiv)
die Abwicklung zeitlich versetzt: Der Exporteur erhält die Zahlung
nicht im Gegenzug zur Einreichung der (Versand-)Dokumente,
sondern erst im Zeitpunkt der Fälligkeit der hinausgeschobenen
Zahlung. Entscheidend ist, dass auch dieser, auf ein späteres Datum

Allg. Definition

Sichtzahlungs-
akkreditiv

Akkreditiv mit hinaus-
geschobener Zahlung
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hinausgeschobene Zahlungsanspruch des Exporteurs von der Ak-
kreditivbank unwiderruflich zu erfüllen ist.

Akzeptakkreditiv Eine ähnliche Grundstruktur weist das Akzeptakkreditiv auf, bei
dem die hinausgeschobene Zahlung in Wechselform gekleidet ist:
Sofern die Akkreditivbank den Wechsel nicht selbst akzeptiert, son-
dern eine andere Bank damit beauftragt (Remboursakkreditiv, das
die Regel ist), haftet sie und die Akzeptbank (Remboursbank) für
die Einlösung des Wechsels (des Bankakzepts) bei Fälligkeit.

Anwendung Die Stellung eines Dokumentenakkreditivs wird vom Exporteur
häufig dann im Kaufvertrag durchzusetzen versucht, wenn Produkte
exportiert werden, die im Fall der Nichtabnahme anderweitig nicht
oder nur schwierig zu verwerten sind bzw. wenn die Kreditwürdig-
keit des Abnehmers nicht bekannt ist oder gar zu Zweifeln Anlass
gibt u.a.m. Dokumentenakkreditive lassen sich über die oben skiz-
zierten Grundformen hinaus in vielerlei Hinsicht dem einzelnen Ex-
portgeschäft und den jeweiligen Interessenlagen der Beteiligten
anpassen.

Hinweis Die verschiedenen Akkreditivarten sind ausführlich in Kapitel 43
dargestellt.

Beurteilung
Hohe Sicherheit für Dokumentenakkreditive stellen für den Exporteur eine weit rei-
den Exporteur chende Sicherheit dar, sofern diejenige Bank, die das Zahlungsver-

sprechen zu seinen Gunsten abgibt (Akkreditivbank), zahlungsfähig
ist und ihren Sitz in einem Land ohne politischem Risiko hat. Ist das
Akkreditiv überdies unwiderruflich und unmittelbar nach Abschluss
des Kaufvertrags eröffnet worden, dann entfällt für den Exporteur
praktisch das Fabrikationsrisiko, weil ihm dieses Zahlungsverspre-
chen nicht mehr entzogen werden kann. Analog ist das Zahlungs-
verzögerungsrisiko und das Zahlungsausfallrisiko des Exporteurs zu

beurteilen.
Hebt man allerdings die obigen Annahmen auf, dann können die
genannten Risiken -mangels anderweitiger Absicherung- ausgeprägt
in Erscheingung treten: Dies gilt für das politische Risiko ebenso
wie für die Zahlungsunfähigkeit der Akkreditivbank.
Bei Fremdwährungsakkreditiven kann dem Exporteur ein Wech-
selkursrisiko bis zum Zeitpunkt der Zahlung entstehen. Dagegen ist
das Warenabnahmerisiko in der Regel als gering zu veranschlagen,
zumal der Exporteur im Zeitpunkt der Ankunft der Waren beim
Importeur im Allgemeinen die Leistung aus dem Akkreditiv bereits
beansprucht (erhalten) hat und dem Exporteur diese Leistung we-

gen der Unwiderruflichkeit des Zahlungsversprechens ohnehin
nicht mehr entzogen werden kann.
Finanzierungskosten fallen für den Exporteur bei Sichtzahlungsak-
kreditiven bis zum Zeitpunkt der Benutzung des Akkreditivs, also
während einer evtl. Produktionsphase an. Von größerem Gewicht
sind die Finanzierungskosten bei Akkreditiven mit hinausgeschobe-
ner Zahlung bzw. bei Akzeptakkreditiven. Da indessen der Impor-
teur von den darin eingeschlossenen Zahlungszielen profitiert, wird
der Exporteur in der Zahlungsbedingung des Kaufvertrags eine Re-
gelung durchzusetzen suchen, die dem Importeur diese Finanzie-


